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Texte fraoi;ais 

Zusarnrnenfassun_g 
der Beratungen 

Gestützt auf Artikel 160 Absatz 1 der Bundesverfassung und Artikel 21 bis des Geschäftsverkehrsgesetzes 
reiche ich folgende Parlamentarische Initiative in der Form der allgemeinen Anregung ein: 
Es sind die nötigen gesetzlichen Grundlagen auszuarbeiten, die es dem Bund ermöglichen, die Gemeinden 
bei der Einrichtung von familienergänzenden Betreuungsplätzen (Krippen, Horte, Tagesfamilien, 
Tagesschulen usw.) finanziell zu unterstützen. 
Der Bund soll während zehn Jahren nach Inkrafttreten der entsprechenden gesetzlichen Grundlagen als 
Anstossfinanzierung jährlich maximal 100 Millionen Franken an familienergänzende Betreuungsplätze 
beisteuern. Die Einrichtungen müssen staatlich anerkannt sein. Die Plätze werden durch den Bund während 
höchstens zwei Jahren nach der Gründung entsprechender Einrichtungen oder Betreuungsverhältnisse 
unterstützt. Die Unterstützung soll einen Drittel der Betriebskosten nicht übersteigen. 

Begründung 
Es ist erfreulich, dass dem Bund durch die bessere Wirtschaftslage mehr finanzieller Spielraum zur Verfügung 
steht. Diese zu erwartenden Mehreinnahmen aber in Form von Steuergeschenken an die Banken und die 
Reichen weiterzugeben macht volkswirtschaftlich keinen Sinn. Stattdessen sind diese Einnahmen in erster 
Linie für die Schuldensanierung zu verwenden. zweitens sollen damit diejenigen Menschen in unserem Land 
entlastet werden, die während der Rezession verloren haben, d. h. die unteren und mittleren Einkommen. 
Und drittens soll der Staat diesen finanziellen Spielraum nutzen, um dort zu investieren, wo uns in Zukunft ein 
Engpass droht, d. h. u. a. in die Rahmenbedingungen und in die Infrastruktur, die es braucht, damit Mütter 
und Väter Beruf und Familie vereinbaren können. 
Diese fehlende Vereinbarkeit von Familie und Beruf schafft immer grössere Probleme. 
- In verschiedenen Berufen ist bereits wieder ein Arbeitskräftemangel festzustellen. Am augenfälligsten ist er 
bei den Informatikerinnen und Informatikern. Aber auch in der Pflege macht sich ein deutlicher Mangel an 
Arbeitskräften breit. Andere Berufsfelder werden folgen. Während das Kantonsspital Winterthur per Inserat 
Krankenschwestern in Norwegen sucht, weigert sich dieselbe Spitalleitung, eine Krippe einzurichten, um 
Müttern und Vätern auch nach der Geburt ihrer Kinder zu ermöglichen, ihren Beruf auszuüben. 
- Die Geburtenzahlen sinken in der Schweiz stetig. Gerade mal 1,5 Kinder pro Frau im gebärfähigen Alter 
kommen in der Schweiz zur Welt. Wallten wir die Bevölkerungszahl stabilisieren, müssten es 2, 1 Kinder sein. 
Die Gründe für die sinkenden Geburtenzahlen sind bekannt: eine allgemeine Unsicherheit vor der Zukunft. 
finanzielle Engpässe und die Unvereinbarkeit von Familie und Beruf. 
- Die Anzahl der Scheidungen nimmt zu. Rund vier von zehn Ehen werden geschieden - die meisten, wenn 
die Kinder noch schulpflichtig sind. Mütter, die wegen der Kinder aus der Erwerbsarbeit ausgestiegen sind, 
haben es nach einer Scheidung ausserordentlich schwer, beruflich wieder Tritt zu fassen, und sind deshalb 
weit überdurchschnittlich auf staatliche Hilfe angewiesen. 
Diese Probleme können u. a. mit einem deutlichen Ausbau der familienergänzenden Betreuungsplätze 
(Krippen, Horte, Tagesfamilien, Tagesschulen usw.) gelöst werden. Dies umso mehr, als diese Einrichtungen 
auch aus pädagogischer Sicht sehr erwünscht sind. Vier von zehn Kindern wachsen heute als Einzelkinder 
auf. Dazu kommen all diejenigen Kinder mit deutlich älteren und deutlich jüngeren Geschwistern. Die 
Möglichkeiten des sozialen Lernens innerhalb der Familie werden immer kleiner. Zudem we1ss man heute, 
dass eine längere und regelmässigere Verweildauer in der Schule oder im Kindergarten auf die Kinder 
beruhigend wirken kann. Die täglich wechselnden Schulzeiten und der schnelle Rhythmuswechsel zwischen 
Schule und Zuhause durch die zerstückelten Stundenpläne und kurzen Schulzeiten widersprechen den 
kindlichen Bedürfnissen und bedeuten oft unnötigen Stress. Auch die Gefahren auf den Schulwegen könnten 
reduziert werden, wenn die Kinder gleichzeitig und wenn möglich nur noch einmal am Tag zur Schule gingen. 
Erinnern wir uns doch an früher: In ländlichen Gemeinden waren Ganztageskindergärten und Mittagstische 
bis vor kurzem absolut üblich. Die langen Schulwege und die beruflichen Verpflichtungen der Bauernfamilien 
machten solche Angebote nötig, aber auch möglich - zum Nutzen aller. 
Trotz dieses offenkundigen Bedarfs und des ebenso offenkundigen Nutzens für alle Beteiligten fehlen in der 
Schweiz Tausende von Betreuungsplätzen. Das Vorschulwesen und grösstenteils auch die Ausgestaltung der 
Volksschule sind in der Schweiz kommunal geregelt. Es hat sich 1n den vergangenen Jahren gezeigt, dass es 
keine "Entwicklung von unten" geben wird. Die Verantwortlichen in den Gemeinden sind meist viel zu weit 
vom Thema weg. Die betroffenen Eltern resignieren, da sie damit rechnen müssen, dass ihre Kinder längst 
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nicht mehr profitieren würden, wenn eine Einrichtung nach jahrelangem Kampf endlich gegründet werden 
könnte. Angesichts der volkswirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bedeutung muss deshalb der Bund mit 
einem konkreten Engagement klarmachen, dass er an einem Ausbau des familienergänzenden Angebotes 
interessiert ist. Eine Anstossfinanzierung, die auf zehn Jahre beschränkt ist, könnte vieles in Bewegung 
setzen, ohne die staatliche Kompetenzordnung in Frage zu stellen. Nach zehn Jahren würde sich der Bund 
wieder vollumfänglich aus diesem Engagement zurückziehen. 
Mit 100 Millionen Franken könnten jährlich rund 12 500 Krippenplätze zu einem Drittel der Betriebskosten 
finanziert werden. (Kosten für einen Krippenplatz: etwa 90 Franken pro Tag, d. h. rund 8000 Franken pro 
Jahr.) Bei Hort-, Tagesfamilien- und Tagesschulplätzen vergrössert sich diese Zahl, da diese Angebote pro 
Tag etwas weniger kosten (weniger reine Betreuungsstunden pro Tag). Mit einer Mischrechnung können wir 
demnach von jährlich rund 20 000 Plätzen ausgehen. Würden alle zwei Jahre 20 000 familienergänzende 
Betreuungsplätze gegründet, hätte die Schweiz nach zehn Jahren rund 100 000 zusätzliche 
Betreuungsplätze. Im Jahre 1990 standen in der Schweiz rund 42 000 Betreuungsplätze zur Verfügung. 
Wenn wir die Entwicklung der vergangenen zehn Jahre berücksichtigen, können wir davon ausgehen, dass 
gegenwärtig rund 50 000 Plätze in Krippen, Horten, Tagesfamilien und Tagesschulen zur Verfügung stehen. 
Zum Vergleich: In der Schweiz leben zurzeit rund 1,2 Millionen Kinder zwischen O und 14 Jahren. Studien 
zeigen, dass ein Platz von rund 1,3 Kindern belegt wird. Mit andern Worten: 150 000 Plätze kommen rund 
200 000 Kindern zugute. Oder anders gesagt: Mit 150 000 Betreuungsplätzen könnte rund jedes sechste Kind 
teilzeitl1ch von einem Platz in einer Krippe, einem Hort, einer Tagesschule oder einer Tagesfamilie profitieren. 
Rund sechs von zehn Mütter mit Kindern unter 15 Jahren sind heute (teilweise) erwerbstätig. Daraus ersieht 
man deutlich, dass das oben skizzierte Angebot etwa den künftigen Bedürfnissen entsprechen dürfte. 
Erfahrungen zeigen, dass eine neu gegründete Krippe rund zwei Jahre benötigt, bis ihr Betrieb optimal läuft 
und das Angebot regelmässig ausgelastet ist. In dieser Startphase, in der auch oft zusätzliche Investitionen 
anstehen, soll der Bund private und öffentliche Trägerschaften unterstützen können. Eine familienergänzende 
Einrichtung, die allen sozialen Schichten offen stehen soll, muss mit einem sozialen Tarifsystem geführt 
werden. In Krippen, die von den Gemeinden subventioniert werden, decken die Beiträge der Eltern rund einen 
Drittel der Kosten. Damit die Belastung für die Gemeinde berechenbar bleibt, soll der Bundesbeitrag diesen 
einen Drittel der Betriebskosten nicht übersteigen. Der Bund würde also konkret die Gründungskosten 
(Planungskosten, Investitionen, Anschaffungen, Öffentlichkeitsarbeit usw.) sowie die Kosten, die durch eine 
anfänglich unregelmässige Auslastung entstehen, übernehmen. 

Chronologie: 
21.03.2001 NR Der Initiative wird Folge gegeben. 
Vorlage 1 
Bundesgesetz über Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung 

Chronologie: 
17.04.2002 NR Beschluss gemäss Antrag der Kommission. 
18.06.2002 SR Abweichend. 
30.09.2002 NR Zustimmung. 
04.10.2002 NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
04.10.2002 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
Bundesblatt 2002 6491; Ablauf der Referendumsfrist: 23. Januar 2003 
Amtliche Sammlung des Bundesrechts 2003 229 

Vorlage 2 
Bundesbeschluss über Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung 

Chronologie: 
17.04.2002 NR Beschluss gemäss Antrag der Kommission. 
18.06.2002 SR Abweichend. 
30.09.2002 NR Zustimmung. 
Dieser Beschluss wird im Bundesblatt veröffentlicht, sobald die entsprechende Rechtsgrundlage in Kraft tritt. 
Bundesblatt 2003 410 

Amtliches Bulletin • die Wortprotokolle 

Zuständig 
Behandelnde Kommissionen 

Departement des Innern (EDI) für alle Vorlagen 
Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit NR iS_GK-NR) 
Antrag: Differenzbereinigung 
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Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit SR (SGK-SR) 
Antrag: Eintreten 

22. Februar 20Q1_-_K_ommission für ~0_1_lc1_Le Sicherheit und_C3esundheit -
t-lc:itionalrat 

Q2.3008 

Ae_QJ:)li Wartmann R~ine - Chappuis_Liliane - Chiffelle Pierre - ® Dardel 
Jean-Nils - Qosmonq Beguelin MfillY_~~ - Fä~s~r-Q§terwalderJ·lilde_gcirJ:J -
Eetz Ar1_itg - Garbani_V_?lerie - GQII__C::hnstine - Gr_oss Jost - ~ysJn Remo -
HaE::l[ing ßc3.rg_ara - Hämme.rle AndrE::l_a - Hofmann Urs - J_Q;,sen-ZiDsst_c1.9 
Peter - Koc_b_Ur~L.JI.<! - Leute.o.eilllfil Oberholzer Susanne - MlliU_ard P1erre_­
Yve.§ - Marti Werner - _f:e_drina f?biQ - Rechsteiner Rudolf - B_ossini 
S.tephane - Sc_t,waab JearJ......Lc1rnu_e;; - Somrnaruga_Sim_QtNtta - Strcl_h_m 
RudQli - fäu_mp_[)oris - Jhao.ei Anita - Vollmer Peter - \t\'yss Ursula (29) 

Kinderbetreuung; Tagesschule; Subvention; 

~ Horne 
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Deutscher Text 

Synthese des 
deliberations 

Me fondant sur l'article 160 alinea 1 er de la Constitution federale et sur l'article 21 bis de la loi sur les rapports 
entre les conseils, je depose !'initiative parlementaire suivante presentee sous la forme d'une demande 
conr,;ue en termes generaux: 
II est necessaire d'elaborer des bases legales propres a permettre a la Confederation d'apporter un soutien 
financier aux communes qui creent des places d'accueil pour les enfants afin de seconder les familles 
(creches, garderies, meres de jour, ecoles a demi-pension, etc.). 
Pendant les dix ans qui suivront l'entree en vigueur de ces bases legales, la Confederation stimulera la 
creation de places d'accueil pour les enfants en affectant 100 millions de francs par an au maximum a leur 
financement. Les structures qui beneficieront de cette aide devront etre reconnues par l'Etat. La 
Confederation ma1nt1endra son soutien financier pendant deux ans au plus a compter de la creation de la 
structure ou du debut de la prise en charge. La participation financiere de la Confederation ne devra pas 
representer plus d'un tiers des frais d'exploitat1on. 

Developpement 
L'embellie economique permet a la Confederation d'avoir les coudees plus franches sur le plan financier, et 
on s'en felicite. Cependant, il serait peu rationnel de reverser les recettes supplementaires aux banques et 
aux riches sous forme de cadeaux fiscaux. Ces recettes doivent etre affectees en premier lieu au 
remboursement des dettes. Elles doivent etre utilisees en second lieu pour alleger les charges de ceux et 
celles que la recession a mis a mal, c'est-a-dire des personnes a bas revenu et des classes moyennes. En 
troisieme lieu, elles doivent servir a financer les investissements de l'Etat dans les secteurs ou la s1tuation 
menace de devenir critique, notamment dans des actions qui ameliorent les structures d'accueil et les 
possibilites de garde des enfants et permettent aux peres et meres de concilier vie familiale et vie 
professionnelle. 
La difficulte de concilier travail et famille pose en effet des problemes croissants. 
- Plusieurs professions souffrent d'une penurie de personnel qualifie. Le cas le plus flagrant est celui du 
secteur 1nformatique; mais cette penurie se fait sentir egalement dans le domaine des soins, et eile menace 
de s'etendre a d'autres secteurs. Alors que l'höpital cantonal de Winterthour recherche des infirmieres en 
Norvege par voie d'annonces, la direction du meme höpital refuse de creer une creche afin de permettre aux 
meres et peres de continuer a exercer leur metier apres la naissance de l'enfant. 
- En Suisse, la natalite ne cesse de ba1sser; les femmes en äge de procreer mettent en moyenne 1,5 enfant 
au monde. Pour reequilibrer l'evolution demographique, il faudrait porter ce chiffre a 2, 1 enfants. Les raisons 
de la baisse de la natalite sont connues: avenir incertain, difficultes financieres et imposs1b1lite de concilier 
travail et famille. 
- Le nombre de divorces ne cesse d'augmenter. Environ quatre couples sur dix divorcent, et ces divorces ont 
lieu pour la plupart quand les enfants sont scolanses. Les meres qui ont quitte le monde du travail pour cause 
de maternite ont beaucoup de difficultes a reprendre pied dans la vie active apres un divorce. Elles 
dependent donc des aides de l'Etat dans une proportion bien superieure a la moyenne. 
On pourra1t resoudre ces problemes en developpant, entre autres, les structures et possibilites d'accueil des 
enfants en dehors de la famille (creches, garderies, meres de jour, ecoles a demi-pension, etc.), d'autant plus 
que ces formules sont tres interessantes du point de vue pedagogique. Aujourd'hui, en effet, quatre enfants 
sur dix sont des enfants uniques, sans parler des enfants qui ont des freres et soeurs sensiblement plus äges 
ou sensiblement plus jeunes. L'apprentissage de l'autre peut de moins en moins se faire au sein de la cellule 
familiale. En outre, on sait aujourd'hu1 que l'enfant qui passe plus de temps au jardin d'enfants ou a l'ecole et 
qui y va a des heures regulieres est moins perturbe. La fragmentation de l'emploi du temps des ecoliers fait 
que le nombre d'heures de classe varie beaucoup d'une journee a l'autre; de plus, la reduction du temps de 
presence a l'ecole oblige l'enfant a passer rapidement du rythme de l'ecole a celui de la maison, ce qui 
l'expose a un stress inutile. Ajoutons que le chemin de l'ecole serait moins dangereux pour les enfants s'1ls 
allaient a l'ecole en meme temps et, si poss1ble, une seule fois par jour. Dans les communes rurales, il etait 
tres courant, recemment encore, que les jardins d'enfants s01ent ouverts toute la journee et disposent de 
cantines. La longueur des trajets scolaires et les obligations profess1onnelles des fam1lles paysannes 
rendaient necessaire - et donc possible - ce type de structure, et tous y trouvaient leur interet! 
Malgre un besoin patent de structures et malgre les avantages non moins patents qu'elles presenteraient 
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pour tous les interesses, il manque en Suisse des milliers de places d'accueil. Dans notre pays, les annees 
prescolaires et, tres souvent aussi, l'organisation de l'ecole pendant la scolarite obligatoire sont regies par des 
reglementations communales. L'experience des dernieres annees montre que le changement ne viendra pas 
"d'en bas". Les responsables communaux sont, pour la plupart, tres peu sensibilises a ce probleme. Quant 
aux parents, ils finissent parse resigner, car ils savent que si une structure devait enfin voir le jour apres des 
annees de lutte, leurs enfants n'en profiteraient de toute fagon pas. La Confederation doit montrer, par une 
action concrete, qu'elle a compris l'enjeu economique et social du probleme et qu'elle est soucieuse 
d'ameliorer les possibilites d'accueil des enfants en dehors de la famille. En assurant un financement sur d1x 
ans, la Confederation creerait une puissante dynamique sans que l'organisation des competences des 
collectivites publiques soit remise en cause. La duree de ce financement serait limitee a dix ans: apres cette 
periode, la Confederation se desengagera1t totalement. 
100 millions de francs permettraient de couvrir un tiers des frais d'exploitation de quelque 12 500 places de 
creche (une place de creche coute pres de 90 francs par jour, soit environ 8000 francs par an). Le nombre de 
places d'accueil qui pourraient etre financees dans les garderies, chez les meres de jour et dans les ecoles a 
demi-pension serait plus eleve encore etant donne que ces structures coutent moins eher (moins d'heures de 
prise en charge par jour). Au total, la somme proposee permettra1t de financer environ 20 000 places d'accue1I 
par an. Si 20 000 places d'accueil etaient creees tous les deux ans, la Suisse disposera1t de quelque 100 000 
places supplementaires au bout de dix ans. En 1990, eile disposait de 42 000 places. Si l'on tient campte de 
l'evolution des dix dernieres annees, on peut considerer que les creches, les garderies, les meres de jour et 
les ecoles a demi-pension sont aujourd'hui en mesure d'accueillir quelque 50 000 enfants. Or, la Suisse 
campte actuellement pres de 1 ,2 million d'enfants äges de O a 14 ans. Les etudes montrent qu'une place est 
occupee par 1,3 enfant. Autrement d1t, 200 000 enfants peuvent se partager 150 000 places. En d1sposant de 
150 000 places, on pourrait confier un enfant sur six a temps partiel a une creche, a une garderie, a une mere 
de jour ou a une ecole a demi-pension. Sur dix meres ayant des enfants de moins de 15 ans, on en 
denombre actuellement s1x qui travaillent (a temps partiel). La proposition esquissee ci-avant permettrait donc 
de repondre aux besoins de demain. 
L'experience montre qu'1I taut deux ans pour qu'une creche fonctionne de fagon optimale et so1t exploitee en 
permanence au maximum de sa capacite. La Confederation doit pouvoir apporter un soutien financier aux 
collectivites et aux organisations privees pendant cette phase de demarrage, qui exige souvent des 
investissements supplementaires. Pour que la structure soit accessible a toutes les classes sociales, il taut 
que les tarifs soient raisonnables. Dans les creches subventionnees par la commune, la participation des 
parents couvre environ un tiers des frais. Pour que les communes puissent faire un calcul fiable de leurs 
charges financieres, l'apport de la Confederation ne do1t pas depasser un tiers des frais d'explo1tation. 
Concretement, cela veut dire que la Confederation prendrait a sa charge les frais d'amenagement de la 
structure (planification, investissements, achats, information du public) a1ns1 que les frais occasionnes par une 
sous-exploitation de la capacite d'accueil pendant l'etape de mise en route. 

Chronologie: 
21-03-2001 CN Decide de donner suite a l'initiat1ve. 
Projet 1 
Loi federale sur les aides financieres a l'accueil extra-familial pour enfants 

Chronologie: 
17-04-2002 CN Decision conforme au projet de la comm1ssion. 
18-06-2002 CE Divergences. 
30-09-2002 CN Adhesion. 
04-10-2002 CN La 101 est adoptee en votation finale. 
04-10-2002 CE La loi est adoptee en votation finale. 
Feuille federale 2002 6029; delai referendaire: 23 janvier 2003 
Recueil officiel des lois federales 2003 229 

Projet 2 
Arrete federal concernant les aides financieres a l'accueil extra-familial pour enfants 

Chronologie: 
17-04-2002 CN Decision conforme au projet de la commission. 
18-06-2002 CE Divergences. 
30-09-2002 CN Adhesion. 
Cet arrete paraTtra dans la Feuille federale des que la base legale sera en vigueur. 
Feuille federale 2003 376 
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Departement de l'inteneur (DFI) pour tous les projets 
Commission de la_securit~~Qc:1c:1_Le _ _E:ll de_la,_§a_nte_p_ublique CN (CSSS-CNl 
Amendement: Traitement des divergences 
Commiss1on de la securite sociale et de la sante publique CE(CSSS-CEl 
Amendement: Entrer en matiere 

22 fevrier 2001_ - Commiss_1o_n_cl_El_lc1__s~cLJJit_e _ _se>~ie1_le_et ge la sante publique -
Conseil national 

Aegpli_Wartmann Re_gine - ChappJ.JiS Liliane - Chiffelle Pierre - de Dardel 
Jean-Nils - Dormond_Beguelin MarlyJ,e - Fässler-Osterwalder Hildegard -
Fet~f\niLa, - Garbani Valerie - G_oll Qtms_tin_e - Grass Jost - (ay__§in_8_~n,_o -
ticte_ring Barbara - Hämmerle Andrne1_ - 1::Lofniann Urs - Jo_sß~n-Z1nsstc1gF'~Jslr 
- Koch UrsuJa - t,,_e_L.Jj_en~g_~LOberholzer $l.lß_ann~ - l'v1_aillard Pierre-YvE3_s -
Mc1rti Werner - Pednna Fabio - Rechsteiner Rudolf - Ro_S_sini $t_ep_han(3 -
Schwaab Jean Jacques - Sommaruga Simonetta - Strahm Rudolf - Stump 
Dons - Thanei Anita - Vollmer Peter - Wyss Ursula (29) 

Kinderbetreuung; Tagesschule; Subvention, 

~ Horne 
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00.403 - Zusammenfassung 

00.403 Parlamentarische Initiative (Fehr Jacqueline). Anstossfinanzierung 
für familienergänzende Betreuungsplätze 

Bericht der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates (SGK-NR): 22.02.2002 (BBI 
2002 4219) 
Stellungnahme des Bundesrates: 27.03.2002 (BBI 2002 4262) 

Ausgangslage 

Der Mangel an familienergänzenden Kinderbetreuungsplätzen wird allgemein anerkannt und hat viele 
negative Auswirkungen. Diese Knappheit bestraft die Familien und vor allem die Frauen, indem Beruf und 
Familie zusehends schwieriger zu vereinbaren sind. Im Hinblick auf die Schaffung vermehrter Möglichkeiten 
für die familienexerne Kinderbetreuung reichte Nationalrätin Jacqueline Fehr (S, ZH) eine parlamentarische 
Initiative ein, um die gesetzlichen Grundlagen auszuarbeiten, die es dem Bund ermöglichen, die Gemeinden 
bei der Einrichtung von familienergänzenden Betreuungsplätzen (Krippen, Horte, Tagesfamilien, 
Tagesschulen usw.) finanziell zu unterstützen. 
Die Initiative sieht vor, dass der Bund während zehn Jahren die Schaffung von Betreuungsplätzen fördert, 
indem er jährlich höchstens 100 Millionen Franken zu deren Finanzierung beiträgt, dies unter folgenden drei 
Bedingungen: Erstens müssen die Einrichtungen staatlich anerkannt sein; zweitens werden diese während 
höchstens zwei Jahren unterstützt; drittens soll die Bundesunterstützung einen Drittel der Betriebskosten 
nicht übersteigen. Diese drei Bedingungen sollen den verantwortungsvollen Umgang mit den öffentlichen 
Geldern und den Förderungsgedanken dieser Massnahmen garantieren, welche als subsidiär zu den 
Verpflichtungen der Gemeinden zu betrachten sind. 

Verhandlungen 

21.03.2001 NR Der Initiative wird Folge gegeben. 

Vorlage 1 
Bundesgesetz über Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung 
17.04.2002 NR Beschluss gemäss Antrag der Kommission. 
18.06.2002 SR Abweichend. 
30.09.2002 NR Zustimmung. 
04.10.2002 NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (120:58) 
04.10.2002 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (24:9) 

Vorlage 2 
Bundesbeschluss über Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung 
17.04.2002 NR Beschluss gemäss Antrag der Kommission. 
18.06.2002 SR Abweichend. 
30.09.2002 NR Zustimmung. 

In der ersten Etappe beantragte eine Minderheit der Kommission, keine Folge zu geben, dies mit der 
Begründung, dass die Vorlage im Widerspruch zum Subsidiaritätsprinzip stehe, das der Kompetenzverteilung 
zwischen Bund und Kantonen zu Grunde liegt, und dass auch die Finanzlage des Bundes ein derartiges 
Impulsprogramm nicht wünschbar erscheinen lasse. Die Minderheit fand im Plenum keine genügende 
Unterstützung und der Nationalrat gab der Initiative Folge. 
Die gleichen Argumente wurden in der Beratung über den Gesetzes- und den Beschlussentwurf vorgebracht. 
Dem Argument, dass dieses Programm einem dringenden Bedürfnis entspreche, wurden der Föderalismus­
und der Kostenaspekt entgegengehalten. Der Antrag des Bundesrates, den Bundesbeitrag auf 25 Millionen 
Franken zu kürzen, fand keine Mehrheit (108 Nein zu 70 Ja). Das Gesetz und der Bundesbeschluss wurden 
somit angenommen, wobei die SVP-Fraktion mehrheitlich dagegen stimmte und die Freisinnigen geteilter 
Meinung waren. 
Im Ständerat wurde über die Notwendigkeit dieser Finanzhilfe während über einer Stunde heftig diskutiert. 
Während die Gegner mit dem Föderalismus und mit Beschränkungen argumentierten, verwiesen die 
Befürworter auf die sozialpolitische und wirtschaftliche Bedeutung dieser Vorlage. Der Rückweisungsantrag 
von Hans Hess (R, OW) wurde mit 29 zu 12 Stimmen abgelehnt. Der Ständerat kam dem Bundesrat einen 
Schritt entgegen, indem er die Bundeshilfe auf die Hälfte, d.h. auf jährlich 50 Millionen kürzte. 
Aus Vernunftgründen und um dieses Impulsprogramm möglichst rasch umzusetzen, hat sich die Kommission 
des Nationalrates mit 9 zu 1 Stimme und bei 7 Enthaltungen den Beschlüssen des Ständerates 
angeschlossen. Hugo Fasel (G, FR), der einen grosszüg1geren Minderheitsantrag unterstützte, zog diesen im 
Plenum schliesslich aus finanziellen Gründen zurück. Der Nationalrat ist seiner Kommission gefolgt. 
In der Schlussabstimmung haben beinahe gleich viele freisinnige Ratsmitglieder die Vorlage angenommen 
wie abgelehnt, während die meisten Mitglieder der SVP-Fraktion sie zurückwiesen. 
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00.403 Initiative parlementaire (Fehr Jacqueline). lncitation financiere pour 
la creation de places d'accueil pour enfants en dehors du cadre 
familial 

Rapport de la commission de la securite social et de la sante publique du Conseil national (CSSS-CN) : 22-
02-2002 (FF 2002 3925) 
Avis du Conseil federal: 27-03-2002 (FF 2002 3970) 

Situation initiale 

La penurie en matiere de places d'accueil extra-familial pour enfants est un fait avere et a de multiples 
consequences negatives. Elle penalise les familles et surtout les femmes, en rendant beaucoup plus d1ffic1le 
la conciliation des obligations professionnelles et familiales. Afin d'accroitre les possibilites de garde pour 
enfants hors du milieu familial, la conseillere nationale Jacqueline Fehr (S, ZH) deposa une in1t1ative 
parlementaire visant a elaborer des bases legales pour permettre a la Confederation d'apporter un soutien 
financier aux communes qui creent des places d'accueil pour les enfants afin de seconder les familles 
(creches, garderies, meres de jour, ecoles a demi-pension, etc.). 
Le mecanisme propose prevo1t que, pendant dix ans, la Confederation stimule la creation de places d'accueil 
en affectant 100 millions de francs par an au maximum a leur financement, ceci a trois conditions : 
premierement, les structures do1vent etre reconnues par !'Etat ; deuxiemement, le soutien financ1er n'est 
assure que pour deux ans au maximum ; troisiemement, la participation financiere de la Confederation ne 
depasse pas le tiers des frais d'exploitation. Ces trois conditions visent a garantir la banne util1sation des 
deniers publics et le cöte essentiellement incitat1f de ces mesures qui doivent etre subsidiaires a 
l'engagement des communes. 

Deliberations 

21-03-2001 CN Decide de donner suite a !'initiative. 

Projet 1 
Loi federale sur les aides financieres a l'accueil extra-familial pour enfants 
17-04-2002 CN Dec1s1on conforme au projet de Ja commission. 
18-06-2002 CE Divergences. 
30-09-2002 CN Adhes1on. 
04-10-2002 CN La loi est adoptee en votation finale. (120:58) 
04-10-2002 CE La loi est adoptee en votation finale. (24:9) 

Projet 2 
Arrete federal concernant les aides financieres a l'accueil extra-familial pour enfants 
17-04-2002 CN Decision conforme au projet de Ja comm1ss1on. 
18-06-2002 CE Divergences. 
30-09-2002 CN Adhesion. 

Lors de la premiere etape, une minorite de la commission a propose de ne pas entrer en matiere. Elle 
estimait Je projet contraire au principe de subs1diarite qui preside a la repartition des competences entre 
Confederation et cantons et peu souhaitable en raison de l'etat des finances federales. Cette minorite n'a pas 
trouve d'appui suffisant et le Conseil national a donne suite a !'initiative. 
Les memes arguments ont ete repris lors de la discussion sur les projets de loi et d'arrete federaux : besoin et 
necessite contre respect du federalisme et cout. Le Conseil federal, qui demandait une reduction a 25 millions 
de la contribution de la Confederation, n'a pas ete suivi (108 non contre 70 oui). La loi et l'arrete federal ont 
ete acceptes, une majorite du groupe UDC les ayant refuses alors que les radicaux se sont divises sur la 
question. 
Au Conseil des Etats, la necessite d'une aide federale a ete äprement discutee durant plus d'une heure. Le 
projet a ete combattu au nom du federal1sme et des restrictions budgetaires et defendu car il repond a Ja fois 
a une mesure de politique sociale et aux 1nterets de l'economie. La proposition de renvoi de Hans Hess (R, 
OW) a ete rejetee par 29 voix a 12. Le Conseil des Etats a fait un pas en direct1on du Conseil federal en 
diminuant l'aide de mo1t1e, pour Ja ramener a 50 millions par an. 
Ecoutant la voix de la raison et pour permettre la mise en oauvre, le plus rapidement possible, de ce 
programme d'impulsion, la commission du Conseil national s'est ralliee par 9 voix contre 1 et 7 abstentions 
aux decisions du Conseil des Etats. Au plenum, Hugo Fasel (G, FR) qui soutenait une proposition de m1norite 
plus genereuse l'a finalement retiree, au nom du realisme financier. Le Conseil national a su1v1 sa 
commission. 
Lors de la votation finale, les deputes radicaux se sont partages presque equitablement entre part1sans et 
adversaires du projet alors que Ja plupart des membres de l'UDC l'ont rejete. 
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trotz Ende der Rezession fur die Ausrichtung der heutigen 
Leistungen 1n ein paar Jahren M1ll1arden von Franken brau­
chen werden, dann wird klar, dass wir nicht ausgerechnet 
den Familien immer eine Erhöhung der Mehrwertsteuer zu­
muten konnen, weil gerade die Familien darunter leiden wür­
den 
Das Modell des Kantons Tessin 1st interessant. Wir haben 
aber in unseren Kantonen zu verschiedene fam11ienpoliti­
sche Möglichkeiten - Elternschaftsbe1h1lfen, Familien- und 
Haushaltszulagen, Ausbildungszulagen, Steuererleichterun­
gen, Betreuungs- und Schulstrukturen Stulp! man einfach 
eine Bundeslosung uber die kantonalen Systeme, dann ge­
rat die Situation mit den heutigen Netzen aus dem Gleichge­
wicht Ausserdem sind 1n unserem fbderal1st1schen System 
die Bedarfsleistungen klar kantonal zu regeln. Die Kantone 
haben sich schon verschiedentlich gegen eine Bundeslo­
sung gewehrt Es ist aber mogl1ch. dass der neue F1nanz­
ausgle1ch neue Wege aufzeigt Es 1st sinnvoll, dass die 
kantonalen Regeln verbessert werden, angespornt durch 
das Tessiner Modell. 
Zum Schluss noch eines: Mit einer Senkung des Armuts­
risikos hat das gar nichts zu tun; denn sowohl Sozialhilfe als 
auch Erganzungsle1stungen sind Bedarfsleistungen. Ein­
kommen und Vermogen mussen ausgewiesen werden, da­
mit etwas erreicht werden kann Es 1st nur ein anderer, der 
bezahlt Erganzungsleistungen sind nicht rückerstattungs­
pflicht1g Das 1st wahrscheinlich der Grund, warum verschie­
dene Gemeinderatinnen und Gemeinderate hier denken. Wir 
sind dann entlastet, weil ein anderer zahlt. Aber schluss­
endlich hat der Staat kein Geld. Es sind immer wir alle, die 
ihm Gelder zur Verfügung stellen. 
Die beiden lnit1at1ven gehen weit über das Tessiner Modell 
hinaus Es 1st praktisch ein neuer Vers1cherungszwe1g, der 
neu finanziert werden musste. Das haben wir schon vor we­
nigen Monaten abgelehnt Das wurde dem Bundesrat auch 
1m Rahmen des Entwurfes zur Mutterschaftsversicherung 
verwehrt. 
Ich bitte Sie im Namen der M1nderhe1t, auch heute Nein zu 
sagen und auf kantonaler Ebene bessere Mogl1chkeiten 
nach dem Beispiel des Kantons Tessin zu suchen. 

Studer He1ner (E, AG): Das Votum von Frau Egerszeg1 be­
wegt mich dazu, 1hr folgende Frage zu stellen. 
Ihre Fraktion unterstützt im Wesentlichen die Kommissions­
m1nderhe1t - mit dem Argument, die Kantone sollen diese 
Aufgabe ubernehmen. Sind Sie und die anderen Vertreter 
der Minderheit bereit, 1n den Kantonen das zu tun, was ge­
schrieben und gesagt wurde? Ich denke daran, dass man 
sich beim neuen aargauischen Soz1alh1lfegesetz, das so­
eben vom Grassen Rat verabschiedet wurde, auf ein Mini­
mum beschrankt hat - das gilt gerade auch für FDP und 
SVP. Das neue Sozialhilfegesetz steht 1n voll1gem Kontrast 
zu dem, was Sie als Vertreterin der M1nderhe1t gesagt ha­
ben 
Damit 1st Ihre Kantonalparte1 angesprochen. Ihr Votum hat 
mich deshalb dazu bewegt, Ihnen diese Ruckfrage zu stel­
len. Sind Sie bereit, in Ihrer Partei dafur zu sorgen, dass die 
Schritte, die Sie vertreten, in den Kantonen auch real1s1ert 
werden? 

Egerszegi-Obrist Christine (R, AG). Ich habe vorhin ge­
sagt· Es gibt verschiedene fam1l1enpolit1sche Massnahmen. 
Der Kanton Aargau hat ein neues Soz1alh1lfegesetz - das ist 
richtig -, und er hat darin neu die Elternschaftsbe1hllfe ein­
geführt, damit eine Frau in Jedem Fall in den ersten sechs 
Monaten ihrer Schwangerschaft keine f1nanz1ellen Sorgen 
hat. Der Kanton Aargau gehort aber auch zu den ersten 
Kantonen, die bei den Steuern die fam11ienpol1t1sche Entla­
stung vorangetrieben haben. In diesem Jahr haben wir zum 
ersten Mal ein Steuergesetz. das einen Kinderabzug von 
6800 Franken pro Kind ermogl1cht Fur meinen Kanton 
würde ich das als sehr fortschr1ttl1ch bezeichnen Fam1l1en­
pol1tische Massnahmen müssen im Ganzen immer auf Jener 
Ebene angesehen werden, auf der sie tatsachl1ch wirken In 
unserem foderal1st1schen System ist das halt einfach der 
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kantonalen Hoheit uberlassen, weil dies der Ort 1st, wo Hilfe 
wirksam geleistet werden kann; dies soll nicht zentralistisch 
von irgendwo oben herab geschehen 

Abstimmung - Vote 
Für Folgegeben .... 97 Stimmen 
Dagegen .... 75 Stimmen 

Präsident (Hess Peter, Prasident). Sie haben den beiden ln1-
tiat1ven somit Folge gegeben (Teilweiser Betfa/1) 
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Nat1onalrat/Conse1I national 21 03 01 (Erste Phase - Premiere etape) 

Präsident (Hess Peter, Prasident). Die Komm1ss1on bean­
tragt mit 18 zu 4 Stimmen bei 1 Enthaltung, der ln1t1at1ve 
Folge zu geben. Eine Komm1ss1onsminderhe1t (Bortoluzz1. 
Borer, Dunant, Fattebert. Tr1ponez) beantragt, der ln1t1at1ve 
keine Folge zu geben 

Fehr Jacqueline (S, ZH): Bei dieser Parlamentarischen lni­
t1at1ve geht es um ein Impulsprogramm fur fam1l1energan­
zende Betreuungsplatze. Fam1l1energänzende Betreuung 1st 
eine riesige Chance, und zwar für alle Bete1l1gten, insbeson­
dere auch fur die Kinder Es 1st mir wichtig, dies klar und un­
missverständlich an den Anfang zu stellen, denn allzu oft 
wird nämlich erklart, solche Einrichtungen waren nur 1m In­
teresse der Mütter und der Arbeitgeber und gingen damit 
quasi auf Kosten der Kinder 
Die konkreten Erfahrungen widersprechen solchen Behaup­
tungen ganz klar Meine Kinder besuchen eine Krippe und 
einen Hort, die Kinder haben enorm viel von dieser Kinder­
gesellschaft profitiert und tun es auch heute noch: und sie 
sind be1le1be keine Einzelbe1sp1ele. 
Ich mochte noch einmal auf die wesentlichsten Argumente 
eingehen, weshalb es heute ein solches Impulsprogramm 
braucht und wie es in der zweiten Phase ausgestaltet wer­
den konnte. Damit versuche ich, die noch verbleibenden Be­
denken auszuraumen, die da im Raum stehen. 
Wir haben 1n der Schweiz viel zu wenig Betreuungsplatze, 
insbesondere 1n kleinen Stadien und auf dem lande 1st der 
Mangel sehr gross Immer mehr Mütter sind auch wahrend 
der Kleinkinderphase erwerbstätig oder mochten es gerne 
sein - dies war auch 1n der Rezession so Die Frauener­
werbsquote ging wahrend der Rezession nicht zuruck Der 
Arbeitsmarkt 1st 1n vielen Branchen voll1g ausgetrocknet, ich 
denke da an die padagogischen Berufe, an die Pflegebe­
rufe, an die Informatik und viele andere Branchen Die Ge­
burtenrate sinkt, immer mehr Frauen losen das Dilemma 
zwischen Familie und Beruf, indem sie auf Kinder verzich­
ten, jede dritte Schweizerin bleibt heute kinderlos Und im­
mer mehr Kinder wachsen in einer sozial eher armen 
Umwelt auf: keine oder deutlich altere oder Jungere Ge-
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schw1ster, kleine Wohnungen, wenig Verwandte in der Nähe, 
wenig natürliche Erlebnisraume in erreichbarer Nahe usw. 
Damit es in diesem Bereich endlich vorwarts geht, wahle ich 
1n diesem Vorstoss das Instrument eines Impulsprogram­
mes. Ich strebe keine Kompetenzverschiebung an; die Ge­
meinden werden weiterhin fur den Bereich der Vorschule 
und der famil1energanzenden Betreuung zustand1g bleiben 
Wir kennen das Instrument Impulsprogramm bereits sehr 
gut und haben damit auch gute Erfahrungen gemacht. Ich 
denke da an den Energ1e1nvest1t1onsbeschluss, die Lehrstel­
lenbeschlusse, die Tourismusforderung oder auch an die 
grossen Bauinvestitionsprogramme. 
Ein Impulsprogramm hat die Aufgabe, etwas anzustossen, 
das auf dem ordentlichen Weg zu wenig schnell vorwärts 
kame Es 1st ze1tl1ch beschränkt und mit klaren W1rkungsz1e­
len verknupft. Dies 1st auch hier der Fall Ordnungspol1t1sch 
sollten also all d1eJen1gen keine schlaflosen Nachte haben, 
die den vorher genannten Beschlussen damals auch zuge­
stimmt haben 
Ich mochte noch auf ein paar Einwande eingehen· 
Im Vorstoss sage ich, dass diese Einrichtungen staatlich an­
erkannt sein sollen. Was meine ich damit? Heute schreibt 
die Pflegekinderverordnung vor, dass Einrichtungen oder 
Personen, die mehrere Kinder uber eine langere Zeit be­
treuen, von den Kantonen kontrolliert werden mussen. Diese 
staatliche Kontrolle meine ich damit. Wenn ich sie nun for­
dere, meine ich nicht, dass die Einrichtung, bevor sie über­
haupt die Turen offnet, bereits eine solche Anerkennung 
haben muss; ich meine, dass sie sich aber 1m Rahmen der 
gang1gen Qual1tatsnormen bewegt - das zum Schutze der 
Kinder. 
Ein zweiter Einwand betrifft die Subsid1aritat. Hierzu kann ich 
klar wiederholen, was ich bereits in der Kommission zu Pro­
tokoll gegeben habe. Wenn es nach mir geht, kann man das 
Subsidiaritatsprinzip problemlos in einem Bundesbeschluss 
fest verankern. Es ist nämlich nicht meine Absicht, dass die 
Bundesgelder andere f1nanz1elle Quellen verdrangen sollen, 
sondern dass sie Lucken schl1essen sollen 
Ein letzter Einwand betrifft die F1nanz1erung: Dieses Impuls­
programm müsste staatsquotenneutral sein. Ich möchte 
mich an dieser Stelle nicht auf einen Streit uber diesen Be­
griff einlassen, ich kann Ihnen nur Folgendes sagen: Ich 
habe den Vorstoss als Reaktion auf die Ankund1gung von 
Herrn Bundesrat Villiger, für die Reform der Fam1l1enbe­
steuerung 900 Millionen Franken einzusetzen, lanciert. Ich 
habe mir gedacht· Was ware, wenn wir fur die Steuerreform 
nur 800 M1ll1onen Franken einsetzen würden und dafür 
100 Millionen Franken fur ein solches Impulsprogramm? 
Würden wir damit die Familien nicht viel starker entlasten, 
und zwar dort, wo der Schuh w1rkl1ch druckt? Wurden wir da­
bei nicht auch noch ihre Eigenverantwortung starken? 
Ich stelle diese Frage nach wie vor, bin aber bereit, auch an­
dere F1nanz1erungsmoglichkeiten zu prüfen, z. B. die Gold­
reserven der Nationalbank. Die Kommission fur Wirtschaft 
und Abgaben des Standerates sieht ja vor, dass ein Drittel 
des Goldertrages 1n die Stiftung solidarische Schweiz flies­
sen soll und dass diese Stiftung vor allem Kindern und 
Jugendlichen zugute kommen soll. Wieso nicht dieses Im­
pulsprogramm zu einem StiftungsproJekt machen? Befristet 
sind sie beide, und vom Inhalt her passen sie auch zueinan­
der. 
Als Letztes muss ich zur Finanzierung noch Folgendes zu 
bedenken geben: E1ne aktuelle Studie uber den volksw1rt­
schaftl1chen Nutzen von Kinderbetreuungsstätten zeigt. Pro 
eingesetzten Franken kommen Fr. 1.60 an direktem Nutzen 
zurück. Dieser Betrag setzt sich aus hoheren Steuerertragen 
der erwerbstat1gen Mutter und aus Einsparungen bei der 
Sozialhilfe, bei sonderpädagogischen Massnahmen und bei 
lntegrationsmassnahmen zusammen. Der gesamte volks­
wirtschaftliche Nutzen wird sogar auf 3 bis 4 Franken pro 
eingesetzten Franken berechnet Wenn wir also schon von 
Staatsquote sprechen, müssen wir diese Erkenntnisse 
ebenfalls e1nbez1ehen. 
Ich hoffe, dass ich mit diesen Ausführungen noch die letzten 
Zweifel ausräumen konnte und dass möglichst viele von lh-

nen dieser Initiative zustimmen konnen. Deshalb noch eine 
letzte Bemerkung: Ich bin zuvers1chtl1ch, dass diese ln1t1at1ve 
breite Unterstützung findet. Dafur mochte ich Ihnen auch 
herzlich danken Sollte sie heute eine Mehrheit finden, bitte 
ich Sie, dass wir gemeinsam versuchen, bei der Umsetzung 
1n einen Bundesbeschluss sehr rasch vorwärts zu machen. 
Der Mangel an solchen Platzen 1st heute akut, und wir soll­
ten schauen, dass wir den not1gen Impuls mogl1chst schnell 
geben können. Das he1sst auch, dass wir das Rad nicht in 
allen Teilen neu erfinden, sondern auf Erfahrungen anderer 
Impulsprogramme zuruckgre1fen sollten, insbesondere auf 
den Energiebeschluss. 
V1elle1cht konnen wir uns eine symbolische Frist von neun 
Monaten geben, bis wir ein erstes Mal uber einen konkreten 
Bundesbeschluss beraten Ich wurde mich - zusammen mit 
vielen Fam1l1en und Kindern - darüber freuen 

Egerszegi-Obrist Christine (R, AG), für die Komm1ss1on Die 
Kommission hat die Initiative am 22. Februarvorberaten. Sie 
beantragt Ihnen mit einer sehr grossen Mehrheit von 18 zu 
4 Stimmen, der ln1t1at1ve Folge zu geben. 
Die lnit1at1ve verlangt, dass der Bund während zehn Jahren 
Jahrlich maximal 100 M1ll1onen Franken an fam1l1energan­
zende Betreuungsstrukturen beisteuert. Wesentlich zur brei­
ten Zustimmung beigetragen hat, dass der Zustupf ze1tl1ch 
begrenzt 1st (hochstens zwei Jahre nach Grundung der ent­
sprechenden Einrichtung) und dass die Bundesgelder nur 
subsidiär beansprucht werden konnen, denn Vorbedingung 
1st, dass mindestens zwei Drittel der Betriebskosten sicher­
gestellt sind. 
Das Anliegen ist in der Komm1ss1on aus vielen Blickwinkeln 
und Parteiecken als vordringlich beurteilt worden. 
Das Parlament muss gesellschaftliche Entwicklungen wahr­
nehmen und notwendige Strukturanpassungen einleiten 
oder Anstoss dazu geben. Wir haben im neuen Eherecht die 
Formulierung, dass Mann und Frau zum Unterhalt des 
Haushaltes beitragen konnen Das heisst, Gesetz und Reali­
tät gehen von der Berufstät1gke1t der Frauen aus. Dabei gilt 
es nicht zu werten, ob eine Frau Beruf und Familie kombi­
niert. Die Betreuungsform zu Hause ist eine w1cht1ge, aber 
nicht absolut in jedem Fall die idealste Es darf auch nicht 
ubersehen werden, dass mehr als jede dritte Ehe geschie­
den wird und manche Frau aus dieser Zwangslage heraus 
wieder berufstätig sein muss. Deshalb brauchen wir ern brei­
tes Angebot an guten Betreuungsplatzen 
Wir haben 1m Parlament auch immer Chancengle1chhe1t 1n 
der Ausbildung befurwortet E1ne gute Ausbildung 1st die be­
ste Waffe gegen Arbe1tslos1gke1t. Wir stecken viel Zeit und 
Geld in diese Ausbildungen. Das führt aber auch dazu, dass 
sich viele Junge Frauen sehr bewusst überlegen, ob sie den 
Beruf zugunsten einer Fam1l1e aufgeben wollen. Wir mussen 
doch 1n unserem Land die Möglichkeit bieten, beides mitein­
ander zu vereinbaren! 
Es darf auch nicht ubersehen werden, dass der Bundesrat 
und viele Parlamentarier in diesem Saal sogar die Berufsta­
t1gkeit der Frauen so weit in ihre Entscheide mit einbeziehen, 
dass sie bereit sind, die Witwenrente voll auf die Witwerrente 
zu beschränken; dass sie, um gesetzlich festgelegte Min­
destlohne zu vermeiden, die Berufstätigkeit beider Partner 
bei der Familiengründung praktisch als Selbstverstandl1ch­
ke1t erachten Nun gibt es 1n unserer schnelllebigen techno­
log1s1erten Zeit viele Berufe, bei denen man nach einer Fa­
m1l1enpause von zehn Jahren nicht mehr wiedereinsteigen 
kann. Deshalb brauchen wir fam11ienerganzende Betreu­
ungsstrukturen, wenn solche Forderungen fair sein sol,en. 
Es gibt - Sie haben das gehört - markant zu wenige Betreu­
ungsplatze 1n diesem Land Der Aufbau eines Betreuungs­
platzes ist kostenintensiv, das Bedurfn1s wird auch auf der 
unteren Ebene anerkannt. Deshalb 1st es auch oft mogl1ch, 
günstige Lokalitäten zu erhalten. Es gilt aber auch, gut aus­
gebildetes Personal einzustellen Auch wenn die Elterntarife 
nach Einkommen strukturiert sind, 1st es nicht immer mog­
l1ch, diese Beitrage für jene Tarife zu verwenden, bei cJenen 
die Eltern w1rkl1ch auf die Berufstat1gke1t beider Partner an­
gewiesen sind. 
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Sie haben von Jacqueline Fehr gehort, dass der Schweizeri­
sche Arbeitgeberverband diese lnit1at1ve unterstutzt Dies 
geschieht aus dem Wissen heraus, dass uns in etwa 15 Jah­
ren rund 100 000 Arbe1tskrafte Jahrlich fehlen werden, weil 
die geburtenstarken Jahrgange in Pension gehen werden 
und sie wegen des markanten Ruckgangs der Geburtenzah­
len nicht ersetzt werden können. Nach der D1skuss1on um 
die 18-Prozent-lnitiative 1st es unwahrsche1nl1ch, dass man 
diese Anzahl Arbeitsplätze vorwiegend mit ausland1schen 
Arbe1tskraften besetzen kann Also müssen wir, wenn wir 
unseren Lebensstandard halten wollen, einerseits die alte­
ren Arbe1tskrafte mot1v1eren, langer im Arbeitsmarkt zu blei­
ben, und andererseits die Frauen vermehrt fur das Verblei­
ben oder das W1edereinste1gen gewinnen. Es gibt viele 
Berufe, bei denen es nicht immer möglich 1st. nach der Fami­
lienpause wiedere1nzuste1gen Deshalb 1st die Notwendigkeit 
von solchen zusatzllchen familienerganzenden Strukturen 
wichtig Naturl1ch stellt sich uns auch die Frage, ob die Un­
terstützung der Krippenplatze durch Bundesgelder uber­
haupt gerechtfertigt 1st. Es handelt sich dabei Ja pnmar um 
Aufgaben der kommunalen oder der regionalen Ebenen. 
Die Mehrheit der Kommission war e1ndeut1g der Überzeu­
gung, dass der Bund gestutzt auf Aufträge des Parlamentes 
oder auch auf Begehren sogar von Verbanden immer wieder 
Hand bietet für Anre1zzahlungen, z B. für Alternat1vener­
g1en, fur die Schaffung von Lehrstellen, fur die Tourismus­
forderung - bis zu Zahlungen fur die Erhohung des R1nd­
fle1schabsatzes, falls dies nötig sein wird; das wurde auch 
schon gemacht. Die Komm1ss1onsmehrhe1t ist sich bewusst, 
dass nach diesem Grundsatzentscheid für die Unterstutzung 
noch der geeignete Topf fur die dazu notwendigen Gelder zu 
finden 1st Das wird ganz klar Aufgabe der SGK sein, aber 1n 
der zweiten Phase der Beratungen. 
Hier und heute wird ein Bekenntnis zu einem anerkannten 
Anliegen vieler junger Menschen 1n diesem Land abgelegt 
Ich bitte Sie deshalb 1m Namen einer engagierten Komm1ss1-
onsmehrheit, der Parlamentarischen Initiative Fehr Jacque­
line Folge zu geben. 

Maury Pasquier Liliane (S, GE), pour la commission: La 
Comm1ss1on de la secunte sociale et de la sante publ1que 
s'est penchee dans sa seance du 22 fevrier dern1er sur !'ini­
tiative parlementa1re Fehr Jacqueline. Celle in1t1at1ve parle­
menta1re v1se a elaborer des bases legales pour permettre a 
la Confederat1on d'apporter un soutien f1nanc1er aux commu­
nes qu1 creent des places d'accue1I pour les enfants afin de 
seconder les familles. Ces places d'accueil peuvent eire 
auss1 bien prescolaires que parascola1res, et concerner les 
creches et gardenes, les parents de jour, les ecoles offrant 
un repas de midi, etc 
Le mecanisme propose par l'auteur de !'initiative prevo1t 
que, pendant dix ans, la Confederat1on st1mule la creation de 
places d'accue1I en affectant 100 m1lllons de francs par an 
au max1mum a leur financement, cec1 a tro1s conditions: pre­
mierement, les structures do1vent eire reconnues par l'Etat, 
deux1emement, le sout1en f1nanc1er n'est assure que pour 
deux ans au max1mum, tro1siemement, la part1c1pat1on f1nan­
c1ere de la Confederation ne depasse pas le t1ers des frais 
d'exploitat1on 
Ces tro1s cond1t1ons v1sent a garantir la bonne ut1lisation des 
deniers publics et le c6te essentiellement 1nc1tat1f de ces me­
sures qui doivent etre subs1d1a1res a l'engagement des com­
munes II conv1ent de relever que la Confederation a deJa, 
dans d'autres doma1nes tels que les zones economiques en 
redeploiement, le tourisme ou l'energ1e, lance de tels pro­
grammes promotionnels qui se sont reveles tout a fa1t ut1les. 
Vous avez rec;:u un rapport ecrit de la comm1ss1on. Je vous 
inv1te en tout etat de cause a vous y referer Vous me per­
mettrez toutefo1s d'insister sur quelques elements qu1 f1gu­
rent en part1e deJa dans le rapport. 
La constatat1on pnnc1pale fa1te par l'auteure de l'1n1t1at1ve est 
le manque important de places d'accue1I pour les enfants en 
Su1sse A1nsi, on trouve en Su1sse env1ron 50 000 places qu1 
permettent la pnse en charge de 150 000 enfants, cec1 alors 
que 650 000 enfants de moins de 15 ans ont une mere ac-
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t1ve professionnellement, sans compter bien ev1demment 
toutes les femmes meres de fam1lle qui ont cesse, pour un 
temps du mo1ns, leur act1v1te profess1onnelle 
Ce manque de places d'accueil nu1t aux femmes, aux fa­
m1lles, aux enfants et a la societe II nu1t aux femmes, car 11 
ne leur permet pas, ou tres d1fficilement, d'exercer une act1-
v1te profess1onnelle si elles ont des enfants a charge Le re­
sultat est l'1mpossib1l1te pour ces femmes d'exercer le metier 
qu'elles ont pourtant appris II nu1t aux fam1lles, car les gran­
des d1fficultes faites aux meres de famille pour exercer une 
activite professionnelle sont certainement une des causes 
de la pauvrete qui trappe 1 O pour cent des familles en 
Su1sse. II nuit aux enfants, a ceux qui doivent grand1r dans la 
pauvrete, mais auss1 a ceux de plus en plus nombreux qu1 
grand1ssent sans freres et soeurs. Je vous rappelle qu'en 
Su1sse quatre enfants sur d1x sont enfants un1ques II nu1t 
enf1n a la soc1ete, car ce manque ne permet pas de rentab1li­
ser l'invest1ssement que la soc1ete a fourn1 pour la format1on 
des femmes et n'offre pas a l'econom1e la main-d'oeuvre 
dont eile a cruellement besoin, par exemple dans les met1ers 
de l'informat1que ou dans les profess1ons de la sante 
Pour toutes ces ra1sons, la maJonte de la comm1ss1on a Juge 
important le probleme souleve par Mme Fehr et necessa1re 
ce programme d'incitation f1nanciere de la Confederat1on 
pour la creation de plus de places d'accueil, etant entendu 
qu'un tel programme ne donnera pas de nouvelles compe­
tences a la Confederat1on, donc que la Confederation ne se 
subst1tuera pas aux communes et aux cantons, n1 a l'init1a­
t1ve privee. 
La majonte et la minorite de la commiss1on divergent finale­
ment sur l'evaluation de l'1mportance du probleme et, de ce 
fa1t, sur la necessite pour la Confederat1on d'interven1r dans 
ce domaine. 
La minorite est ains1 d'avis que les communes ont reuss1, 
jusqu'a present, a se debrouiller pour faire face aux beso1ns 
Nous pouvons cependant malheureusement constater auss1 
bien l'insuff1sance criante de la reponse que la repart1t1on 
tres inegale des efforts consentis en la matiere. 
Quant a l'argument selon lequel on donnera1t ainsi de nou­
velles competences a la Confederat1on, tant les cons1dera­
tions de l'auteure de l'init1at1ve, que vous avez entendues 
tout a l'heure, que celles de la maJorite de la commiss1on sur 
la subsid1arite ou que les expenences faites dans le cadre 
d'autres programmes d'incitation do1vent nous conva1ncre du 
bien-tonde de la demarche 
A1ns1, conformement a la Constitution federale, aux conven­
t1ons ratifiees par la Su1sse sur l'el1m1nat1on de taute forme 
de d1scriminat1on a l'egard des femmes et sur les dro1ts de 
l'enfant, en accord avec Pro Fami11a, Pro Juventute, la Com­
m1ss1on federale pour les questions fam1l1ales, l'Assoc1at1on 
des fam1lles monoparentales et les beso1ns exprimes par 
l'Un1on patronale, la comm1ss1on vous propose, par 18 voix 
contre 4 et avec 1 abstention, de donner su1te a l'initiat1ve 
parlementa1re, sachant que, dans une deux1eme etape, on 
pourra debattre plus precisement des montants, du finance­
ment, de la duree et des cond1tions mises a l'intervent1on de 
la Confederat1on 
Pour toutes ces ra1sons, Je vous remerc1e de suivre la maJo­
rite de votre comm1ss1on 

Beck Serge (L, VD)· Madame Egerszeg1, Je souha1te vous 
poser deux questions. Tout d'abord, est-ce que vous ne trou­
vez pas que cette in1t1at1ve parlementa1re est totalement 
contra1re a la repart1t1on des täches et du f1nancement entre 
cantons et Confederat1on qui est actuellement en d1scus­
sion? 
Deux1emement, est-ce que vous ne trouvez pas que les m1-
lieux econom1ques, dont vous etes proche - j'a1 env1e de 
dire dont nous sommes proches -, les m1l1eux des grandes 
entreprises sont parfa1tement incoherents lorsqu'1ls recla­
ment cont1nuellement l'assain1ssement de la s1tuat1on f1nan­
c1ere de l'Etat et qu'1ls sout1ennent une central.sation au 
niveau federal de charges f1nancieres qu1, dans un espnt fe­
deral1ste, sont purement du ressort des communes? 
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Egerszegi-Obrist Christine (R, AG), fur die Kommission. Es 
1st Aufgabe des Bundes, Herr Beck, dort Impulse zu geben, 
wo es fur das ganze Land notwendig ist. Das macht er in 
verschiedenen Gebieten - ich habe Ihnen das aufgezeigt-, 
sei es bei den Lehrstellen, bei den Alternat1venerg1en oder 
bei der Tourismusforderung, die auch den Kantonen zugute 
kommt Wenn der Arbeitgeberverband hierzu Hand bietet, 
dann 1st das ein Zeichen der Fairness. Das gleiche Zeichen 
haben wir auch erwartet, wenn es darum geht, altere 
Arbeitskrafte einzustellen und zu gewinnen, um die Folgen 
der demographischen Entwicklung aufzufangen. Man kann 
nicht ein hoheres Rentenalter befurworten und gle1chze1t1g 
Fruhpensionierungen vornehmen. Hier mussen also auch 
bürgerliche Kreise die Probleme erkennen und Hand zur Lö­
sung bieten 

Bortoluzzi Toni (V, ZH) Es gibt zwei wesentliche Punkte, 
welche im Zusammenhang mit dieser Parlamentarischen lni­
t1at1ve in der ersten Phase beantwortet werden mussen­
Erstens geht es um die sozialpolitische Beurteilung· Fam1-
l1energanzende Betreuungsplatze sollten grundsatzl1ch mit 
kostendeckenden Beitragen betrieben werden; nur so 
kommt der eigentliche Wert der Erziehungsarbeit zum Aus­
druck. Das ist - leider, muss man sagen - an den wenigsten 
Orten so geregelt, und die Parlamentarische ln1t1at1ve sieht 
hier auch keine besondere Bedingung vor 
Ich möchte den Wert solcher Betreuungsplatze 1n keiner Art 
und Weise herabmindern, aber es gilt festzuhalten, dass im­
mer noch vier von zehn Eltern von unter 15-Jahrigen diskri­
miniert werden, nur weil sie auf das subventionierte Angebot 
solcher Betreuungsplätze verzichten. Die Eigenverantwor­
tung wird damit bestraft - nicht nur. weil das Angebot von 
diesen Personen nicht benutzt wird, sondern noch viel 
schlimmer, weil die E1nr1chtungen durch die nicht kostende­
ckenden Beitrage aller Schichten mit den von ihnen aufge­
brachten Steuern - den Steuern auch derjenigen, die von 
diesen Einrichtungen nicht Gebrauch machen - subvent10-
n1ert werden. Also wird der Verzicht in fast verhöhnender Art 
und Weise doppelt bestraft. Gut verdienende Doppelverdie­
ner lassen sich die Erziehungsarbeit abnehmen und durch 
den Staat subventionieren. Das 1st eine Soz1alpol1t1k, die 
durch diese Parlamentarische ln1tiat1ve mitgetragen wird, 
welche die Minderheit aber nicht unterstutzt Das 1st der eine 
Grund, warum wir Ihnen empfehlen, der Parlamentarischen 
ln1t1at1ve keine Folge zu geben. 
Zum zweiten Punkt, welcher mich veranlasst, Ihnen zu be­
antragen, keine Folge zu geben - er 1st mogl1cherweise der 
wichtigere, er 1st fur die erste Phase entscheidend -· Die 
hier geforderte Massnahme betrifft ein Gebiet, welches bis­
her unbestritten 1n der abschl1essenden Kompetenz der 
Kantone und Gemeinden lag. Wenn der Bund hier aktiv wer­
den soll, übernimmt er damit eine neue Aufgabe mit allen 
entsprechenden Begleiterscheinungen, mit Vorschriften, 
welche umzusetzen und zu kontrollieren sind; das 1st selbst­
verstandl1ch 
Wenn man in der Parlamentarischen Initiative von einer 
zehnJahrigen Frist spricht, in der diese 100 Millionen Fran­
ken - selbstverstandl1ch mit wohlklingenden Rahmenbedin­
gungen versehen - eingesetzt werden sollen, geht es vor 
allem darum, die E1nst1egschancen beim Parlament zu er­
hohen, und das 1st offens1chtl1ch gut gelungen. Sie haben 
das St1mmenverhaltn1s in der Komm1ss1on zur Kenntnis ge­
nommen Es geht auch darum, das e1gentl1che Ziel zu be­
schon1gen. namlich die Einfuhrung der staatlichen Kinder­
betreuung auf Bundesebene. 
Wenn der Bund eine solche Aufgabe einmal übernommen 
hat, wird spater opt1m1ert - oder wie man dem auch immer 
sagt -, die Kosten werden steigen. Ein Ausstieg, wie er in 
der Initiative dargestellt wird, ist wohl nicht ganz ernst ge­
meint 
Wenn ich zusammenfasse, komme ich zu folgendem 
Schluss· 
1. Die soz1alpol1tische Notwend1gke1t 1st nicht gegeben, im 
Gegenteil. Ich habe Ihnen die Ablaute geschildert. Man 

muss angesichts des Textes der Parlamentarischen Initiative 
eigentlich von einer ungerechten Umverteilung sprechen. 
Woher das Geld kommen soll, das haben Sie gehört. vom 
Uberschuss, den wir zurzeit gerade haben. Darüber, wie das 
Ganze in einigen Jahren f1nanz1ert werden soll, schweigen 
sich die Soz1alpol1t1kerinnen aus Auch beim vorher bespro­
chenen Begehren, beim Tessiner Modell, haben die Initian­
ten über die F1nanz1erung wenig Worte verloren Es geht 
darum, für diese beiden Anliegen eine halbe M1ll1arde Fran­
ken auszugeben. Das erhoht die Staatsquote, und die Sozi­
allast, welche heute bei 26 Prozent des Bruttoinlandproduk­
tes liegt, wird weiter steigen. Ich glaube, das ist eine Politik, 
der es den Riegel vorzuschieben gilt. 
2. Die Parlamentarische lnit1at1ve 1st ein Foderal1smusk1ller· 
Wir sprechen von Entflechtung, versuchen, in unserem 
Staat klare Kompetenzen zu schaffen, und hier wird mit ei­
nem neuen Vorstoss diese Verflechtung wieder gefordert. 
Ich glaube, dass das nicht der Sinn der Pol1t1k sein kann 
Ich bitte Sie, dieser Parlamentarischen ln1t1at1ve keine Folge 
zu geben. 

Abstimmung - Vote 
Fur Folgegeben .... offensichtliche Mehrheit 
Dagegen .... Minderheit 

Schluss der Sitzung um 13.15 Uhr 
La seance est levee a 13 h 15 
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Parlamentarische Initiative 
Fehr Jacqueline. 
Anstossfi nanzieru ng 
für familienergänzende 
Betreuungsplätze 
Initiative parlementaire 
Fehr Jacqueline. 
lncitation financiere pour la creation 
de places d'accueil pour enfants 
en dehors du cadre familial 

Zweite Phase - Oeuxieme etape 

Einre1chungsdatum 22 03 00 
Date de depöt 22 03 00 

Bericht SGK-NR 22 02 01 
Rapport CSSS-CN 22 02 01 

Nat1onalrat/Conse1I national 21 03 01 (Erste Phase - Premiere etape) 

Bericht SGK-NR 22 02.02 (BBI) 
Rapport CSSS-CN 22 02 02 (FF) 

Stellungnahme des Bundesrates 27 03 02 (881) 
Avis du Conseil federal 27 03 02 (FF) 

Nat1onalrat/Conse1I national 17 04 02 (Zweite Phase - Deux1eme etape) 

Antrag der Komm1sswn 
Mehrheit 
Eintreten 
Minderheit 
(Fattebert, Bortoluzz1, Dunant, Tr1ponez) 
Nichteintreten 

Propos1twn de Ja comm1sswn 
Ma1orite 
Entrer en matiere 
Mmorite 
(Fattebert, Bortoluzz1, Dunant, Triponez) 
Ne pas entrer en matiere 

Gutzwiller Felix (R, ZH), für die Komm1ss1on: Ich darf Ih­
nen im Namen der Kommission fur soziale Sicherheit und 
Gesundheit diese Vorlage zur Anstossf1nanzierung für fam1-
lienerganzende Betreuungsplatze vorstellen Ich möchte vier 
Punkte angehen: zuerst die Entstehungsgeschichte, dann 
die Gründe, die die Kommission dazu fuhren, Ihnen die An­
nahme der Vorlage zu empfehlen; kurz das Konzept selber 
und zuletzt einige Schlussfolgerungen. 
Was die Entstehungsgeschichte anbelangt, kann ich nur 
sehr kurz darauf hinweisen. dass unsere Kollegin Jacqueline 
Fehr am 22. Marz 2000 die entsprechende Parlamentari­
sche Initiative 1n der Form einer allgemeinen Anregung ein­
gebracht hat Sie - also unser Rat - haben in der 
Frühjahrssess1on 1n Lugano, am 21. Marz 2001, der Parla­
mentarischen ln1t1at1ve in der ersten Phase mit klarem Mehr 
Folge gegeben. Die Komm1ss1on wurde dann vom Ratsburo 
mit der Ausarbeitung eines Gesetzentwurfes beauftragt. Sie 
hat unter dem Vorsitz von Kollege Ross1n1 eine entspre­
chende Subkommission bestellt, die sechsmal getagt hat 
und auch eine ganze Reihe von interessierten Kreisen ange­
hort hat Die Gesamtkomm1ss1on hat 1m Februar 2002 das 
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Projekt besprochen und den Gesetzentwurf klar - mit 14 zu 
3 Stimmen bei 2 Enthaltungen - gutgehe1ssen. Sie empfiehlt 
Ihnen ebenfalls, ihn anzunehmen. Sie hat an ihrer letzten 
Sitzung letzte Woche noch kurz von der bundesratl1chen 
Stellungnahme Kenntnis nehmen können. Ich werde diese 
Stellungnahme ganz am Schluss noch kurz kommentieren 
Ich darf Jetzt kurz auf den Hintergrund der Vorlage eintreten 
Viele von Ihnen haben einen Bericht des Marie-Me1erhofer­
lnst1tutes fur das Kind erhalten, der die heutige S1tuat1on 1n 
dieser Frage, aber auch die geschichtliche Entwicklung sehr 
gut darstellt. 
Dieser Bericht zeigt jetzt auf, dass historisch gesehen fam1-
lienergänzende Betreuung und Erziehung von Vorschulkin­
dern lange eine eigentliche Unterstutzung und Hilfe fur 
Fam1l1en in Not waren, e1gentl1ch eine Schutzmassnahme fur 
Kind und Fam1l1e. Das hat sich stark geandert In unserer 
heutigen S1tuat1on 1st es keine Frage, dass die Zahl der 
Benutzer von Kinderkrippen stark zugenommen hat, dass 
heute Eltern aus mittleren und höheren sozioprofess1onellen 
Schichten ihre Kinder fremdbetreuen lassen, betreuen las­
sen müssen und betreuen lassen wollen. 
Zur Einstimmung in diese Thematik sollten wir und ganz 
kurz überlegen, welche Grunde es denn gäbe, die für eine 
klare Verbesserung der familienergänzenden Betreuung 
sprechen. Ich darf Ihnen vier Gründe - einmal aus der Sicht 
der Kinder, nachher aus der Sicht der Erwachsenen - auf­
fuhren, von denen heute klar ist, dass sie unterstreichen, 
welche Bedeutung die klare Förderung fam1l1energanzender 
Betreuungseinrichtungen hat. 
1 Kinder - das ist heute nachgewiesen - brauchen andere 
Kinder. Sie wissen, dass in der Schweiz die Zahl der E1nzel­
k1nder wachst 26 Prozent aller Kinder unter 15 Jahren 
wachsen ohne Geschwister auf Nur noch wenige Kinder ha­
ben mehr als ein Geschwister. Fam1l1energanzende Betreu­
ungseinrichtungen ermogl1chen diesen den regelmass1gen 
Kontakt mit anderen Kindern, der fur das Aufwachsen, fur 
das Rollenfinden, enorm wichtig ist. 
2. Kinder brauchen Betreuung. Es gibt Untersuchungen in 
der Schweiz, die zeigen, dass knapp die Hallte der Schulkin­
der, deren Eltern erwerbstatig sind, in der schulfreien Zeit 
nicht betreut werden. Kinder, auch das we1ss man, die allzu 
oft und allzu lange sich selbst uberlassen werden, sind uber­
fordert und 1n ihrer Entwicklung gefahrdet 
3. Es braucht nicht nur Betreuung, sondern es braucht gute 
Betreuung fur diese Kinder, innerhalb und ausserhalb der 
Familie Es geht also darum. beim vorliegenden Projekt 
auch die Oual1tat und nicht nur das quant1tat1ve Angebot an 
fam11ienergänzenden Betreuungen zu fordern. 
4. Schl1esslich erwähne ich auch ein Argument, das heute 
sehr wichtig ist Die Kinder brauchen Brucken zwischen ihrer 
Familie und der Gesellschaft Diese erganzenden Betreu­
ungsmogl1chkeiten schaffen eine solche Verbindung zwi­
schen dem Privaten und der Öffentlichkeit, zwischen Fam1l1e 
und Schule. So ist beispielsweise wiederum für die Schweiz 
nachgewiesen, dass Kinder aus M1grantenfam1lien solche 
Brücken als besonders h1lfre1ch empfinden. Es 1st nachge­
wiesen, dass Kinder aus M1grantenfam1l1en, die 1m Vorschul­
alter familienerganzend betreut werden, den Schuleintritt 
besser bewältigen als Kinder, die sich ohne einen entspre­
chenden Ubergang 1n der neuen Lebenswelt behaupten 
mussen. 
Ich darf schl1essl1ch aus der Optik der Erwachsenen - wenn 
Sie so wollen, ich habe vorher die Kinderoptik betont -- dar­
auf hinweisen, dass es auch hier sehr gute Argumente gibt 
Ich kann sie nicht alle aufzählen, aber aufgrund der nachfol­
genden Debatte zum gesamten Finanzvolumen dieser Vor­
lage mochte ich vor allem auf die wirtschaftliche Argumen­
tation eintreten. Sie wissen, dass die Frauen in unserer 
Gesellschaft mindestens ebenso gute formale Ausbildungen 
wie die Manner haben. Sie stellen heute über 50 Prozent 
aller Studierenden und weisen über 40 Prozent der akade­
mischen Abschlusse auf. Diese Ausbildungen sind gesell­
schaftliche Investitionen, die wir tatigen. Es 1st deshalb eine 
betrachtl1che Verschwendung solcher Ausb1ldungs1nvest1t10-
nen. wenn unter den Erwerbstat1gen diese gut qual1f1z1erten 
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Frauen mit einer Ausbildung auf der Tertiärstufe nur knapp 
einen Drittel ausmachen, weil sie eben wahrend einer gewis­
sen Zeit entsprechende Fam1l1enpfl1chten übernehmen müs­
sen So wird denn auch 1n Umfragen von qual1f1z1erten 
Frauen das Fehlen entsprechender Betreuungsplätze klar 
als Grund dafur angegeben, weshalb sie zurzeit nicht arbei­
ten konnen. 
Schl1esslich liegen auch aus der Schweiz Daten vor - etwa 
aus einer Untersuchung in der Stadt Zurich -, die klar zei­
gen, dass für ein solches Programm argumentiert werden 
kann, wenn man die volkswirtschaftlichen Auswirkungen sol­
cher fam1l1energanzender Betreuungsmögl1chke1ten ansieht. 
In der genannten Studie in der Stadt Zürich wurde etwa fest­
gestellt, dass jeder 1n solche Strukturen investierte Franken 
Gelder 1n der Grossenordnung von 1,6 bis 1, 7 Franken in 
Form hoherer Steuereinnahmen zuruckfliessen lässt Das 1st 
eine konservative Schatzung. Man konnte sogar argumen­
tieren, dass sich pro 1nvest1erten Franken 3 bis 4 Franken 
volksw1rtschaftl1ch einsparen lassen, be1spielswe1se durch 
Einsparungen im Bereich Sozialhilfe und geringere Ausga­
ben fur Integration und Sonderausbildung 
Es war mir wichtig, diesen Hintergrund klar darzulegen, be­
vor ich kurz zum Konzept komme, das Ihnen vorliegt Dieses 
Konzept beinhaltet ein Impulsprogramm, das auf zehn Jahre 
ausgerichtet 1st, zur Schaffung von Kinderbetreuungsplatzen 
in drei Bereichen· Kindertagesstätten, schulerganzende 
Betreuung und schl1essl1ch Tagesfamilien Das Impulspro­
gramm ist an klare Bedingungen geknüpft, die Sie 1n Ihren 
Unterlagen finden: Rechtsform, Qual1tat, Inhalt, Betreuungs­
formen, Evaluation sind entsprechende Stichworte, die ich 
nicht weiter ausführen will. Zwei Themen müssen besonders 
betont werden: Das Programm 1st subs1d1ar. Sicher wird das 
Thema des neuen Finanzausgleiches nachher noch aufge­
griffen werden Das Programm und der Gesetzentwurf wer­
den dem Foderal1smus gerecht Nur entsprechende Pro­
gramme und Projekte, die von der unteren Ebene, folglich 
von Privaten, ausgehen, werden auch finanziert Sie werden 
nur subs1d1ar mit einem Drittel der maximalen Ausgaben 
wahrend maximal dre1er Jahre finanziert 
Nach Ansicht der Kommission, die diese Frage geprüft hat, 
werden 1n den zehn Jahren rund 100 000 entsprechende 
Plätze geschaffen werden können, ein Angebot, das drin­
gend benötigt wird. Ich darf kurz schlussfolgern· 
Es geht hier um einen wichtigen Impuls, der dazu fuhren 
soll, dass 1n diesem Bereich, in dem in unseren Kantonen 
sehr grosse Unterschiede vorhanden sind, die Impulse so 
gegeben werden, dass langerfrist1g, nachhaltig nachher von 
den lokalen Strukturen getragene fam1l1energanzende Be­
treuungsmogl1chke1ten vorhanden sind. Die Komm1ss1on hat 
deshalb auch letzte Woche vom Bericht des Bundesrates 
Kenntnis genommen, der zwar Sympathie fur die Idee s1gna­
l1s1ert, aber das Finanzvolumen stark herunternehmen will. 
Die Kommission hat klar an ihrer Empfehlung festgehalten 
Sie bittet Sie deshalb, nicht nur dieser Vorlage, sondern 
~uch dem entsprechenden Postulat zuzustimmen, 1n der 
Uberzeugung, dass Sie hier 1m Interesse der Kinder - ich 
habe das ausgefuhrt -, 1m Interesse aber auch der Frauen 
und Manner, die in der Wirtschaft tätig sind, einen wirklichen 
Akzent setzen konnen, der sich auch volksw1rtschaftl1ch aus­
zahlt Ich habe die Zahlen nicht uberhöht, sie sind belegt 
Wir bitten Sie, in diesem Sinne der Vorlage zuzustimmen 

Rossini Stephane (S, VS), pour la comm1ssion: Mon rapport, 
dans le cadre du debat d'entree en matiere, tra1te l'ensemble 
du proJet, donc la 101 et l'arrete federal Nous pourrons reve­
nir plus tard sur des elements de deta1l 
II est important de rappeler que l'origine de ce projet est l'1n1-
tiative parlementa1re Fehr Jacqueline, a laquelle 11 a ete 
donne suite a une tres large maJorite lors de la sess1on de 
mars 2001 a Lugano Ce Jour-la, notre Conseil a dec1de de 
reconna1tre une problemat1que de polit1que soc1ale, mais 
aussi une problemat1que de politique econom1que extreme­
ment importante, et de combler a1nsi une lacune de notre 
systeme de politique soc1ale et de politique econom1que en 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

jouant la carte d'une complementarite dynamique et cons­
tructive entre l'engagement de la Confederation, des can­
tons, des communes, mais aussi de tous les m1l1eux 
assoc1at1fs de ce pays, dans le cadre du respect des normes 
constitutionnelles relatives au federalisme, comme v1ent de 
le rappeler M. Gutzw1ller. Notre Conseil a dec1de a1ns1 de 
joindre les actes ä la parole, puisqu'1l s'est prononce en 
mars 2001 sur une duree de d1x ans et sur un montan! al­
loue a cette problemat1que, a savo1r 100 mlll1ons de francs 
par annee, et cela pour serv1r un object1f cla1r, creer approxi­
mativement 80 000 places d'accueil 
C'est dans ce contexte de dec1s1on claire, en conna1ssance 
de cause et avec toutes les cartes sur la table que la com­
mission a elabore le projet qu1 vous est presente, apres un 
travail approfond1 en sous-commiss1on On remarquera 
d'emblee que ce proJet est une loi-cadre qu1 definit d'abord 
les conditions d'attribut1on des moyens f1nanc1ers, const1-
tuant un programme qui se veut prioritairement une 1mpul­
s1on Cette loi-cadre est completee par un arrete federal qu1 
tra1te quant a lui essent1ellement les elements f1nanc1ers. 
S'ag1ssant des elements de motivation qu1 militent en faveur 
de ce programme d'1mpulsion, quelques points pr1nc1paux 
meritent d'etre releves, et d'abord la necessite de combler la 
penurie de places d'accue1l. Vous avez pu observer, dans 
les annexes du rapport de la commission, les grandes d1ffe­
rences qu1 existent entre les cantons de ce pays 1,2 m1llion 
d'enfants äges de mo1ns de quinze ans, 50 000 places 
d'accue1l aujourd'hui, et une !orte demande Ce programme 
veut donc st1muler des choix d'allocation des ressources et 
combler des ecarts qui sont tres grands: quas1ment de o a 
5,8 places pour 1000 enfants dans les cantons et egalement 
de nombreuses listes d'attente, plus1eurs milliers auJourd'hu1 
en Suisse. 
L.:enJeu est auss1 celu1 de permettre veritablement aux 
fam1lles de concilier activ1te economique et obligat1ons fami­
liales. On reconnaTt tous ici la transformation soc1odemogra­
ph1que qui se met en place depuis de nombreuses annees 
Nous reconnaissons aussi la cro1ssance du nombre de fem­
mes act1ves et la necessite, par consequent, de pouvo1r d1s­
poser de conditions-cadres satisfaisantes Ce programme 
se veut un element d'une dynamique de gagnant/gagnant 
pour la fam1lle, pour l'econom1e. 
II conv1ent de relever aussi 1'1mportance econom1que du sec­
teur de l'accue1I Vous avez dans le rapport quelques ch1ffres 
concernant la s1tuation zuricho1se qui nous demontrent que 
ce programme n'est pas seulement a considerer comme une 
charge, mais bei et b1en aussi comme un invest1ssement. 
Des profits se degagent de cette pratique, pu1squ'a Zurich 11 
a ete ch1ffre que pour un 1nvest1ssement de 1 franc, 11 y a un 
profit de 1,6 a 1,7 franc, soit en recettes f1scales, so1t en di­
minut1on des charges de l'a1de soc1ale. 
S'ag1ssant du type de l'accue1I extrafam1l1al, le proJet est vo­
lontairement large et non restrict1f, taut en definissant taut de 
meme un cadre, puisqu'il cons1dere l'accue1l collect1f de jour, 
l'accueil fam1l1al de Jour, l'accueil parascolaire. Et 11 se veut 
ouvert autant aux organ1smes prives sans but lucrat1f qu'aux 
structures publ1ques et aux creches d'entreprise. 
II est important de relever que nous avons pour ob1ect1f de 
soutenir des projets qu1 v1ennent du bas et non d'1mposer 
d'en haut la creation, l'agrandissement ou l'elargissement de 
l'offre. Nous respectons donc le princ1pe de subsid,ante et la 
repartition des täches qu1 prevaut entre Confederation, can­
tons et communes. 
Autre po1nt 1mportant, c'est ce qu1 se rapporte aux criteres 
definis pour ouvrn le dro1t a ces subvent1ons. Le programme 
s'inscrit dans un souc1 d'allocation optimale des ressources 
publlques et le respect, par consequent, d'un certa1n nombre 
de normes. II s'agit. des normes de qualite; du l1en a la pollt1-
que cantonale - 11 faut 1mperativement que les demandes 
s'inscnvent dans les plan1f1cations cantonales en mat1ere de 
prise en charge et de l'accue1I extrafamilial; de la tenue de la 
comptab1l1te, de la profess1onnal1sation; du f1nancement a 
lang terme entre les differentes sources qu1 sont usuelles 
dans ce domaine, a savo1r les subvent1ons, les financements 
des ut1l1sateurs, mais auss1 la participat1on de t1ers. dont les 
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dons; et enf1n la forme juridique, qui est un element impor­
tant - b1en ev1demment, pour benefic1er de sout1ens finan­
ciers de Ja Confederation, 11 ne taut pas avoir de but lucrat1f. 
S'ag1ssant de ces criteres, que nous considerons comme 
etant relat1vement !arges, ma1s suff1samment precis pour 
eviter taute prat1que 1nadequate, 11 faul relever que certa1ns 
nous ont meme reproche le fait qu'ils eta1ent trop restrict1fs. II 
nous semble quand meme important de pouvoir preciser cet 
element 
Les modal1tes de la prise en charge du financement s'ele­
vent au max1mum a un t1ers des coOts d'explo1tat1on et d'1n­
vest1ssement. Ce sout1en sera verse au plus tard tro1s ans 
apres l'ouverture de Ja structure. 
Ce que Je rapport etabli sur mandat de Ja sous-comm1ss1on 
met tres clairement en ev1dence, c'est la d1fflculte pour les 
structures d'accueil de passer le cap des deux a trois pre­
mieres annees d'act1v1te. Effect1vement, la phase de lance­
ment est Je probleme crucial, d'une part pour mettre sur p1ed 
et assumer les charges d'invest1ssement et, d'autre part 
pour trouver le rythme de cro1s1ere, le seu1I cntique d'occu­
pat1on qu1 permet de garant1r le f1nancement Par conse­
quent, ce programme d'1mpuls1on veut essent1ellement 
repondre a cette d1fflculte rencontree au cours des premie­
res annees, et 11 permet de le faire. Je cro1s que c'est un ele­
ment central de notre d1scuss1on, parce qu'on ne veut pas 
donner au programme d'1mpuls1on un but autre que d'etre 
une a1de ponctuelle, une a1de au demarrage 
Un certain nombre de ch1ffres sont presentes dans le rap­
port, je ne m'y arrete pas. Les calculs nous montrent qu'il 
faul compter a peu pres entre 8500 et 9000 francs par place 
d'accue1I au cours de la prem1ere annee, pu1s 8000 francs 
pour les structures de creche qui ont atteint leur rythme de 
cro1s1ere Ceci explique aussi le montan! qui a ete propose 
parce que, si l'on descendait au niveau de celu1 propose par 
le Conseil federal, on aura1t une moyenne arithmetique - 11 
faul b1en sOr nuancer - qu1 se rapportera1t a la creation d'a 
peu pres une centaine de places d'accueil par canton et par 
annee, ce qu1 est largement 1nsuff1sant 
Pour conclure ces quelques elements du debat d'entree en 
mat1ere, Je relevera1 qu'une m1norite de la commission pro­
pose de ne pas entrer en mat1ere. Elle va s'expnmer taut a 
!'heure. 
La comm1ss1on, par 14 vo1x contre 3 et avec 2 abstent1ons, 
vous demande de soutenir ce proJet qu1 respecte Je federa­
lisme, qui se veut un programme d'impulsion, une aide sup­
plementa1re aux cantons, une aide qu1 est 1mportante et qu1 
s'inscrit dans un cadre financier general, maximal La vo­
lonte de la maJonte de la comm1ss1on est d'allouer 400 m1l­
l1ons de francs sur quatre ans Apres evaluat1on des effets, 
nous pourrons red1scuter la deux1eme tranche de credit. 
ma1s il nous paraTt important de maintenir ce montan! pour 
ventablement entrer dans cette log1que d'1mpuls1on 
Depu1s plusieurs annees, taute une sene de charges ont ete 
transferees vers les cantons et les communes Tres recem­
ment, nous en avons transfere par le b1a1s de l'assurance­
chömage; dans quelques mois, nous allons transferer plus 
d'un m11l1ard de francs par Je truchement de J'assurance-ma­
ladie, et ce pet1t sout1en du cöte de Ja pnse en charge de 
l'accue1l extrafam1l1al pour enfants n'est qu'une repartit1on 
adequate des moyens financiers entre les differents niveaux 
1nst1tut1onnels. 
Je vous 1nv1te a entrer en matiere. 

Fattebert Jean (V, VD) Au nom de Ja m1norite de la com­
m1ss1on, j'a1merais d'emblee dire que nous comprenons 
toutes les envolees orato1res ou ecrites en faveur d'une 
augmentat1on du nombre de places d'accue1I pour les en­
fants Nous savons que les structures de ce genre peuvent 
apporter un plus au developpement des jeunes Nous sa­
vons que des enfants la1sses a eux-memes dans la rue trop 
souvent et trop longtemps sont exposes a des nsques divers 
et bien reels. Nous savons qu'une femme d'aujourd'hu1, au 
benefice d'une formation souvent tres poussee, a envie de 
poursu1vre une camere professionnelle et qu'1l faut favoriser 

cette poss1b1l1te. Nous savons ce qu'est la courbe des na1s­
sances et qu'1I est necessaire d'encourager la natalite. Nous 
qu1 sommes les porte-parole de l'economie et des entrepri­
ses savons a quel point l'economie a beso1n des femmes et 
de leurs competences 
lnut1le d'en rajouter! Pas besoin de nous repeter taut cela, le 
debat n'est pas celu1-la. L:enjeu du debat, c'est de savoir s1 
c'est le röle de la Confederation d'assumer cette lache Vous 
avez trouve ces taut derniers jours dans votre coumer Je 
message du Conseil federal concernant Ja perequatJon f1-
nanciere et la repart1t1on des til.ches entre la Confederation 
et les cantons Ce document de pres de 300 pages est le re­
flet d'un chant1er de reflexion important. Le condense com­
mence par les deux phrases su1vantes: «Le federal1sme, l'un 
des princ1pes fondamentaux de la Const1tut1on federale, 
tend a perdre de sa substance depu1s plus1eurs decenn1es. 
Une centralisation rampante a progressivement l1m1te l'auto­
nomie decisionnelle et le champ d'action des cantons, tand1s 
que les competences attribuees a Ja Confederat1on s'ac­
cro1ssaient - y compns dans des secteurs qu1 relevent par 
leur nature des cantons.» 
Les places d'accueil et les hora1res scolaires sont typ1que­
ment du domaine qui releve de la competence des cantons 
et surtout des communes Les places d'accueil sont des 
atouts de promot1on econom1que qui sont du ressort de la 
pol1t1que locale ou regionale. S1 Ja Confederation met ses 
grands pieds dans ce plat-la, cela ira a l'encontre du desen­
chevetrement des til.ches, rencherira le taut, etouffera l'1ma­
ginat1on et le dynamisme des 1n1t1atives privees, tuera le 
benevolat. M. Rossini citait taut a !'heure les doma1nes des­
quels Ja Confederat1on s'est retiree sur Je plan financ1er; 
alors mieux vaut qu'elle continue a f1nancer les structures 
qui existent plutöt qu'elle se desengage v1s-a-v1s de I assu­
rance-maladie et qu'elle cree une nouvelle structure J'ima­
gine deJa, sur Ja base de ce que J'a1 vu dans d'autres 
doma1nes, des experts federaux de niveau universita1re ve­
n1r mesurer Ja hauteur d'une marche d'escalier ou contester 
les dimensions d'un local ex1stant! 
Prevo1r une aide pour des structures nouvelles, c'est penal1-
ser ceux qui ont ete les premiers a faire quelque chose En 
d1scutant de cette initiative sans d1re clairement et rap1de­
ment que Ja Confederation ne fera rien, on paralyse des pro­
Jets qu1 sont geles en attendant que v1enne une a1de 
hypothetique On peu! imag1ner sans pe1ne que, depu1s no­
tre decision prise il y a plus d'une annee a Lugano, les pla­
ces d'accueil ne se sont pas multipliees pu1squ'on attend 
quelque chose de Ja Confederat1on. Et nen ne se fa1tl Je su1s 
auss1 capable de donner aux cantons un s1gnal qu1 so1t 
meilleur marche en leur d1sant: « Prenez vos responsab1l1tes, 
nous n'actopterons pas ce proJet!» 
La m1nonte de la comm1ss1on est const1tuee de parlementa1-
res qu1 ont soutenu des allegements f1scaux l'automne der­
n1er, et cec1 avec une maJorite d'entre vous. L:1dee eta1t que 
Ja Confederat1on do1t se decharger de certaines til.ches que 
les cantons et les communes sont a meme d'assumer m1eux 
et a me1lleur marche. AuJourd'hui, la coherence veut que Ja 
meme majonte, qu1 ava1t alors dec1de des allegements f1s­
caux, su1ve Ja m1nonte de Ja comm1ssion. Une att1tude in­
verse sera1t un peu facile. Vater a Ja fois des allegements 
fiscaux et accepter des charges supplementaires t1endra1t 
de l'1ncoherence. On a vu des polit1ciens se faire tra1ter de 
populistes pour beaucoup moins que i;:a 
Le Conseil federal fait une reponse poilt1quement correcte, 
d1plomatique, mais claire entre les lignes En proposant de 
redu1re les cred1ts env1sages de plus des trois quarts, 1i vous 
d1t qu'1l ne veut pas de ce projet. Eire gouvernemental c'est 
refuser d'entrer en mat1ere. 
Je vous 1nv1te donc a soutenir la propos1t1on de la m1r1onte, 
soit a ne pas entrer en mat1ere 

Fehr Jacqueline (S, ZH). V1erz1g Prozent der Schulkinder 
sind in der Schweiz regelmass1g unbetreut. Das entspricht 
einem Bedarf von rund 1 oo 000 schulerganzenden Platzen 
in Horten, an Mittagstischen und in Tagesschulen Die Hallte 
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der heute n1chterwerbstat1gen Frauen würde eine Stelle su­
chen, wenn sie einen Krippenplatz fur ihre Kinder hatten. 
Das 1st ein weiterer Bedarf von 50 000 Platzen, diesmal fur 
Kinder im Vorschulalter. Die Halfte der Alle1nerz1ehenden, 
die heute Soz1alh1lfe beziehen, ware nicht mehr auf diese 
angewiesen, wenn es genügend bezahlbare Betreuungs­
platze gabe. Das sind weitere X-tausend Betreuungsplätze, 
die uns fehlen. Insgesamt fehlen uns in der Schweiz rund 
200 000 Betreuungsplatze für Kinder bis 15 Jahre 
Wenn wir ein Impulsprogramm beschl1essen, bei dem wir 
jahrlich 100 Millionen Franken einsetzen konnen, wie das die 
Komm1ss1onmehrhe1t beantragt, konnen wir damit nach gro­
ben Berechnungen maximal 100 000 Platze 1n1t11eren, das 
he1sst rund die Halfte des Bedarfs Diese Platze sollen wah­
rend der ersten drei Jahre 1n den Genuss von Bundesgeldern, 
maximal einem Drittel ihrer Betriebskosten, kommen. Für die 
restlichen zwei Drittel mussen die Eltern, die Gemeinden, die 
Arbeitgeber, private Tragerschaften oder ein Mix von all die­
sen aufkommen. Mit anderen Worten: Wir verschieben keine 
Kompetenzen, wir geben aber einen notwendigen Impuls. 
Weshalb brauchen wir diesen Impuls, und weshalb brau­
chen wir ihn jetzt? Die Antwort auf diese Frage 1st simpel. 
Weil sich die Probleme Jetzt stellen, und zwar akut. Die Jun­
gen Paare entscheiden Jetzt, ob sie Kinder haben wollen 
oder nicht, Kinder, die uns einmal die AHV f1nanz1eren wer­
den oder eben nicht Der Arbeitsmarkt 1st Jetzt auf die 
Frauen angewiesen, insbesondere 1m Bereich der Pflege. 
Oder sind wir bereit, unsere Eltern wieder zu Hause zu pfle­
gen? Der Standort Schweiz muss sich jetzt attraktiv ma­
chen, wenn er beim freien Personenverkehr mithalten will 
Wir müssen also eine Entwicklung, die im Gange 1st, be­
schleunigen. 
Dieses Impulsprogramm will nicht mehr und nicht weniger. 
Es wird die Probleme nicht aus der Welt schaffen. Es wird 
die Kantone und Gemeinden nicht aus der Verantwortung 
entlassen, und es wird die Arbeitgeber nicht von der Auf­
gabe befreien, ebenfalls in solche Einrichtungen zu inves­
tieren. Aber es wird einen Impuls geben und den Prozess 
beschleunigen Es soll E1genin1t1at1ve und Engagement 
fordern und belohnen In den Genuss dieser Mittel sollen 
Tragervereine kommen, die Krippen und M1ttagst1sche be­
treiben wollen Hinter diesen Projekten stehen 1m Normalfall 
Eltern, die sich zusammengeschlossen haben, um eine sol­
che Einrichtung zu gründen. Doch viel zu haufig ist es so, 
dass diese Vereine bei den Gemeinden vorstellig werden 
und dort abblitzen, weil der Gemeinderat nur diese kleine 
Gruppe mit ihrem Bedurfn1s sieht und nicht erkennt, dass die 
ganze Gemeinde von einer solchen Infrastruktur profitieren 
könnte. 
Aber ebenso hauf1g 1st es, dass Einrichtungen, die den Start 
geschafft haben, nach ein, zwei Jahren sehr wohl von der 
Gemeinde unterstutzt werden, weil die Gemeinde in der Zwi­
schenzeit erkannt hat, dass sie handfeste Vorteile von sol­
chen Einrichtungen hat. Genau fur diese Anfangsphase sind 
die Bundesgelder gedacht. Sie sollen mithelfen, dass nicht 
langer unzahlige Projekte im Sand verlaufen, weil die Behör­
den beim Start den Mut nicht haben, in solche Einrichtungen 
zu 1nvest1eren. 
Der Bundesrat erkennt die Notwend1gke1t ebenfalls, will aber 
nur 25 M1ll1onen Franken pro Jahr einsetzen Mit einem Jahr­
liehen Kredit von 25 M1ll1onen konnten aber nur homoopath1-
sche Dosen verabreicht werden 25 M1ll1onen Franken - das 
sind pro Kanton eine M1ll1on. Hand aufs Herz: Können wir da 
noch von einem Impulsprogramm sprechen? Mit jahrlich 
25 M1ll1onen Franken werden wir pro Jahr 2500 Plätze initiie­
ren können, das he1sst pro Kanton im Durchschnitt 100 Plat­
ze. Allein auf der Warteliste der Stadt Bern sind aber 900 Kin­
der eingetragen 
Doch weshalb soll sich der Bund überhaupt engagieren? 
1. Den betroffenen Eltern sind unsere ordnungspol1t1schen 
Diskussionen z1eml1ch egal. Sie zahlen naml1ch sowohl die 
Bundes- als auch die Staatssteuern. Die Eltern erwarten 
aber, dass dieses ewige Hin und Her, das wir uns 1n der Poli­
tik zu diesem Thema leisten, aufhort und endlich etwas pas­
siert. Ich kann Sie auf die D1skuss1on vor zwei Tagen 1m 
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Parlament des Kantons Zürich verweisen. Während hier in 
diesem Rat die SVP-Fraktion das Projekt mit der Begrün­
dung ablehnt, die Kantone seien zustandig, lehnt dieselbe 
SVP ein ahnl1ches Projekt im Kanton Zurich mit der Begrun­
dung ab, die Gemeinden seien zustand1g In den Gemein­
den des Zürcher Weinlandes, einer SVP-Hochburg, lehnen 
die Gemeinden die Projekte mit der Begründung ab, die Ar­
beitgeber seien dafür zuständig So wird der Ball immer hin­
und hergeschoben, während in derselben Zeit immer mehr 
Frauen auf Kinder verzichten, immer mehr Fam1l1en kein 
ausreichendes Einkommen mehr erzielen können und im­
mer mehr Kinder unbetreut sind. Wir mussen diesem Spiel 
ein Ende machen und Jetzt endlich konkret werden 
2. Dieses Argument habe ich bei Frau Marg1t Osterloh ge­
stohlen, die als Professorin für Betriebswirtschaftslehre der 
Universitat Zurich die Sache ziemlich nuchtern betrachtet 
Sie kommt zu folgendem Schluss: Der Bund hat sich des­
halb zu engagieren, weil er ein Interesse daran hat, dass die 
innerschweizerische Mobl11tat gefordert wird. Das stark un­
gleiche Angebot an Betreuungsplatzen fuhrt dazu, dass die 
Eltern einen einmal ergatterten Platz nicht mehr aufgeben 
und es damit zu einer so genannten Fehlallokation der Ar­
be1tskrafte kommt. 
3. Das dritte Argument hat Ihnen, liebe FDP-Vertreter, Ihre 
eigene Pressesprecherin geliefert. Sie sagt treffend «Das 
Vorhandensein von Krippenplatzen 1st für viele Fam1l1en 
wichtiger als die Höhe des Steuerfusses.» Dies gilt insbe­
sondere auch mit Blick auf den Wettbewerb um qualifizierte 
Arbe1tskrafte Wenn die Schweiz als Arbeitsort attraktiv blei­
ben will, muss sie diesen Leuten dringend und schnell Krip­
pen- und Tagesschulplatze für ihre Kinder zur Verfügung 
stellen. Den Standort Schweiz für Fachkrafte und Unterneh­
men attraktiv zu machen und die innerschwe1zerische Mobi­
lität zu ermöglichen sind zwei wichtige wirtschaftspolitische 
Aufgaben, die der Bund zu lösen hat. Ein ganz zentrales In­
strument, um diese Aufgaben zu erfüllen, sind genugend 
Krippenplatze, Tagesschulplätze und Tagesfamilien. Des­
halb 1st es auch ordnungspolitisch zu vertreten, wenn der 
Bund hier Gelder zur Verfugung stellt. 
Geben wir uns einen «Schupf», stimmen wir dem Antrag der 
Kommission zu, und bitten wir den Ständerat, einen Kompro­
miss zwischen uns und dem Bundesrat zu f1ndenl 

La presidente (Maury Pasqu1er Lll1ane, presidente)· Le 
groupe liberal communique qu'1I soutient la m1norite 

Guisan Yves (R, VD)· La mise a dispos1t1on de structures et 
de places d'accue1I pour enfants est une exigence 1:icontour­
nable de l'evolut1on soc1ale et economique. Elle permet, en 
particulier aux femmes, de poursu1vre leur activ1te profes­
sionnelle et d'assurer aux entreprises une plus grande d1s­
pon1b1l1te. Le def1c1t actuel criant de places d'accue1I a des 
effets extremement inquietants. D'apres les donnees dispo­
nibles, deux tiers des femmes trava1llant a plein temps inter­
rompent leur act1v1te profess1onnelle ou la redu1sent a un 
trava1I a temps part1el apres la na1ssance de leur prem1er en­
fant. 45 pour cent des enfants de moins de 15 ans ne benefi­
cient d'aucun encadrement quelconque en dehors de 
l'ecole, ce qui favorise indub1tablement les d1ff1cultes d'inte­
gration et le cortege de problemes soc1aux qui en resultent, 
ce que j'appellerai le syndrome des banl1eues 
Le Part1 rad1cal-democrat1que su1sse s'est donc fermement 
engage en faveur de toute une serie de mesures permettant 
de mieux concilier la famille et le trava1I, en particul1er de la 
creat1on de places d'accueil pour enfants, par une prise de 
position soutenue a l'unanim1te lors de son congres a Her1-
sau en aoOt dern1er. 
Certes, il appart1ent en priorite aux cantons, aux communes 
et aux prives de mettre en place les structures necessa1res 
Le programme federal d'1mpuls1on qui nous est propose 
n'entend pas s'y substituer, mais interven1r a t1tre strictement 
subs1d1a1re pour combler le plus rap1dement poss1ble le def1-
c1t constate. t..:in1t1at1ve appartient donc touJours et encore en 
prem1er l1eu aux cantons et aux collect1v1tes locales. 
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Les difficultes de financement appara1ssent essent1ellement 
lors du lancement d'un projet ou au cours des deux premie­
res annees d'explo1tation, Jusqu'a ce que Ja nouvel/e struc­
ture a1t pu atte1ndre son rythme de cro1siere. En l1mitant la 
duree du soutien federal a tro1s ans, le proJet de 101 reste li­
m1te a son obJectif d'1nc1tation et II ne const1tue en aucun cas 
une sorte de bequ1lle federale permanente pour des canards 
boiteux, dans une logique de subs1de. 
Les candidats a ce programme do1vent faire la preuve de la 
viab1ilte de leurs projets taut en respectant des criteres de 
qual1te et de professionnal1sation de la prise en charge. Les 
craintes d'une 1ntervention federale tentacula1re sont donc 
totalement 1njust1flees, au meme titre que les manoeuvres 
suggerant aux cantons de se desengager en ra1son de la 
perspective d'une aide de la Confederation, tel que cela res­
sort des debats recemment tenus au Grand Conseil zuri­
chois Cette aide ne saura1t en effet, une fois encore, etre 
que complementa1re et lim1tee dans le temps. 
Le groupe radical-democrat1que sout1ent ce projet Toutefois, 
11 est tres partage quant a l'effort financier a consentir pour 
cette operat1on. II est tres preoccupe par l'evolut1on des 11-
nances federales et reste convaincu que l'on acquiert da­
vantage de marge de manoeuvre pour de nouveaux enga­
gements publ1cs en redu1sant le po1ds des interets et des 
amort1ssements plut6t qu'en accro1ssant regul1erement la 
dette. 
Dans une perspect1ve de frein aux depenses, la maJonte du 
groupe radical-democrat1que est par consequent favorable a 
la proposition du Conseil federal de reduire le financement 
accorde a la creation de nouvelles places d'accue1I a 25 mil­
lions de francs par an au l1eu des 100 millions de francs pro­
poses Une !orte minonte du groupe fait toutefo1s valo1r que 
cette reduct1on vide quas1ment le projet de sa substance et 
le reduit a une declarat1on d'1ntent1on plut6t qu'a un choix 
determine de priontes 
Le nombre de places d'accueil d1spon1bles se monte actuel­
lement a environ 80 000 sur les quelque 350 000 qui se­
ra1ent necessaires. Le proJet de loi qu1 vous est soumis 
prevo1t la creat1on de 60 000 places d'accue1I environ. La di­
m1nut1on du credit le reduira1t a 15 000 au mieux, ce qui fait 
perdre considerablement de sa s1gnificat1on au projet 
Enf1n, /es ex1gences posees pour avo1r droit au soutien fe­
deral sont tres elevees sur le plan qual1tat1f, structurel et f1-
nanc1er. II n'est donc pas certain que le credit propose de 
100 m1ll1ons de francs par an soit effectivement regul1ere­
ment epu1se dans son ensemble. Par contre, en le reduisant 
a 25 mill1ons de francs, il y a b1en des chances qu'1I soit com­
pletement ut1l1se sans la1sser aucune marge de manoeuvre 
quelconque. 
En conclusion, le groupe rad1cal-democrat1que entrera en 
matiere, ma1s s'expnmera de maniere diverse quant a l'am­
pleur a accorder au financement 

Meyer Therese (C, FR): Afin d'accroTtre les poss1b1l1tes de 
garde pour /es enfants en m1lieu extrafamil1al, Je Conseil na­
tional a donne suite, a une large majonte, a Lugano, en mars 
2001, a J'irnt1ative parlementa1re Fehr Jacqueline demandant 
d'elaborer une base legale pour que la Confederat1on ap­
porte un soutien f1nanc1er aux communautes publ1ques ou 
aux personnes morales sans but lucrat1f qu1 creent des pla­
ces d'accue1/ pour les enfants af1n de seconder les familles. 
C'est ce proJet que nous exam1nons auJourd'hu1. 
Pendant /es d1x ans qu1 suivront l'entree en vigueur, 100 m1l­
/1ons de francs par an au max1mum seront affectes pour st1-
mu/er Ja creat1on de 60 ooo a 1 oo ooo nouve/les places 
d'accuei/, Je t1ers des frais d'explo1tation etant pris en charge 
pendant deux ou au maximum trois ans Actuellement, on 
denombre 60 ooo a 80 000 places en Suisse, a/ors que 
65 pour cent des femmes ayant un ou des enfants de moins 
de 15 ans exercent une activite Jucrative a plein temps ou 
a temps part1el. Ceci represente 850 000 enfants sur 
1 200 000 enfants que campte Ja Suisse taute entiere. Une 
p/ace d'accue1/ est ut1/1see par 1,3 enfant en moyenne. t.:ar­
gument de Ja d1fflculte de conc1l1er v1e profess1onnel/e et 
educat1on des enfants est J'argument Je plus souvent avance 

par /es femmes, ma1s aussi par les hommes, entre 20 et 
49 ans pour ne pas vouloir d'enfants ou ne pas voulo1r d'en­
fants supplementa1res. C'est tres grave! C'est pour cela 
qu'en presence d'un taux de natal1te deplorable, le pays -
c'est assez rare que la Confederat1on s'occupe d'un suJet 
comme celu1-la - do1t s'en meler. Au mo1ns, ne decoura­
geons pas les couples qu1 des1rent avo1r un ou plusieurs en­
fants! 
Concernant le marche du travail, on pourra1t pallier a son as­
sechement parce que /es mamans pourraient beaucoup plus 
facilement continuer a exercer Jeur profess1on a temps ple1n 
ou a temps part1e/. 
t.:ut1/1te soc1oeconomique des places d'accue1/ pour les en­
fants est confirmee. Par exemple, el/es diminuent le nombre 
de familles tombant dans Ja detresse economique elles 
permettent une mei/leure socia/isation des enfants, une 
me11/eure integration des Jeunes dans Je monde du travail et 
la place econom1que suisse comme s1te d'implantat1on pour 
/es entrepnses y gagne en attra1t Une etude commandee 
par la V1lle de Zurich, on vous en a parle, d1t que chaque 
franc 1nvesti dans Ja creation de places d'accue1I rapporte 
1,6 a 1 ,7 franc a la communaute Donc, nous n'a/lons pas 
donner a fonds perdu, mais invest1r 
Le projet st1pule que Ja Confederat1on sout1ent f1nanciere­
ment la creat1on de places d'accue1I extrafam1/iales pour 
conciller les obligat1ons familiales, professionnelles et de for­
mat1on, pas pour d'autres buts. Les aides f1nanc1eres seront 
versees en comp/ement d'autres sources de financement. 
La duree du programme d'1mpuls1on est de d1x ans, /es 
moyens financ1ers prevus sont de 100 mi/11ons de francs par 
annee et entre 60 000 et 100 000 p/aces pourra1ent etre 
creees. 
Le groupe democrate-chretien sout1endra massivement le 
proJet de /01 tel qu'il est presente, avec le financement pro­
pose par la commission. Sa pnorite sur Je plan pol1t1que est 
la fam1lle. II prend en campte que J'organ1sat1on de la famille 
evolue et que tous /es choix sont respectab/es. QuelqJefo1s 
l'un ou J'autre parent peut ou veut renoncer a une v1e profes­
s1onne/le pour s'occuper des enfants, et c'est tres b1en Mais 
une maman qui voudra1t s'occuper des enfants do1t que/que­
fo1s travailler pour trouver J'equilibre econom1que, ou alors 
cho1sir Ja formu/e du partage entre v1e profess1onnelle et 
education des enfants. On peut aussi imag1ner une vie pro­
fessionnelle ou pol1t1que active, qu1 doit s'harmornser avec 
une vie fam1l1a/e ou do1vent avo1r place plusieurs enfants. 
Le groupe democrate-chretien soutient tous ces modales de 
fam1lles et pense que Je coup de pouce propose est indis­
pensable La fam1/le do1t etre au serv1ce de l'etre huma1n 
pour Jui permettre de grand1r et d'a1mer C'est Ja raisor pour 
laquelle Ja place de la fam1lle et des familles est tres 1mpor­
tante dans notre soc1ete, non pas pour defendre un modele 
pol1t1que ou social part1culier, ma1s pour permettre a des per­
sonnes adultes ou enfants, jeunes ou vieilles, de s'epanouir 
et de vivre ensemble Pour reuss1r ce defi, les fam1lles 
d'aujourd'hu1 ont besoin de ce coup de pouce qu1 est un in­
vestissement. Les milieux patronaux J'ont d'ai/leurs b1en 
compns puisque, all1es a Pro Familia et a Pro Juventute. 1/s 
ont spec1f1quement releve qu'une act1on - ce/le que nous 
tentons de Jancer auJourd'hu1 - s'1mpose dans le doma1ne de 
l'accue1/ extrafam1lial pour /es enfants. 
Un invest1ssement demande touJours un eifert au depart Le 
Conseil federa/ trouve Je proJet formidable ma1s redu1t telle­
ment son f1nancement qu'il lu1 coupe /es a1les, ce qu 1/ n'a 
pas fa1t, ce que nous n'avons pas fait dans d'autres doss1ers 
Dans ce Parlement et dans /es memes cond1t1ons f1nanc1e­
res, nous avons dO et pu liberer des montants autrement 
plus importants parce que c'eta1t urgent et absolument 1nd1s­
pensable pour Je pays. Le groupe democrate-chret1en trouve 
qu'1/ est abso/ument indispensable auss1 pour Je pays de de­
bloquer des a1des financieres en faveur des fam1/les II adop­
tera J'arrete federa/ concernant /es a1des f1nanc1eres a 
J'accueil extrafam1/1al pour enfants se/on J'av1s du Conseil fe­
deral du 27 mars 2002, qui prevo1t 1 oo millions de francs au 
maximum pendant quatre ans pour cette tranche-la 
Je vous propose de le suivre. 

Bulletin off1c1el de !'Assemblee federale 
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Meier-Schatz Lucrez1a (C, SG). Seit Jahren machen wir 
darauf aufmerksam, dass die Erwerbstät1gke1t der Frauen 
seit Beginn der Neunz1gerJahre stark angestiegen 1st Nicht 
nur die bessere Ausbildung der Frauen und das gewandelte 
Familienbild sind fur diese Entwicklung ausschlaggebend. 
Vielmehr war und 1st die schwierige wirtschaftliche Lage 
zahlreicher Fam1l1en für die Erwerbstat1gke1t der Frauen aus­
schlaggebend. Wir machen aber auch seit Jahren darauf 
aufmerksam, dass eine wachsende Zahl von Frauen darauf 
verzichtet, Kinder zu haben Je besser die Ausbildung einer 
Frau, desto grösser die Wahrscheinlichkeit, dass sie kinder­
los bleiben wird. Europaweit sind wir punkto Kinderlos1gke1t 
Sp1tzenre1ter Dies ist vorwiegend auf die Unvereinbarkeit 
von Beruf und Fam1l1e zuruckzuführen. Wenn wir aber keine 
kinderlose Gesellschaft haben wollen, müssen wir die erfor­
derlichen Rahmenbedingungen fur eine Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf sowohl fur Mutter als auch für Vaterschaf­
fen. 
Die Anstossf1nanz1erung fur familienerganzende Betreu­
ungsplätze bildet fur die Forderung dieser Vereinbarkeit ei­
nen wichtigen Pfeiler einer ze1tgemassen und modernen 
Fam1l1enpol1t1k Mit der Anstossf1nanz1erung in der Höhe von 
maximal 100 M1ll1onen Franken jährlich wahrend zehn Jah­
ren konnen wir mindestens 6000 bis 8000 Platze schaffen. 
Angesichts der Tatsache, dass 73 Prozent aller Mutter mit 
Kindern unter zehn Jahren einer Erwerbstätigkeit nachge­
hen, und angesichts der Tatsache, dass 44 Prozent der 
Schulkinder keinen Zugang zur famil1energänzenden Be­
treuung haben, müssen wir neue Strukturen schaffen. Es 
fehlt 1n fast allen Kantonen an ausreichenden Betreuungs­
systemen für Kinder aller Altersstufen Doch was geschieht 
in der Zwischenzeit mit den Kindern, die das lnvestit1ons­
potenz1al für die Zukunft unserer Gesellschaft bilden? Sie 
werden betreut, oder sie bleiben, was zunehmend der Fall 
ist, wahrend der erwerbsbed1ngten Abwesenheit der Eltern 
ohne Betreuung zuruck 
Es ist unbestritten, dass den Eltern - auch denen. die auf 
langere Betreuungszeiten angewiesen sind - ein breiteres 
Angebot an Betreuungsplatzen fur ihre Kinder zur Verfügung 
gestellt werden muss Fam1l1energanzende Betreuung ist in 
der Tat eine Chance fur eine angemessene soziale Einbet­
tung und Verankerung der Kinder. Dies gilt auch - und in be­
sonderem Masse - für Kinder aus Kle1nstfam1l1en, meistens 
Schweizer Fam1l1en, sowie fur Kinder ausländischer Her­
kunft, denn die famil1energanzende Betreuung erleichtert 
eine fruhze1t1ge gesellschaftliche und soziale Integration die­
ser Kinder. 
Eltern brauchen anderseits die S1cherhe1t, dass ihre Kinder 
während ihrer Abwesenheit eine gute und qual1f1z1erte Be­
treuung erfahren können. Das Wissen um die gute Betreu­
ung ermoglicht es auch den Arbeitnehmerinnen, sich 
wahrend der Arbe1tsze1t voll und ganz ihrer Erwerbstätigkeit 
zu widmen. 
Mit dem vorliegenden Bundesgesetz konnen wir endlich 
nicht nur aus gesellschaftspolitischer Sicht über die Notwen­
digkeit und die Gestaltung der Rahmenbedingungen 1n der 
Wirtschaft, den Schulen, der Gesellschaft sprechen, son­
dern auch - und vor allem - den Familien gegenüber ein 
echtes und wertvolles Zeichen setzen. Denn der höchstper­
sönliche Entscheid für ein Kind hat fur unsere Gesellschaft 
eine enorme Relevanz Fam1l1en, Junge Fam1l1en, müssen in 
der Wahrnehmung ihrer v1elfalt1gen Aufgaben unterstützt 
werden. Sie sind auf eine rasche, unburokrat1sche und 
schnelle Hilfe bei der Suche nach geeigneten Losungen an­
gewiesen. Ich bin doch erstaunt, dass man ausgerechnet 
von liberaler Seite her zusätzliche adm1n1strat1ve Hurden ein­
bauen mochte. Der Einbau zusätzlicher Hurden erschwert 
höchstens den Ablauf der Behandlung des Gesuches und 
verzogert die Inbetriebnahme der Betreuungsstatte. 
Mit diesem Gesetz wird, wie es die Komm1ss1onmehrhe1t 
vorschlägt, sehr vielen Fam1l1en eine bessere Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie ermogl1cht. Es geht also überhaupt 
nicht darum, die primare Erziehungsaufgabe der Eltern an 
die Öffentlichkeit zu delegieren, sondern vielmehr darum, 
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die Fam1l1en als solidarische Gemeinschaften. in denen sich 
jedes M1tgl1ed für das andere verantwortlich fühlt, 1n Respek­
tierung ihres Wunsches nach Autonomie zu unterstutzen 
und zu fördern. Fam1l1en müssen befahigt werden, ihre viel­
fältigen Aufgaben zu erfüllen 
Geleitet von dieser Überzeugung wird die CVP-Frakt1on das 
Bundesgesetz, wie es vorliegt, unterstützen. Auf die Ande­
rungsvorschläge von Herrn Eggly werden wir 1n der Detail­
beratung eingehen, aber eines steht jetzt schon sicher fest· 
Wir werden diesen nicht zustimmen. 

Studer Heiner (E, AG)· Die evangelische und unabhängige 
Fraktion 1st einhellig fur Eintreten auf diese Vorlage Es 1st fur 
uns wichtig, dass wir die Rahmenbedingungen für die Fam1-
l1en verbessern. Das ist ein zentrales pol1t1sches Anliegen, 
das wir vertreten. Wir wollen die Rahmenbedingungen vor 
allem für diejenigen verbessern, die 1n einer schwierigen fi­
nanziellen Situation sind und Unterstützung brauchen 
Auch wenn wir eine solche Verbesserung voll und ganz un­
terstutzen, mochte ich Ihnen doch noch zwei, drei Dinge zu 
bedenken geben. Auch wenn es sich um eine gute Sache 
handelt, he1sst das noch nicht, dass der Bund alles tun 
muss. Es ist ein Problem 1n unserem Staatswesen, dass der 
Bund bei jeder guten Sache die Kosten ubernehmen soll. 
Unsere Fraktion vertritt ja immer wieder bewusst die Auffas­
sung - wir werden das auch 1n Zukunft tun -, man musse 
eine saubere Aufgabenteilung zwischen Bund, Kantonen 
und Gemeinden vornehmen und man müsse bei den Ent­
scheiden und bei der Finanzierung nicht immer alle drei 
Ebenen mit einbeziehen Von daher konnte man zu einem 
anderen Schluss kommen. Aber im Bereich, um den es hier 
geht, ist es aufgrund der Realität 1n der Schweiz unbedingt 
notwendig, dass wir diese Anstossf1nanzierung bew1ll1gen. 
Deshalb 1st es fur uns zentral, dass es wirklich eine An­
stossfinanz1erung 1st. Es ist zentral, dass auf den zuständi­
gen Stufen alles getan wird, um nicht nur die Restf1nan­
z1erung zu garantieren, sondern auch zu gewahrle1sten, 
dass diese lnst1tut1onen auf längere Frist uberleben konnen 
Schon von daher haben wir keine Bedenken, dass wahnsin­
nig viele Mittel anbegehrt werden. Denn wenn Sie sich diese 
Vorlage ansehen, stellen Sie fest· Bis eine neue Institution 
gegrundet werden kann und - vor allem - bis sie auch auf 
lange Zeit lebensfah1g 1st, braucht es sehr viel Gerade des­
halb ist es wichtig, dass wir bei diesem Schwerpunkt der 
Familienforderung eine Anstossfinanz1erung bew1ll1gen Die 
Frakt1onsmehrhe1t, die aus den EVP-Vertretern besteht, 1st 
voll und ganz für die gesamte Summe, die hier vorgeschla­
gen wird. Sie ist dafür, dass d1eJen1gen Gesuche, die dann 
auch wirklich zu Recht anstehen, flächendeckend bewilligt 
werden können 

Bortoluzzi Toni (V, ZH). Die Mehrheit der SVP-Frakt1on un­
terstützt den N1chte1ntretensantrag, wie er von der Minder­
heit der Komm1ss1on begründet wurde. Es gibt dafur 1m 
Wesentlichen zwei Grunde Ich möchte allerdings vorweg­
nehmen, dass sich der Einwand nicht grundsatzl1ch gegen 
solche Betreuungseinrichtungen wendet. Es geht vor allem 
darum, die Frage des Engagements des Bundes zu diskutie­
ren. 
1 Wir glauben, dass die Privat1nit1at1ve im Vordergrund 
steht Sie soll dort, wo es unbedingt not1g ist, mit Unterstut­
zung der Gemeinden real1s1ert werden. Dafür gibt es sehr 
gute Beispiele Ich konnte Ihnen einige zeigen Ich war Ge­
me1ndepras1dent, und wir haben in meiner Wohngemeinde 
so etwas real1s1ert. Das funkt1on1ert glanzend. Wenn aber 
der Staat kommt und sagt, er gebe Geld, dann wird es natur­
lich genommen. Das ist so wie hier in diesem Saal, wenn wir 
sagen, wir erhöhten unsere Entschadigung; dann wird das 
Geld auch genommen, das ist Ja klar Es gilt festzustellen, 
dass der Bund eine Aufgabe ubernimmt und unterstutzt, wel­
che aus unserer Sicht in unserem foderal1st1schen System 
unbestritten Aufgabe der Kantone ist und in den Gemeinden 
umgesetzt werden soll. Man beklagt Ja immer wieder d1e in­
transparente Verflechtung in unserem Staat, die damit ver-
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bundenen Finanzströme, die Zustand1gkeiten, die vermischt 
werden, obwohl wir eigentlich gute Voraussetzungen hatten, 
um 1n diesem Bereich Ordnung zu halten und es gar nicht so 
weit kommen zu lassen. Hier wird der Bund beauftragt, zu 
kontrollieren, zu uberprufen, was vorher 1n der Gemeinde 
und allenfalls im Kanton bereits einmal getan wurde, um 
dann letztlich ein paar Tausend Franken zu schicken. 
Die F1nanz1erung dieser Einrichtung wird ja dann - das 1st 
ein weiterer Punkt - unabhängig von den Verhaltnissen ihrer 
Benutzer geleistet. Es geht also hier nicht um eine soziale 
Not, die gemildert werden soll, sondern um einen Rechtsan­
spruch von verantwortungsmüden Eltern gegenüber dem 
Staat - so mochte ich es einmal nennen. Die anspruchsvolle 
Erziehungsarbeit wird gunst1g 1m Umverteilungssystem vom 
Staat abgenommen Eine d1esbezugl1che Kostentranspa­
renz wird in diesem Beschluss nicht verlangt Solche Ubun­
gen, und wenn sie noch so schön dargestellt werden, kann 
die Mehrheit der SVP-Frakt1on nicht unterstützen. 
2. Nun zu meinem zweiten Hauptargument: D1eJen1gen, wel­
che sich unter Verzicht oder eben privat für Losungen ein­
setzen und auf die hier gebaute staatliche Krippe - oder 
«Futterkrippe» - verzichten, sind doppelt geprellt. erstens, 
weil sie personl1ch eine Einschrankung 1n Kauf nehmen -
sich bewusst sind, dass damit Arbeit und Verzicht verbunden 
sind-, und zweitens, weil sie mit ihren Steuern dann zusatz­
lich noch verknurrt werden, diese so genannten Solidaritats­
leistungen, die eine falsche «Solidaritat» beinhalten, zu 
finanzieren. 
Wenn es ein unbestrittenes Bedürfnis ware - wie es in ver­
schiedenen Zuschriften an uns stand und übrigens auch 1n 
der Antwort des Bundesrates zum Ausdruck kommt-, wenn 
es also ein solch dringendes Anliegen ware, dann würde 
sich dieses Anliegen auf privater Ebene durchsetzen; davon 
bin ich uberzeugt. Es braucht keine staatlichen Impulspro­
gramme - umso weniger, als Erziehungsarbeit ausserhalb 
der Familie immer nur zweite Priorität sein kann. Ich wehre 
mich gegen die Darstellung, die hier seitens der Komm1ss1-
onssprecher und auch verschiedener Fraktionssprecher 
zum Ausdruck kam, dass eben der Staat - so wurde es dar­
gestellt - e1gentl1ch die beste Losung !ur die Erziehung sei. 
Wenn ich darauf ausgehe, die Fam1l1e zu starken, dann kann 
es nicht angehen, sie mit verlockenden Staatsgeldern aus­
einander zu bringen. Ihre Argumente, die Sie hier gebracht 
haben, erinnern mich stark an die fruheren Argumente in 
den osteuropa1schen Staaten, die vor zehn, funfzehn Jahren 
zugrunde gegangen sind Auch dort wurde mit wirtschaftli­
chen, mit qualitativen Argumenten die Aufgabe der Erzie­
hung vom Staat ubernommen. 
Kindererziehung ist nicht eine technisch durchzuführende 
Betreuungsaufgabe, sondern besteht 1n erster Linie aus Be­
ziehung, Beziehung ist Erziehung und Betreuung, und das 
schafft die not1gen Voraussetzungen für die Jugend, die Zu­
kunft und die Herausforderungen 1m Erwachsenenleben zu 
bewalt1gen. 
Diese Vorlage widerspricht diesen Bemühungen. Mit der 
Vorlage wird diese Entwicklung, die auch in anderen Staaten 
zu schlechten Ergebnissen geführt hat - gesellschaftliche 
Zerrüttung als Folge-, auf Bundesebene e1ngefuhrt und un­
terstützt, und so etwas können wir nicht mittragen. Wir wer­
den also, 1m Wissen darum, dass wir eine M1nderhe1t sind, 
diesem Bundesbeschluss und dieser Finanzierung nicht zu­
stimmen 
Zum Schluss möchte ich aber doch festhalten, dass die Pra­
s1dent1n aufgefordert ist, die Antrage des Bundesrates auch 
zur Abstimmung zu bringen. Ich nehme an, das erfolgt auto­
matisch; sonst musste ich hier im Sinne eines Antrages ver­
langen, dass die Antrage des Bundesrates zur Abstimmung 
gelangen. Denn wir werden in erster Linie für Nichteintreten 
stimmen und 1n zweiter Linie - 1m Falle von Eintreten - den 
Antragen des Bundesrates folgen. 

Teuscher Franziska (G, BE): Ich mochte zuerst Herrn Bor­
toluzz1 etwas sagen- Herr Bortoluzz1, es geht bei dieser Vor­
lage nicht um den Rechtsanspruch verantwortungsmuder 

Eltern, wie Sie das gesagt haben, sondern es geht bei die­
ser Vorlage darum, dass wir die Bedürfnisse 1n einer veran­
derten Gesellschaft wahrnehmen, Bedürfnisse von Eltern, 
von Kindern, aber auch von der Wirtschaft. Ich denke, auch 
die SVP musste zur Kenntnis nehmen, dass wir nicht mehr 
oder noch nie in einer heilen Welt gelebt haben. 
Der Grundsatz 1st 1n Artikel 1 Absatz 1 des vorliegenden Ge­
setzes ziemlich einse1t1g formuliert: «Der Bund richtet im 
Rahmen der bewilligten Kredite Finanzhilfen zur Schaffung 
von fam1l1energanzenden Betreuungsplatzen für Kinder aus, 
damit die Eltern Familie und Arbeit oder Ausbildung besser 
vereinbaren konnen » Dies ist aus der Sicht der betroffenen 
Eltern so richtig. Aber wie sieht die Sicht der eigentlich 
Hauptbeteiligten aus, dieJenige der Kinder? 
Wir haben bereits ausführlich gehört, welche Bedeutung die 
famil1enbegle1tende Kinderbetreuung für die Gleichstellung 
von Mann und Frau und für die Wirtschaft hat Ich mochte 1n 
meinen Ausfuhrungen die Kinder ins Zentrum stellen. Ist fa­
milienbegle1tende Kinderbetreuung einfach eine praktische 
Einrichtung für Eltern, welche dort ihre Kinder während der 
Arbeit versorgen, so, wie uns das Herr Bortoluzzi eben vor­
hin ausgefuhrt hat, oder prof1t1eren nicht auch die Kinder -
oder gerade die Kinder - von Kindertagesstätten oder Ta­
gesschulen? E1gentl1ch müssten hier die D1rektbetroffenen 
zu Wort kommen, die Kinder: die Hallte der Redezeit den 
Kindern, die Hallte der Redezeit uns Erwachsenen Meinen 
Kindern hatte diese Idee noch gefallen, hier 1m Bundeshaus 
auszufuhren, was sie zu K1ndertagesstatten und Tagesschu­
len meinen Meine Kinder hier einzubeziehen hatte aber 
wohl die parlamentarischen Gepflogenheiten und Sitten ver­
letzt 
So fasse ich Ihnen zusammen, was meine Kinder gestern 
Abend zu diesem Thema meinten: «In der Tagesschule 
'fagts', weil es viele Kinder hat» Oder: «In der Kindertages­
stätte gefallt es mir, weil es dort so viele Spielsachen gibt " 
Aber ich will hier nichts beschönigen, Satze wie «lg wott hut 
n1d I d' Chrippe» oder «Ich esse nicht mehr 1n der Tages­
schule, weil es dort immer Salat gibt» sind auch mir bekannt, 
genauso aber auch Sätze wie am Abend beim Abholen der 
Vorwurf. «Warum kommst du denn immer so !ruh? Ich bin 
gerade so schon am Spielenl» 
Ich kenne kein einziges Kind, das unglücklich 1st, wenn es 
den Tag 1n einer Kindertagesstatte, in der Tagesschule oder 
bei Tageseltern verbringt, denn es «fagt» doch einfach, dass 
grosse und kleine Kinder zum Spielen, zum Plaudern. zum 
M1te1nanderse1n da sind und dass professionelle Betreu­
ungsleute die Kinder betreuen und sie 1n ihrer Entwicklung 
fordern. 
Nun mögen 100 Millionen Franken pro Jahr, wie sie im vor­
liegenden Beschluss vorgesehen sind, etwas viel sein, damit 
Kinder Spass haben. Spass 1st das eine, aber vor allem 
auch der padagogische Wert der familienbegle1tenden Kin­
derbetreuung 1st sehr hoch. Ich erwahne nur zwei Punkte. 
Rund ein Viertel aller Kinder wachsen heute als E1nzelk1nder 
auf. Soziale Kontakte und Gemeinschaft mit anderen Kin­
dern sind aber fur das Wohl und die Entwicklung der Kinder 
sehr w1cht1g, damit diese nicht zu asozialen und egozentri­
schen E1nzelgangern werden 
Kinder brauchen qual1tat1v gute Betreuung Es ist ein grosser 
Unterschied fur das Wohl und die Entwicklung der Kinder, ob 
sie einfach gehutet oder richtig betreut und gefördert wer­
den. Der Alltag sieht 1n diesem Punkt aber düster aus. 
Knapp die Hallte der Schulkinder, deren Eltern erwerbstat1g 
sind, sind 1n der schulfreien Zeit ganz sich selber uberlassen 
oder mit dem Fernseher und dem Computer allein. Von gu­
ter Betreuung keine Spur! 
E1gentl1ch sind all diese pos1t1ven Auswirkungen für sich al­
lein schon genügend Argument, um die 100 M1ll1onen Fran­
ken pro Jahr zu rechtfertigen, welche vom Bund gefordert 
werden. Aber wenn wir Plätze in Kindertagesstatten, 1n Ta­
gesschulen und bei Tageseltern fördern. haben wir tatsach­
l1ch «ds' Füf1 u ds' Weggli». Jeder Franken, den wir 1n 
fam11ienbegle1tende Betreuung investieren, zahlt sich volks­
w1rtschaftl1ch drei- bis viermal aus. Es 1st deshalb unver­
ständlich. wenn der Bundesrat nun beantragt, nur 25 Mil-
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l1onen Franken pro Jahr zu investieren, denn Geld, welches 
in die famil1enbegle1tende Kinderbetreuung investiert wird, 
hat wohl die hochste Rendite zufriedene Eltern, weil sie Ar­
beit und Familie mit gutem Gewissen vereinbaren können 
und ein höheres Familieneinkommen erzielen; zufriedene 
Frauen, weil sie sich nicht entweder fur Kinder oder fur den 
Job entscheiden müssen, zufriedene Kinder, weil sie andere 
Kinder und Erwachsene ausserhalb des engsten Fam1l1en­
kreises treffen können; zufriedene Arbeitgeber, weil sich die 
Eltern auf die Arbeit konzentrieren konnen, ohne sich dau­
ernd Sorgen um die Kinder machen zu müssen; schl1esslich 
ein zufriedenes Staatswesen, denn einerseits konnen die 
Kosten für Sozialausgaben und lntegrat1onsmassnahmen 
reduziert werden, und andererseits werden die Einnahmen 
der Steuerbehörden und der Sozialwerke durch die ver­
mehrte Erwerbsarbeit erhoht 
Fam1lienbegle1tende Kinderbetreuungseinrichtungen müs­
sen heute so selbstverständlich zum lnfrastrukturangebot 
gehören wie Schulen, Sp1taler und Strassen Wir Grunen 
sind uberzeugt, dass diese 100 Millionen Franken für Kan­
tone, Gemeinden und Dritte genugend Anreiz schaffen, 1hr 
lnfrastrukturangebot durch moderne Kinderbetreuungsein­
richtungen optimal zu erganzen. 

Fasel Hugo (G, FR). Familienerganzende Betreuungs­
plätze sind eigentlich Teil einer zeitgemassen, modernen 
Familienpolitik. Oder man könnte es auch etwas durr, un­
freundlich sagen. Familienerganzende Betreuungsplatze 
sind nichts anderes - nicht mehr und nicht weniger - als 
eine zeitgemasse Infrastruktur unserer Gesellschaft. Diese 
Gesellschaft hat sich verandert. Die Grossfam1l1e gibt es 
nicht mehr, die Individualisierung ist von der Wirtschaft 
langst durchgesetzt worden. Die Erziehungsmodelle haben 
sich geändert, genauso wie man fruher aufgrund verander­
ter gesellschaftlicher Situationen die obligatorische Schulzeit 
einführte, genauso wie man einmal aufgrund der lnd1vidua­
l1s1erung die AHV einfuhrte und wir gestern die berufliche 
Vorsorge diskutierten, genauso wie es einmal h1ess, wir 
brauchen Jetzt breitere und schnellere Strassen, oder wie es 
zuletzt hiess, wir bräuchten nun zusätzliche Tunnels. Um bei 
diesem Bild zu bleiben, an die Adresse einiger Vertreter der 
SVP-Frakt1on· Die langste Warteschlange in diesem lande 
1st nicht d1e1enige am Portal des Gotthards. Die langste War­
teschlange 1st die auf den Wartelisten der Krippeninstitutio­
nen, und das nicht erst seit ein paar Monaten, sondern seit 
Jahren. Diese Warteschlange zu beseitigen 1st um ein Viel­
faches billiger, als etwa noch eine Tunnelrohre zu bauen; 
das sind die Relationen. Setzen Sie vernunft1ge Prioritaten 
Um das Bild abzuschliessen Fur viele Eltern 1st die «Phase 
Rot» seit Jahren Alltag und nicht erst. wie beim Gotthardpor­
tal, seit einigen Monaten 
Es gibt nicht nur Gründe für Knppenplatze, die 1m Interesse 
des Kindes sind, wie dies meine Vorrednerin ausgeführt hat, 
sondern auch Gründe wirtschaftlicher Art. Man soll den Leu­
ten bekanntlich in das Ohr reden, das offen ist Herr Gutzwil­
ler hat schon darauf hingewiesen. Studien haben gezeigt, 
dass Jeder 1n fam1l1energanzende Betreuungsplatze inves­
tierte Franken ein gut investierter Franken ist, weil er mehr­
fach zurückfliesst. Das haben selbst der Arbeitgeberverband 
und sein Direktor, Herr Hasler, erkannt und sind deshalb mit 
diesem Anliegen selber an die Offentlichke1t getreten. 
Wenn wir Krippenplatze einrichten, 1st Jedem freigestellt, ob 
er davon Gebrauch machen will oder nicht. Es wird niemand 
zu seinem Glück gezwungen, es braucht niemand sein Er­
ziehungsmodell zu andern; Jeder darf es so halten, wie er 
will Krippenplatze zu nutzen 1st allen Eltern freigestellt 
Wenn ich schon nach Herrn Bortoluzzi sprechen darf, 
möchte ich doch noch etwas zum Ausdruck «Rechtsan­
spruch von verantwortungsmuden Eltern gegenuber dem 
Staat» sagen. Herr Bortoluzzi, ich kenne Sie anders, denn 
dieser Ausspruch genügt nur einem Kriterium, dem der la­
cherlichen Biertischidee. Dieser Ausdruck - das sage ich als 
Vater von zwei Tochtern - hat etwas Verletzendes an sich 
Es hat etwas Verletzendes an sich, wenn S1e Eltern, die e1-
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nen Krippenplatz anstreben, um erwerbstat1g zu sein, ver­
antwortungsmude nennen Das ist, ich sage es ein drittes 
Mal, verletzend. 
Sie sagten auch, man würde damit Familien auseinander 
re1ssen. Auch dieses Argument 1st nicht nur daneben, son­
dern auch sachlich falsch Wenn Sie die Scheidungsrate an­
schauen, ist diese bei Fam1l1en, 1n denen beide zur Arbeit 
gehen, kleiner als dort, wo nur eine Person einer Erwerbstä­
t1gke1t nachgeht. Das sind die Fakten 
Es gibt tausend Grunde für die vorgeschlagene Anstossfi­
nanz1erung, und die Warteschlange 1st lang Investieren wir 
diese wenigen Mittel in eine zeitgemasse Infrastruktur fur fa­
m1lienergänzende Betreuungsplätze. 

Gutzwiller Felix (R, ZH), für die Kommission· Noch zwei Be­
merkungen zur Debatte, die wir gerade erlebt haben· 
1. Ich möchte Herrn Fattebert sehr herzlich für die ausge­
zeichnete Liste von guten Gründen danken, die er geliefert 
hat, weshalb man fam1lienergänzende Betreuungsangebote 
fördern sollte E1gentl1ch hat er nur ein kleines Aber nachge­
schoben, dieses Aber 1st das Föderal1smusargument Ich 
darf deshalb noch einmal darauf hinweisen, dass dieses 
Programm ganz klar subs1d1ar 1st. Es gibt hochstens Mittel in 
der Hohe von einem Drittel der Betriebs- und Unterhalts­
kosten, und es gibt diese Mittel höchstens fur drei Jahre. Die 
Voraussetzung ist eine lokale lnit1at1ve. Es wird niemand ge­
zwungen; es muss ein lokaler Trager da sein. Und er muss 
bei der Zusprache der Gelder nachweisen, dass er nachher 
die Sache nachhaltig weiterfuhren kann, auch ohne Bundes­
unterstutzung. Die Kantone sind 1m Übrigen eingebunden -
wir haben das in der Kommission d1skut1ert -, auch bei der 
Vergabe, sodass die Zusammenarbeit hier funkt1on1eren 
wird. Ich darf v1elle1cht als Letztes den Skeptikern zurufen, 
dass - Herr Fattebert - die Bundesverfassung hier naturl1ch 
eine klare Grundlage gibt, denn Artikel 116 Absatz 1 besagt. 
«Der Bund berucks1cht1gt bei der Erfullung seiner Aufgaben 
die Bedürfnisse der Fam1l1e. Er kann Massnahmen zum 
Schutz der Familie unterstützen.» Genau darum geht es hier 
mit Respekt vor Föderalismus und Subsidiaritat. 
2. Ich darf kurz auf das Votum von Kollege Bortoluzz1 eintre­
ten Kollege Bortoluzzi, ich denke ebenfalls - und hier spre­
che ich Jetzt persönlich und nicht als Kommissionsreferent-, 
dass der Ausdruck «verantwortungsmüde» der Sache w1rk­
l1ch nicht gerecht wird. Ich darf Ihnen einfach personlich sa­
gen: Ich arbeite 1n einem w1cht1gen Sektor der Schweiz, dem 
Gesundheitswesen, mit Hunderttausenden von Beschaft1g­
ten Wir haben 1n diesem Sektor fast 80 Prozent Frauen, 
zum Teil hoch profess1onal1s1ert. Ich we1ss aus e19ener Er­
fahrung - wenn ich an die Ass1stenzärzt1nnen denke, die hier 
ihre Berufskarriere, wohlwe1sl1ch nach hohen gesellschaft­
lichen lnvest1t1onen 1n diese Ausbildung, weiterverfolgen wol­
len -, wie schwierig diese Frage fur sie ist, wie sehr sie 
gerne Unterstützung in Anspruch nehmen würden, im Inte­
resse von uns allen, wenn wir an die Leistungen des Ge­
sundheitswesens denken. Ich denke, da von «verantwor­
tungsmüde» zu sprechen wird der Sache wirklich nicht ge­
recht 
Zusammenfassend: Aus Komm1ss1onssicht gibt es sehr gute 
Gründe im Bereich der Stutzung Junger Familien, 1rn Bereich 
der lnvest1t1on in Kinder Es gibt sie im Bereich der volkswirt­
schaftlichen Argumentation 
Ich darf Sie nochmals 1m Namen der Kommissionsmehrheit 
bitten, dieser Vorlage dann zuzustimmen. 

Schmied Walter (V, BE): Monsieur Gutzwiller, je vous pose 
deux quest1ons. La premiere. pourquo1 vous referez-vous 
aux stat1st1ques du canton de Zurich pour demontrer la ne­
cess1te de l'octro1 de ces aides financ1eres, alors qu'on pre­
tend tou1ours que le canton de Zurich est un canton riche? 
Ce n'est pas aux cantons pauvres, par le truchement de la 
Confederat1on, de f1nancer les cantons riches! 
La deuxieme pourquo1 ne prenez-vous pas cet argen! af1n 
de le d1stribuer aux fam1lles monoparentales? Ains1, les me­
res seules ou les peres seuls pourraient dec1der quoi faire 
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de cet argent. A mon humble avis, l'element faible de la so­
c1ete, ce sont les fam1lles monoparentales et ce sont elles 
qu'1I taut a1der, et pas les creches, car cela tavorise les me­
nages a double revenu. 

Gutzwiller Felix (R, ZH), für die Komm1ss1on. Herr Kollege 
Schmied, zum ersten Punkt, vielleicht ist das nicht ganz klar 
geworden. In der Tat 1st die S1tuat1on im Kanton Zürich 1n 
dieser Beziehung nicht ganz so schlecht wie 1n anderen 
Kantonen Die Zahlen haben sich Ja auch nur auf eine Stu­
die bezogen, die im Kanton Zurich durchgefuhrt wurde. In 
anderen Kantonen liegen die Zahlen uber die volkswirt­
schaftl1che Bedeutung noch nicht vor. Es 1st also sicher so, 
dass der Kanton Zurich nicht zu den besonders grossen 
Prof1teuren gehoren würde. Das muss ich sehr klar zurück­
weisen Es gibt im Bericht einen Anhang uber die Betreu­
ungsplatze. Es gibt andere Kantone - ich will sie nicht 
au/zahlen -, die eine viel schlechtere Versorgung mit ent­
sprechenden Angeboten haben. 
Zum zweiten Punkt: Die Einzelfallh1lfe ist ein anderes Kon­
zept Ich personlich bin sehr überzeugt davon, dass allein 
stehende Mutter mit kleinen Kindern heute noch nicht die 
Unterstutzung haben, die sie haben sollten Da gebe ich Ih­
nen voll1g Recht. Aber das ist keine Alternative zum hier Vor­
liegenden, sondern wirft die Frage auf· Gibt es weitere 
Massnahmen in anderen Bereichen, die wir treffen sollten? 

Rossini Stephane (S, VS), pour la commission: J'a1merais 
aJouter encore un mot pour completer la reponse aux ques­
t1ons posees par M. Schmied. Les stat1stiques c1tees a l'an­
nexe 2 du rapport de la commission du 22 fevr1er 2002 
montrent tres clairement la situat1on pour chaque canton. le 
nombre de structures d'accueil es! calcule en termes abso­
lus et pour 1000 enfants Le proJet qu1 nous es! soumis 
donne la priorite a la creat1on de nouvelles structures. Aupa­
ravant, l'accent portait sur l'elargissement et l'agrandisse­
ment des structures existantes. Donc, la pnonte n'est pas de 
favonser les grands cantons. On voit effect1vement que Zu­
rich ou, mieux encore, Geneve ont une offre de places d'ac­
cueil extremement importante, le tableau a l'annexe 2 
denombre en effet de quas1ment o jusqu'a 5,8 structures 
d'accueil pour 1000 enfants par canton. L.:obJect1f es! tres 
clairement de permettre auss1 le phenomene de rattrapage 
et de garant1r une repartition equ1table des places d'accue1I. 
En ce qu1 concerne la deux1eme quest1on, un sout1en finan­
cier aux familles monoparentales es! une solut1on, ma1s cela 
ne resout absolument pas la question de la prise en charge 
des entants. 
Par rapport au debat d'entree en mallere, J'a1merais evoquer 
encore deux points. Nous reviendrons !out a l'heure sur la 
quest1on des cantons avec le concept propose par M. Eggly, 
qu1 nous permettra de vous presenter comment nous avons 
traite cette affaire. 
S'agissant du federal1sme, M Gutzwiller a apporte un cer­
tain nombre de reponses. J'a1mera1s Juste prec1ser que l'ar­
gument de la nouvelle perequation f1nanc1ere ne peut pas 
etre accepte sans autre parce que f1nalement, depuis 1996, 
on a l'1mpress1on que le projet de nouvelle perequation /1-
nanciere nous empeche quasiment de reflech1r. Soyons se­
rieux: ou1 au desenchevetrement des täches, ma1s oui auss1 
aux täches et a la maniere de pouvoir les remplir! II ne taut 
pas utiliser la nouvelle perequat1on financ1ere comme un 
alib1 pour ne nen faire. 
Ma dern1ere remarque, qui me para1t etre la plus 1mportante, 
se rapporte a la quest1on de la qual1te. Monsieur Fattebert, 
vous avez d1t que les universitaires au service de la Confe­
derat1on viendront contröler la hauteur des escal1ers Bien 
evidemment, en tant qu'agnculteur, vous conna1ssez bien ce 
phenomene de contröle par rapport au subventionnement, 
mais j'a1mera1s tout s1mplement rappeler que le suJet aborde 
est extremement sensible. On a affa1re a la pnse en charge 
d'enfants et pour celle-ci, nous devons 1mperat1vement ga­
rant1r la qualite de l'accompagnement. II ne s'agit pas essen­
t1ellement de mesurer des metres carres, ma1s de veritable­
ment s'assurer de la quallte de la pnse en charge Pour ce 

faire, l'ordonnance reglant le placement d'enfants a ete ed1c­
tee le 19 octobre 1977; c'est a ce jour l'unique base legale 
federale pert1nente, et eile est fondee sur l'art1cle 316 du 
Code c1v1I. Cette base legale permet d'avoir des d1spos1t1ons 
relatives aux parents nournc1ers, concernant les d1fferents 
types de placement. a la journee, dans les creches, e'.c. Elle 
def1n1t des normes relatives au personnel, a l'ailmentat1on, a 
la surveillance med1cale, a la protect1on contre les 1ncend1es, 
et egalement a la surve1llance. 
Je cro1s que ce dern1er element relat1f a la qual1te de la pnse 
en charge est important. Ce n'est pas un critere discrim1na­
toire ou exagere sur le plan administrat1f. C'est un minimum 
sans lequel on ne pourrait pas developper un tel programme 
de man1ere coherente et pour le bien des enfants pns en 
charge. 
Vo1la les quelques remarques complementa1res qu'il me pa­
ra1ssa1t 1mportant de formuler. 

Dreifuss Ruth, conse1llere federale. Vous avez lu l'av1s du 
Conseil federal relat1f au proJet et aux propos1tions de votre 
comm1ssion. C'est d'abord, et tres cla1rement, une apprec1a­
tion pos1t1ve de la necess1te d'agir dans ce domaine au vu 
des beso1ns de la populat1on et, comme l'a dit l'auteure de 
l'1nitiative, d'ag1r maintenant. 
Le souc1 du Conseil federal est d'une tout autre nature II 
obe1t a deux pr1nc1pes sur Je plan de la gest1on durable: le 
premier, c'est celui de la perenn1te des finances publ1ques et 
des equilibres f1nanc1ers tels qu'1ls ont ete consolides et ren­
forces, notamment par la decision sur le !rein a l'endette­
ment Cela a eu pour consequence que le Conseil federal a 
dO faire une est1mat1on et qu'1I n'a pas pu se fonder sur les 
etudes approfond1es qu'a faites la comm1ss1on. Celles-ci ont 
porte sur les beso1ns, les possibil1tes, ce qu1 est dans le «pi­
peline» concernant les infrastructures necessa1res Le Con­
seil federal a est1me que l'on pouva1t, avec a peu pres le 
quart des besoins requis par Ja comm1ss1on, donner un s1-
gnal et une impuls1on tres 1mportante non pas quant1tat1ve­
ment, ma1s qualitat1vement. 
II a est1me ce chiffre en fonction de ce qu1 se fa1t dans 
d'autres domaines ou, avec des montants relativement mo­
destes - lutte contre le racisme, 5 m1ll1ons de francs, et 
autres activites de ce genre -, on arnve effectivement a 
coordonner l'activite des professionnels sur le terra1n Pen­
sez aussi a la prevent1on en mat1ere de toxicomanie, par 
exemple, ou de tabag1sme et d'autres choses ou on arnve a 
amel1orer de fac;:on sensible la quailte du travail. On amve a 
creer des reseaux importants en donnant des 1mpuls1ons sur 
le terra1n et en collaborant avec ceux qu1 trava1llent sur place 
et a prox1mite des fam1lles qui en eprouvent le besoin 
Le deux1eme pnnc1pe de gestion durable que j'aimera1s evo­
quer 1c1, c'est l'1mportance d'ag1r dans ce doma1ne le Con­
seil federal confirme l'analyse de la comm1ss1on II est auss1 
extremement 1mportant de vo1r ce projet comme une p1erre 
dans la mosa1que d'une poilt1que familiale portee a la Jois 
par les communes, les cantons et la Confederation 
II es! important de voir auss1 que les responsab1l1tes de la 
Confederat1on sont 1mportantes et qu'elles doivent etre as­
sumees dans tous les cas II y a des responsabilites pnnc1-
pales et des responsabilites subsid1a1res Dans ce sens-la, 
le souci du Conseil federal - qui vous propose d'entrer en 
mat1ere, mais de reduire Je montan! consacre a ce pro­
gramme d'impuls1on - est de vous rappeler que ce s1gnal n'a 
de sens qu'en relat1on avec d'autres mesures pour lesquel­
les 11 sera extremement 1mportant d'accorder des montants 
aux partenaires soc1aux ou de leur demander des sacnf1ces 
plus cons1derables et plus durables que dans Je present pro­
Jet 
Je pense, b1en sOr, a l'assurance-maternite - Je n'a1 pas be­
soin de Je d1re a Mme Fehr, qui est cos1gnataire et qu1 sou­
tient 1'1n1t1at1ve parlementaire Triponez -, Je pense aux 
projets qui vous seront soum1s egalement sur le plan des al­
locations fam1ilales. En d'autres termes. gardez touJours pre­
sent a l'esprit qu'il do1t s'agir d'une pol1t1que globale, qui 
associe les tro1s niveaux de notre organisation pol1t1que, 
ma1s dont chacun assume en prem1er l1eu sa responsab1lite 
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propre, en soutenant les autres Le s1gnal que vous voulez 
donner dans ce domaine est taut simplement la confirmation 
que cette pol1t1que globale a besoin de creches, que la Con­
federation en est consc1ente et qu'elle souha1te donner un 
coup de pouce dans ce doma1ne. Pour un coup de pouce, le 
montan! que vous propose le Conseil federal es! vra1sembla­
blement suffisant. Mais encore une fo1s, nous en sommes au 
stade de l'entree en matiere. 
J'a1merais conf1rmer que nous soutenons la majorite de la 
commission et prendre pos1t1on par rapport aux arguments 
qu1 ont ete avances, en particulier par M. Bortoluzzi, et selon 
lesquels le beso1n de notre societe ne sera1t pas avere et 
qu'il n'incombera1t pas a l'Etat d'assurer la creat1on d'1nst1tu­
t1ons accessibles a laus, independamment de la capacite fi­
nanc1ere Avo1r des creches qui seraient reservees aux 
nches, voila la chose la plus stupide que l'on pu1sse imagi­
ner 

La presidente (Maury Pasquier Liliane, presidente). La 
commission propose, par 14 vo1x contre 3 et avec 2 absten­
tions, d'approuver le proJet de 101 et, par 13 vo1x contre 3 et 
avec 2 abstent1ons, d'approuver le proJet d'arrete federal 
Une minorite de la commiss1on (Falteber!, B0rtoluzz1, 
Dunant, Tnponez) propose de ne pas entrer en mat1ere sur 
les projets d'acte. 

Abstimmung - Vote 
Fur Eintreten . 123 Stimmen 
Dagegen 44 Stimmen 

1. Bundesgesetz über Finanzhilfen für familienergän­
zende Kinderbetreuung 
1. Loi federale sur les aides financieres a l'accueil extra­
familial pour enfants 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel und Ingress, Art. 1 
Antrag der Kommission: 881 

Titre et preambule, art. 1 
Proposition de /a commiss1on · FF 

Angenommen - Adopte 

Art. 1 

Ausgabenbremse - Frein aux depenses 

Abstimmung - Vote 
Fur Annahme der Ausgabe . . 121 Stimmen 
Dagegen .... 48 Stimmen 

Das qualifizierte Mehr ist erreicht 
La majorite qua/1fiee est acqwse 

Art. 2 
Antrag der Kommission: 88/ 

Antrag Egg/y 
Abs. 1 
Die Finanzhilfen werden an die Kantone ausgerichtet, wel­
che dies verlangen und ihre Pol1t1k auf diesem Gebiet aufzei­
gen. 
Abs. 2 
Streichen 

Art. 2 
Proposition de Ja commission: FF 

Proposition Egg/y 
Al. 1 
Les a1des f1nanc1eres sont accordees aux cantons, sur leur 
demande et sur presentation de leur pol1tique en la matiere. 
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Al. 2 
B11fer 

Eggly Jacques-Simon (L, GE): Le groupe liberal n'a rien 
contre les creches et les structures d'accue1I et, croyez-le, il 
n'a nen contre les enfants! Je d1ra1 aussi que nous sommes 
parfa1tement consc1ents que, dans le monde actuel, il y a un 
partage des täches et une ev1dence, une realite du trava1I a 
l'exteneur du dom1c1le pour la femme, pour la jeune mere 
Et, pour l'epanou1ssement personnel de cette jeune mere 
d'abord, pour ses besoins financiers ou ceux du couple et de 
la famille ensuite, et pour les besoins de l'econom1e enfin -
c'est du reste la raison pour laquelle les assoc1at1ons patro­
nales sont derriere ce projet, malgre par ailleurs toutes leurs 
obJurgat1ons en ce qu1 concerne le budget de la Confedera­
t1on -, 11 y a une veritable necess1te de mettre en place une 
pol1!1que d'encouragement de l'accue1I des enfants des fem­
mes qu1 trava1llent. La-dessus, on es! d'accord. 
Une quest1on se pose en relat1on avec le federalisme Est-ce 
que ces structures et cette pol1t1que d'accue1I, cette art1cula­
t1on entre les differentes structures d'accueil pour les enfants, 
sont de la competence federale ou bien relevent-t-elles de la 
competence cantonale et, au sein des cantons, de la compe­
tence communale? Alors, on v1ent nous dire, pour JUSl1f1er ce 
programme d'1mpuls1on - Mme Meier-Schatz, je cro1s, l'a evo­
que -, qu'1I y a des cantons oü 11 n'y a pas de pol1t1que canto­
nale en la mat1ere, oü la structure du canton en reg1ons fa1t 
qu'il n'y a pas de politique cantonale coordonnee, organisee, 
articulee, pour mettre en place ces structures d'accueil. C'est 
une mauva1se, une tres mauva1se raison pour d1re qu'1I faul un 
programme d'impuls1on federale qu1, en quelque sorte, passe­
rait par-dessus la competence des cantons. Je trouve que 
c'est ventablement prendre acte de deficiences ou de man­
ques. Quand j'entends dire que dans le canton de Zunch, par 
exemple, il n'y a pas de politique coordonnee. art1culee, 
concernant les structures d'accue1I et que cela justifie un 
programme d'1mpulsion pour que, dans les communes zuri­
cho1ses, SOii fa1t ce qui doit l'etre en la maliere, alors, Je leve 
les bras au ciel! Avec un raisonnement de ce genre, je vous le 
demande, mais oü va le federalisme? 
Dire, comme alibi, que ce n'est qu'un programme d'1mpul­
sion, que l'aide federale sera en principe subsid1a1re a l'a1de 
cantonale et a l'a1de communale, cela encore me paraTt etre 
un mauvais raisonnement. En realite, s'il y a un besoin, c'est 
aux cantons, en raison des press1ons qu'on attend au sein 
des cantons, de mettre sur pied des pol1tiques coordonnees, 
organisees, articulees. Lorsqu'ils auront fa1t cela ce sera 
alors a eux de faire une demande a l'office federal compe­
tent. Car Je trouve 1nvra1semblable la procedure qu1 nous est 
proposee, a savoir que des requetes v1endraient des structu­
res d'accue1I a l'off1ce federal, et pu1s celu1-c1 prendra1t en­
su1te contact avec les autontes cantonales competentes 
pour vo1r s1 les cantons font ce qu'ils ont a faire. Mais c'est 
vra1ment tra1ter les cantons, les organismes et les autontes 
cantonaux comme des especes d'offices de rang infer1eur, 
alors que les cantons sont souvera1ns! 
S1 les cantons ont besoin d'une aide federale ou d'une 1m­
puls1on federale, c'est a leurs autorites const1tuees, leurs 
autontes pol1t1ques, de venir demander a la Confederation 
une a1de, füt-elle une impulsion pour quelques annees, dans 
le cadre de leur pol1t1que Et le fa1t que des cantons n'a1ent 
pas de politique suff1sante dans ce doma1ne n'est pas une 
ra1son suff1sante. II y a, en ce qui concerne l'equ11ibre pol1t1-
que de nos institutions dans la duree. un effet pervers que 
nous condamnons. 
C'est la ra1son pour laquelle, sans illus1ons, ma1s avec con­
vict1on, je propose a ce Conseil man concept qu1 rev1ent en 
somme a d1re: le programme d'1mpuls1on du Conseil federal 
doit s'adresser aux cantons sur leur demande et sur presen­
tation par les cantons de leur pol1t1que en la mat1ere. C'est 
comme i;:a que les choses do1vent aller 
Je sa1s qu'il y a de plus en plus des competences encheve­
trees entre la Confederation et les cantons. t.:un des grands 
problemes de ce siecle, des decennies a ven1r, est de savoir 
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comment nous allons equil1brer les competences entre les 
cantons et la Confederat1on. Je sa1s que nous ne sommes 
plus au XIXe s1ecle et qu'1I y a ev1demment beaucoup de 
competences et de domaines qu1 s'enchevetrent Ce n'est 
pas une ra1son pour ne pas essayer de mettre de la clarte et 
de mettre les cantons devant leurs responsab1l1tes comme 
1nterlocuteurs, eux, de la Confederation, et pour donner a la 
Confederat1on des 1nterlocuteurs qu1 ne sont pas leg1t1mes 
democrat1quement et polit1quement. 

Fasel Hugo (G, FR)· Herr Eggly, ich mochte Ihr foderal1st1-
sches Plädoyer eigentlich nicht stören. Aber ich frage Sie, 
und diese Frage geht an die ganze liberale Fraktion· Werden 
die Liberalen dann, wenn es um das Geld fur die Un1vers1tat 
Genf, fur die Universität Neuenburg, fur die Univers1tat Basel 
geht, dieses Geld wieder nach Bern zurückschicken? 

Eggly Jacques-Simon (L, GE) Je t1ens a vous repondre 
qu'en ce qu1 concerne les univers1tes, nous sommes prec1-
sement dans un domaine oü 11 y a, aux echelons des respon­
sables, une foule de connex1ons qu1 font des cantons et de la 
Confederat1on des partena1res. Dans le proJet que nous exa­
m1nons, on ne considere pas les cantons comme partena1-
res: les off1ces cantonaux deviennent en quelque sorte des 
subalternes par rapport a l'offlce federal auquel se seront 
adresses les requerants. La procedure prevue ne respecte 
certainement pas l'equ1libre des competences entre nos 1ns­
t1tut1ons, comme le veut notre federal1sme, qui les a en effet 
assez enchevetrees comme c;:a. 

Meyer Therese (C, FR) Malgre taute l'estime que Je porte a 
M. Eggly, Je ne su1s pas d'accord avec lu1 S1 nous avons de­
cide de leg1ferer au plan federal sur cette question, c'est 
parce que la necessite forte et l'urgence ont ete reconnues 
v1s-a-v1s de la penurie de places d'accue1I extrascola1re et 
pour la pet1te enfance. M. Eggly, dont Je respecte absolu­
ment Ja reflex1on, veut mettre un palier supplementa1re -
dont on est coutumier, j'en conv1ens - entre la Confederat1on 
et ceux qu1 sera1ent les benef1c1a1res selon la 101 que nous 
vous proposons C'est lourd, trop lourd Ce pal1er ex1gera1t 
meme que les cantons a1ent une politique en la mat1ere, et 
beaucoup n'en ont pas encore; il leur demandera1t eventuel­
lement de prevoir meme une couverture des beso1ns; tous 
instruments tres lourds. Bien sOr, cela pourra1t conven1r aux 
cantons-v1lles, mais pour Je pays taut ent1er, ce pal1er sup­
plementaire risquera1t de couper non seulement les a1les. 
ma1s auss1 la tele du proJel 
La 101 demande un preav1s aux cantons, et le preavis donne 
par le canton montre sa responsab1l1te. Pour donner Je feu 
ver! aux propos1t1ons de subvent1onnements, le canton de­
vra deJa ver1!1er que le projet est bon, qu'1I est v1able, que 
son financement est assure et il devra aussi ver1!1er sa qua­
l1te Nous ne pouvons su1vre les arguments pertinents de 
M. Eggly, parce que nous voulons vra1ment une 101 souple. II 
y a un beso1n avere de donner une inc1tat1on a la creat1on de 
places de trava1I dans ce pays, et il ne laut pas decourager 
les personnes entreprenantes dans ce doma1ne. J'a1 un peu 
d'experience, J'a1 trava1lle au plan communal et cantonal, et 
Je vois dans la realite comment s'elabore un proJet Une !01s 
que le projet est elabore, 11 laut pouvo1r aller de l'avant, avoir 
l'aval du canton et que la Confederation puisse allouer des 
moyens pour que des places d'accue1I pour les enfants 
so1ent creees. 
Je cro1s que nous devons ma1ntenant vra1ment accepter ce 
proJet de 101, tel qu'il a ete presente par la commiss1on, pour 
pouvoir atteindre l'obJect1f que ce projet s'est fixe, saus 
pe1ne, comme Je l'ai d1t, de lu1 couper la tete. 

Fattebert Jean (V, VD)· Au nom du groupe de l'Union de­
mocratique du centre, j'aimera1s soutenir la propos1t1on 
Eggly M Eggly fa1t encore part1e de ceux qui ont le sens du 
federalisme. 

Vous Je savez toutes et tous, vous qui avez siege dans diffe­
rents organes pol1tiques, communaux ou cantonaux, l'argent 
n'est Jama1s s1 mal utilise que lorsqu'1I v1ent et qu'ensu1te 
on do1t se creuser la tete pour trouver des proJets a real1-
ser. II faul d'abord qu'il y ait le proJet, et ensuite, sur la base 
d'un bon projet. qu'on soit obl1ge d'aller demander de l'ar­
gent. 
C'est Ja raison pour laquelle je vous demande instamment 
de soutenir la propos1t1on Eggly 

Fehr Jacqueline (S, ZH)· Ich bin Herrn Eggly für diese An­
trage dankbar Sie erlauben mir, das System, wie es ur­
sprungl1ch 1m Vorstoss war und wie es von der Komrrnss1on 
erarbeitet worden 1st, noch einmal darzustellen. Ziel des Pro­
grammes ist es, neue Betreuungsplatze zu schaffen Des­
halb sollen neu geschaffene Plätze zu einem Drittel mit 
Bundesgeldern f1nanz1ert werden, dies !ur maximal drei 
Jahre Diese Unterstutzung erhalten die Platze nur, wenn die 
restlichen zwei Drittel der Finanzierung gesichert sind Bevor 
also ein Gesuch zum Bund kommt, müssen Leute zusam­
mensitzen und in meist ehrenamtlicher, unbezahlter Arbeit 
Konzepte und Budgets entwickeln, Rauml1chke1ten suchen 
und zwei Drittel der Finanzen auftreiben. Wir konnen also 
davon ausgehen, dass hinter jedem Gesuch viel Engage­
ment und Eigeninitiative stehen und dass das Geld. wenn 
der Bund es bewilligt, direkt und ohne Umwege in diese Ein­
richtungen fliesst. Das Geld steht also direkt für die neu ge­
schaffenen Platze zur Verfugung· keine Bürokratie, keine 
doppelte Verwaltung, keine Doppelspur1gke1ten. Zudem wird 
nur dort Geld ausgegeben, wo auch ein Bedurfnis besteht 
und wo sich Vereine und Eltern engagieren 
Wenn wir das Geld an die Kantone verteilen, haben wir ei­
nen grossen Streuverlust Wir werden nach gut e1dgenoss1-
scher Manier nicht darum herumkommen, 1rgende1nen 
Schlussei zur Verteilung der Gelder festzulegen. Damit eroff­
nen wir schlicht und einfach einen neuen Subventionskanal 
Wir wollen aber nicht die Kantone subventionieren, sondern 
wir wollen Plätze schaffen. Aus diesem Grund haben wir in 
der Komm1ss1on ahnl1che Antrage abgelehnt. 
Auch die ursprungl1che Absicht, die Gelder gle1chmassig auf 
die Regionen zu verteilen, haben wir verworfen. Wir wollen 
mit diesem Programm namlich uberhaupt nicht staatlich 
steuern, sondern wir wollen einfach der Nachfrage folgen 
Oder wenn Sie es noch deutlicher haben wollen: Wir wollen 
keine Planwirtschaft, sondern wir wollen den Wettbewerb 
um diese Gelder spielen lassen. Es wurde mich doch sehr 
wundern, wenn Sie ausgerechnet in dieser Frage mit plane­
rischem Eifer vorgehen würden. Insbesondere wundert mich 
das bei der SVP-Fraktion, die beim Eintreten vor genau sol­
chen planerischen Elementen gewarnt hat. Wenn wir die An­
trage Eggly unterstützen, fallen wir in ein planerisches 
Konzept zuruck. Wir wollen aber ein nachfrageorien11ertes 
Konzept, bei dem Jeder Franken in Betreuungsplatze fl1esst 
und nicht in kantonale Verwaltungen 
Die Anträge sind aber auch sachlich falsch, weil es nicht ein­
fach die Kantone sind, die solche E1nr1chtungen m1tf1nanz1e­
ren. Die allermeisten dieser Einrichtungen haben uberhaupt 
kein kantonales Geld, sondern möglicherweise Geld von 
den Gemeinden Mit der gleichen Argumentation mussten 
wir dann also sagen, wir mussten das Geld den Gemeinden 
zuleiten Aber das wollen wir auch nicht, weil es aucn Ein­
richtungen gibt, dte von K1rchgeme1nden getragen werden 
oder von Stiftungen oder von Gewerbeverbanden Wir wol­
len das Geld in die Betreuungsplätze leiten, nicht 1n die Ver­
waltung, nicht 1n dte Verbande, sondern dorthin, wo E,s am 
direktesten wirkt und wo eine ausgewiesene Nachfrage be­
steht - es muss viel Engagement dahinter stehen, dass dies 
zur Geltung kommt - und wo ein Tragerverein 1st, der dies 
stutzt. 
Ich bitte Sie sehr, die Antrage Eggly abzulehnen SiE, sind 
sachlich falsch, und sie schaffen ein ineffizientes System. 
Sie zerstoren ein System, das Ihren Wünschen sehr entge­
genkommt, das System nämlich, das die Komm1ss1on vor­
schlagt. 
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Rossini Stephane (S, VS), pour la commission· Notre raison­
nement, Monsieur Eggly, est peut-etre mauva1s, mais je peux 
vous garantir que la commiss1on, et plus part1cul1erement la 
sous-commiss1on, s'est preoccupee avec ngueur de la ques­
t1on de la relat1on entre la Confederat1on et les cantons, v01re 
auss1 entre les cantons et les communes, en ce qu1 concerne 
cette allocat1on de ressources. Finalement, le cadre eta1t pol1-
t1quement tres cla1rement def1ni et, comme Je l'ai dit dans le 
debat d'entree en mat1ere, nous avions pour m1ssion de regler 
la mise en oeuvre de ce programme d'1mpuls1on. 
De la a faire dire a la comm1ss1on qu'1I y a une h1erarch·1sa­
tion, soit une supenonte de la Confederat1on par rapport aux 
cantons, je pense que c'est pousser le bouchon un peu trop 
loin. Nous avons essaye de comprendre objectivement ce qu1 
se passa1t en inv1tant taute une serie de responsables dans 
le cadre d'aud1t1ons, soit des responsables d'organes canto­
naux, d'assoc1at1ons et d'assoc1at1ons faT!ieres. Nous avons 
pu observer un certa1n nombre de choses relativement 1m­
portantes et qui ont ete determinantes dans notre cho1x final 
La prem1ere chose, et dans le plus grand respect du federa­
l1sme, c'est, effectivement, l'organisation differente qui ex1ste 
entre les cantons en ce qu1 concerne cette problematique de 
la gest1on des structures d'accue1I Dans certa1ns cantons, c;:a 
releve du canton avec une forme central1see; dans d'autres, 
c;:a ne releve quas1ment pas du canton, ma1s des communes; 
dans d'autres encore, c;:a releve !out s1mplement d'1n1t1at1ves 
privees. Par consequent, quand on a affa1re a une teile dispa­
rite sur Je plan de Ja repartition de competences, a l'except1on 
de la surveillance teile qu'elle releve de l'ordonnance de 1977 
reglant le placement d'enfants, il es! d1ff1c1le pour nous de 
pouvo1r transmettre aux cantons par vo1e d'enveloppe budge­
taire un montan! pour les creches. Cela nous a ete propose 
par un representant d'un canton qu1 nous a d1!: «F1nalement, 
d1v1sez l'enveloppe en fonct1on du nombre d'hab1tants et re­
part1ssez-la dans chaque canton, et le tour es! joue.» 
Non, pour nous, le sens du programme d'1mpuls1on, c'est de 
soutenir des projets - et la M Fattebert devra1t etre un peu 
coherent, lu1 qu1 dit que seul les proJets sont valables -, et 
c'est Justement ce que nous ta1sons: nous ne soutenons que 
des proJets. 
Dans le rapport de la comm1ssion, vous avez taute une 1nfor­
mation concernant la structure financiere Cette structure f1-
nanc1ere des places d'accueil, des organismes montre b1en 
qu'1/ s'ag1t d'etre en mesure d'assumer Je f1nancement de /'ac­
cue1/ durant /es deux premieres annees de vie de l'ex1stence. 
C'est Ja raison pour laquelle 1/ nous a apparu important d'etre 
en relat1on directe avec /es projets, avec Ja base, qui peuvent 
ven1r - je /'ai d1t - des communes uniquement, des entrepn­
ses, des assoc1at1ons privees, et pas forcement des cantons 
S1 l'on ava1t ete confronte a une s1tuat1on de central1sat1on au 
n1veau de chaque canton, on aura1t pu a/ors s'en referer aux 
cantons. Mais Ja realite est totalement differente dans ce 
pays. Par consequent - la comm1ssion a ete tres cla1re -, il 
ne s'ag1t pas de cons1derer les offices cantonaux comme des 
organes subalternes, mais comme des rela1s, et d'ag1r en 
complementarite pour permettre a Ja base de s'exprimer et 
de pouvo1r avo1r la garant1e que les cr1teres de /1en a la plan1-
f1cat1on, de concertat1on de qualite pu1ssent etre remplis. 
Enfin, la derniere remarque porte sur ce qu1 a mot1ve notre 
dec1s1on, et Ja Je rev1ens auss1 a une remarque qui a ete for­
mulee lors du debat d'entree en mat1ere par M Bortoluzz1 II 
s'ag1t auss1 de ma1tnser les effets de ce programme, de ma1-
tnser l'al/ocat1on des ressources pour savoir exactement ou 
von! les montants d1stribues par Ja Confederat1on On veut 
que ces subvent1ons servent veritablement a /'obJect1f tel 
qu'1I est def1n1 a l'art1cle 1 er de notre projet 
C'est Ja ra1son pour laquelle 1/ nous para1t beaucoup plus cohe­
rent de souten1r Je proJet tel que presente par la comm1ss1on 

Gutzwi/ler Felix (R, ZH), für die Komm1ss1on· Noch kurz auf 
Deutsch: Kollege Eggly, niemand in diesem Saal hat unter­
stellt, dass der Kanton Zürich Bundeshilfe brauche, um 
seine Famil1enpol1!1k formulieren zu konnen Da mussen Sie 
wirklich etwas ganz falsch verstanden haben 
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Wichtig ist mir aber, das Konzept noch einmal klar zu erkla­
ren. Es geht in dieser Vorlage nicht darum, die Kantone zu 
subventionieren - es soll nicht ein neuer Subventionstatbe­
stand geschaffen werden -, sondern es geht darum, Platze, 
die geschaffen werden, zu unterstutzen. Wir wollen also 
nicht die Kantone subventionieren, sondern diese Platze un­
terstutzen. 
Ich darf Ihnen aus dem Bericht - und dem Konzept - auf Sei­
te 11 vorlesen. «Der Bund wird also weder selber Betreu­
ungsplätze schaffen noch solche allein f1nanz1eren Eine fi­
nanzielle Beteiligung kommt nur in Frage, wenn» - das 1st das 
entscheidende Kriterium - «Kantone, Gemeinden oder allen­
falls Dritte ihrerseits einen Beitrag leisten.» Zwei Drittel der 
Gelder müssen von den Kantonen, von den Gemeinden oder 
von Dritten bereitgestellt werden, damit der Bund hier über­
haupt zum Zuge kommt, und dies erst noch nur fur maximal 
drei Jahre. Damit ist klar s1chergestellt, dass die Kantone ge­
mass dem entsprechenden Nachfrageprinzip, das formuliert 
worden ist, eingebunden sind. In der Kommission hat man 
diese Kantonalis1erungsfrage sehr lange und sehr sorgfältig 
d1skut1ert. Unser Anliegen 1st, dass die Kantone 1nvo/v1ert 
sind; das können Sie ganz sicher so zur Kenntnis nehmen 
Die Kommission empfiehlt Ihnen deshalb, die Antrage Eggly 
abzulehnen, weil das Konzept, wie klar gemacht, alle Ebe­
nen entsprechend einbindet 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission . 114 Stimmen 
Für den Antrag Eggly „ 59 Stimmen 

Art. 3 
Antrag der Kommission. 881 

Antrag Eggly 
Streichen 

Art. 3 
Proposition de la comm1sswn: FF 

Proposition Eggly 
B1ffer 

Angenommen gemass Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de la commiss1on 

Art. 4, 5 
Antrag der Kommission. 881 

Art. 4, 5 
Propos1t1on de la commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Art. 6 
Antrag der Kommission: 881 

Antrag Eggly 
Abs. 2 
Streichen 
Abs. 3 
Das Bundesamt entscheidet auf Verlangen der zustand1gen 
Behorde des Kantons 

Art. 6 
Proposition de la commission: FF 

Proposition Eggly 
Al. 2 
B1ffer 
Al. 3 
L:off1ce statue sur la demande de /'autorite competente du 
canton 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon /a proposition de /a commission 
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Art. 7 
Antrag der Kommission. 881 

Art. 7 
Proposition de la comm1ss1on: FF 

Angenommen - Adopte 

Art. 8 
Antrag der Komm1ss1on: 881 

Antrag Eggly 
Abs 1 
Der Bundesrat erlasst die Ausfuhrungsbestimmungen. 

Art. 8 
Propos1twn de la comm1sswn: FF 

Propos1t1on Eggly 
Al. 1 
Le Conseil federal ed1cte les d1spos1t1ons d'execution. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de la comm,sswn 

Art. 9 
Antrag der Kommission: 881 
Antrag des Bundesrates: 881 

Art. 9 
Propos1t1on de la commission: FF 
Propos1t1on du Conseil federal: FF 

Rossini Stephane (S, VS), pour la comm1ss1on- Concer­
nant la duree de val1d1te de la 101, la pos1t1on de la commis­
s1on est relat1vement simple a expliquer. Nous avons donne 
su1te a Lugano a l'in1t1at1ve parlementaire Fehr Jacqueline, 
qui prevoyait une duree de val1d1te de 1 O ans Dans notre d1s­
cussion, notamment relativement a l'obJect1f que nous nous 
sommes fixe par rapport au nombre de places d'accueil 
a creer, il nous a paru 1mportant d'en rester a la duree de 
1 O ans, a cause du mecanisme de financement des structu­
res, mecanisme qu1 fonct1onne de la man1ere su1vante. 
Une structure peut eire soutenue durant tro1s ans au max1-
mum. D'apres les 1nformat1ons ch1ffrees a notre d1sposition 
nous avons pu observer qu'1I falla1t compter sur une moyenne 
d'a peu pres deux ans S1 nous engageons des moyens la 
prem1ere annee, ces moyens sont realloues aux memes insti­
tutions, en tout cas part1ellement pour la partie principale, 
une deux1eme annee. Cela veut dire que nous pouvons avo1r 
cinq ou s1x vagues d'1nc1tat1on pour les places d'accueil. II 
nous paraissait important d'en rester a ce cho1x prel1m1naire 
de 1 O ans, sans quoi il sera1t d1ff1cile d'atteindre l'obJect1f de 
80 000 places d'accueil a creer globalement dans toute la 
Su1sse Vo1la, l'argument est relat1vement simple 
La comm1ss1on a d1scute de l'av1s du Conseil federal lors de 
sa dern1ere seance, la sema1ne passee. Comme pour les 
montants f1nanciers, nous en sommes restes a notre pos1-
t1on 1nit1ale, c'est-a-d1re a une duree de 10 ans pour atte1ndre 
les obJect1fs du programme. 

Dreifuss Ruth, conse1llere federale: Ce n'est pas un point 
absolument decisif. Si le Conseil federal vous propose de re­
duire la duree de valid1te a 8 ans - ma1s 8 ans est auss1 arb1-
traire que 1 O ans -, c'est pour deux ra1sons. la prem1ere, 
c'est que l'on craint toujours un peu que meme lorsqu'on 
postule a priori qu'un programme d'impulsion est l1mite dans 
le temps, 11 so1t renouvele automat1quement a la f1n de la pe­
node, meme une 101 l1m1tee dans le temps finit par s'1nstaller 
dans les hab1tudes et on la prolonge taut s1mplement parce 
que, au baut de 1 o ans, il est difficile de revenir en arriere. 
En vous proposant une penode de 8 ans plutöt que de 
10 ans, nous pensons a deux penodes de 4 ans, pu1sque 
le plan f1nanc1er lu1-meme devra1t egalement etre def1n1 sur 
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4 ans; cela donne ains1 la possibilite au Parlement, au mo­
ment donne, de fixer sa volonte. Mais le Conseil federal, lui, 
est d'avis que la duree de valid1te do1t etre lim1tee dans le 
temps et, en vous proposant ces 8 ans, 11 donne un s1~Jnal. 
La deuxieme ra1son, comme je l'a1 d1t, c'est celle de ces 
deux plans f1nanc1ers de 4 ans. C'est plutöt un s1gnal de pru­
dence que le Conseil federal vous donne qu'un ch1ffre, par 
def1n1t1on, beaucoup plus conva1ncant que le vötre Mais, 
pour ceux qu1 aimeraient soul1gner le caractere tempora1re, 
la volonte de limiter ce programme d'1mpuls1on dans le 
temps et de ne pas envisager de prolongat1on, pour ceux qu1 
cons1derent qu'il est ut1le auss1 d'accumuler des experien­
ces. de prendre des decisions pour une nouvelle periode et 
que ces periodes de 4 ans ont un sens, je cro1s qu'1I serait 
interessant de souten1r la proposition du Conseil federal 

Abstimmung - Vote 
Fur den Antrag der Komm1ss1on . 96 Stimmen 
Fur den Antrag des Bundesrates .... 73 Stimmen 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemble 
(namentlich - nominatif; Beilage - Annexe 00 403/22811 
Fur Annahme des Entwurfes .. 117 Stimmen 
Dagegen ... 53 Stimmen 

2. Bundesbeschluss über Finanzhilfen für familien­
ergänzende Kinderbetreuung 
2. Arrete federal concernant les aides financieres a 
l'accueil extra-familial pour enfants 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel und Ingress 
Antrag der Komm1ss1on· 881 

Titre et preambule 
Propos1twn de la commisswn: FF 

Angenommen - Adopte 

Art. 1 
Antrag der Kommission 881 
Antrag des Bundesrates 881 

Art. 1 
Propos,twn de la commission: FF 
Propos1twn du Conseil federal: FF 

Rossini Stephane (S, VS), pour la commission. Je cro1s que 
presque taut a deja ete d1t sur la question du f1nancement 
dans les differentes intervent1ons lors du debat d'entree en 
mat1ere. 
II est important d'ins1ster sur le fa1t qu'a part1r du moment au 
nous definissons un obJect1f pol1t1que, un obJect1f quantitat1f, 
c'est-a-dire la creat1on d'a peu pres 80 ooo places d'accueil, 
qu'a part1r du moment ou nous sommes majonta1rement 
d'accord pour nous lancer veritablement dans un tel pro­
gramme d'1mpulsion, nous devons pouvo1r aller au bout du 
raisonnement et d1sposer des moyens necessa1res. 
100 m1ll1ons de francs ou 400 millions de francs sur 4 ans, 
c'est b1en ev1demment un rapport de force qu1 change du 
taut au taut la maniere de mettre en oeuvre ce programme 
Nous avons vu qu'il y a des demandes, des listes d'attente, 
des proJets qui campten! sur ce sout1en pour pouvo1r demar­
rer et etre soutenus dans la phase sensible des deux prem1e­
res annees. Vous trouvez ces 1nformat1ons dans le rapport de 
la comm1ss1on, des donnees ch1ffrees qui ind1quent tres cla1-
rement le coOt approx1mat1f moyen d'une place d'accue1I 
Un cred1t global de 400 m1llions de francs sur 4 ans, c'est un 
maximum, une enveloppe au-dela de laquelle nous n1, pou­
vons pas aller. Cette enveloppe sera evaluee, ains1 que les 
effets du programme, puisqu'elle est l1ee a un arrete federal 
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d'une duree determ1nee Comme l'a releve taut a !'heure 
Mme Dre1fuss, conseillere federale, c'est un element impor­
tant, car des correctifs peuvent donc ou pourra1ent interven1r 
dans le cadre d'une deux1eme discuss1on sur les effets et la 
pert1nence de ce programme d'1mpuls1on. 
Tres concretement, la propos1tion du Conseil federal prevo1t 
taut s1mplement une reduction trop !orte, parce que, dans 
les fa1ts, eile tue le programme. Elle tue le programme parce 
que, en fonction des coüts qui nous ont ete presentes par 
les inst1tutions, en fonction de la moyenne des besoins, avec 
25 m1llions de francs par annee, nous serions en mesure de 
creer env1ron 2500 ou 2700 places d'accue1l par an, ce qu1 
s1gn1f1e une moyenne d'a peu pres 100 places par canton et 
par annee - je l'a1 d1t dans le debat d'entree en mat1ere. 
C'est man1festement reduire le cho1x pol1tique qu1 etait le 
n6tre a neant; 9a n'est pas sat1sfaisant. 
Je cro1s qu'1l est important auJourd'hui de pouvo1r lancer le 
programme en prenant des dec1sions tres cla1res. mais en 
debloquant b1en evidemment des moyens pour le real1ser. 
Nous savons, J'a1 expose taut a !'heure l'argumentat1on en 
faveur de la periode de 1 O ans, que l'a1de est extremement 
1mportante durant les deux premieres annees II y a beau­
coup de structures qui pourront fonct1onner sans l'a1de finan­
ciere, par exemple des cantons, et qu1 auront beso1n d'un 
montan! minimum pour couvrir les charges d'exploitation et 
d'invest1ssement qui seront a leur charge 
Par consequent, il nous paraTt 1mportant, meme essentiel, 
que, pour cette premiere periode de 4 ans, nous pu1ss1ons 
compter sur la somme annuelle de 100 m1ll1ons de francs, 
cela pour resoudre a la fois le probleme des beso1ns, attein­
dre les obJect1fs, ma1s egalement regler la question techn1-
que, c'est-a-d1re l'a1de financiere repart1e sur plusieurs 
annees Avec une somme annuelle de 25 m1ll1ons de francs, 
nous creerions la prem1ere annee a peu pres 2500 places 
d'accueil, et nous les a1der1ons dans une deux1eme annee, 
so1t pour l'integralite, so1t pour une grande part1e II serait 
alors poss1ble, pour la deuxieme annee, de ne creer que 
quelques centaines de nouvelles places d'accue1l, ce qui est 
manifestement tres elo1gne, pour ne pas d1re contraire a l'ob­
ject1f fondamental de notre proJet. 
C'est la raison pour laquelle la commiss1on, pour cette pre­
miere periode de 4 ans en taut cas et avant l'evaluat1on qui 
interviendra, vous recommande de soutenir son proJet. 

Gutzwiller Felix (R, ZH), fur die Kommission: Ihre Komm1s­
s1on beantragt Ihnen, bei 100 M1ll1onen Franken zu bleiben, 
das he1sst bei diesem Verpflichtungskred1t, wie er beantragt 
1st. Sie tut dies mit den folgenden Argumenten, ich darf sie 
noch einmal kurz zusammenfassen: Es geht um einen klar 
sichtbaren Impuls fur das ganze Land, der nachhaltige Wir­
kung hat. Es geht darum. dass wir - nach den Überlegun­
gen der Kommission - rund 80 000 bis 100 000 Be­
treuungsplatze schaffen wollen, die f1nanz1ert werden 
mussen. Das Bedürfnis für diese Platze ist mehr als nach­
gewiesen, das haben Sie heute Morgen versch1edentl1ch 
gehort. Das Programm wird aufstarten, man wird diese Pro­
jekte wahrend drei Jahren f1nanz1eren müssen. Wenn man 
mit 25 M1ll1onen Franken beginnt, wird man 1m zweiten und 
1m dritten Jahr mit dieser kumulativen Finanzierung 1n Pro­
bleme kommen. Ich weise ferner darauf hin, dass es hier 
um eine maximale L1m1te geht Selbstverstandlich werden 
allenfalls nicht gebrauchte Gelder 1n der Bundeskasse ver­
bleiben Weiter ist daran zu erinnern, dass eine Evaluation 
vorgesehen 1st, nicht einfach nur eine, die die Vorausset­
zung zur Weiterfuhrung leg1t1m1eren soll, sondern eine 
echte kritische Evaluation 1m vierten Jahr, die uber das Wei­
tere entscheiden wird. 
Schliessl1ch darf ich den Skeptikerinnen und Skeptikern im 
Saal noch einmal sagen: Es geht hier in dieser Frage um 
eine lnvest1t1on. Wir haben Ihnen dargelegt - und ich denke, 
ohne zu übertreiben -, dass diese lnvest1t1on Fruchte tragt, 
gesamtvolksw1rtschaftliche Fruchte, dies neben den Argu­
menten, die fam1l1enpol1t1sch angeführt werden konnen. Die­
ses Geld kommt über verschiedene Schienen zurück. 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Wir sind deshalb davon uberzeugt, dass Sie dem Antrag der 
Komm1ss1on folgen und die Lösung des Bundesrates mit ei­
ner starken Kurzung dieser Unterstutzung ablehnen sollten. 
Das mochten wir Ihnen herzlich empfehlen 

La presidente (Maury Pasqu1er Liliane, presidente) Le 
groupe liberal, dans un grand elan gouvernemental, soutient 
le Conseil federal. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale. 100 m1ll1ons de francs 
par annee, 400 millions de francs sur 4 ans, c'est beaucoup 
d'argent a un moment oü nous sommes en train de passer 
en revue le budget et le plan financ1er de la Confederation 
La prem1ere motivation qu1 1ncite le Conseil federal a vous 
demander d'etre plus prudents et d'esperer qu'une solut1on 
mo1ns coüteuse pourra se degager eventuellement dans la 
deuxieme Chambre, si ce n'est pas le cas ici, c'est le fre1n a 
l'endettement. t.:argent que nous engageons ici, nous de­
vons l'enlever a1lleurs. Je ne sa1s pas oül 
Nous devons avo1r une vision globale des besoins de la so­
c1ete Bien sür, part1r de l'idee que l'on do1t ne pas faire as­
sez dans tous les domaines, c'est auss1 une mauvaise 
politique. Mais dans ce cas, le Conseil federal, au moment 
oü il donne l'ordre aux departements d'econom1ser dans des 
täches deJa ancrees dans ses responsab1lites, do1t vous ap­
peler a la prudence Je l'ai d1t taut a l'heure, ces 25 m1ll1ons 
de francs ne sont pas le resultat d'une analyse approfond1e 
des besoins, ma1s une tentative de montrer ce qu1 peu! eire 
possible sans mettre en quest1on autre chose taut en deve­
loppant quand meme des effets posit1fs. Ceux-c1 seront per-
9us comme un signal, comme un coup de pouce de la 
Confederat1on, comme un sout1en dans des reg1ons oü l'ap­
pu1 pol1tique n'est pas encore suff1sant pour que les beso1ns 
de la population s01ent suffisamment pris en campte. 
Je vous demande de su1vre la propos1t1on du Conseil fede­
ral Sinon Je cro1s qu'1l est cla1r que dans la deuxieme Cham­
bre, le debat sur un montan!, Je dira1 plus «raisonnable» que 
celu1 de la comm1ss1on, se poursu1vra. 
Pourquoi les gu1llemets a «ra1sonnable»? Taut s1mplement 
parce que nous sommes dans un champ de contraintes et 
qu'1I nous faul degager les moyens d'une polit1que dans des 
domaines tres d1fferents. II s'ag1t ici de ne pas me1tre 1mme­
diatement a d1spos1t1on une enveloppe dont meme la com­
miss1on pense qu'elle ne sera pas util1see 1ntegralement 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif Beilage Annexe 00 40312282) 
Fur den Antrag der Kommission ... 108 Stimmen 
Für den Antrag des Bundesrates 70 Stimmen 

Ausgabenbremse - Frein aux depenses 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nom1nat1f; Beilage - Annexe 00 40312283) 
Fur Annahme der Ausgabe „ 116 Stimmen 
Dagegen .... 61 Stimmen 

Das qualifizierte Mehr 1st erreicht 
La majorite quallf1ee est acquise 

Art. 2 
Antrag der Kommission: 88/ 

Art. 2 
Propos1t1on de /a comm1ss1on: FF 

Angenommen - Adopte 
Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemble 
(namentlich - nom1nat1f· Beilage Annexe 00 40312284) 
Fur Annahme des Entwurfes .... 119 Stimmen 
Dagegen .... 56 Stimmen 
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Art. 1 al. 1 (arrete federal) 

Abstimmung vom/ Vote du: 17.04.200210:14:40 
-------

1 Abate '+ R n1 Favre . R Kunz 
i Ae[l[lh Wartmann 

--
s ·+ ZH Fehr Hans Kurrus 

! Aeschbacher 
- -

E + ZH, Fehr Hans-Jurg + Lachat 
1 Ant1lle _ R vs Fehr Jäcguel1ne Lal1ve d'E[Jinay 
~derCas[Jar V BL F ehr Lisbeth Laubach er --------
HBader Elv1ra C SO Fehr Maria + Lau er --

~_nga s so Fetz Leu + -------
Jlanger@r F1scher-Seenge_n __ Leute,:i~gge_rlja o 

Baumann Alexander Fohn . 
~t~~gger Susanne 

Baumann Rued1 Freund 

H-
Leuthard + 

1 
Baumann StBjlhanie + _F_re_y Cläude Loe[Jfe 
Beck Gad1ent Lusten_tie_rger ___ 

Gäll1 Ma1llard ----
Gärban1 Ma1tre 

~
- Schluer-- -- -- - - . V :zH:! 

s_c_hr111d_od1IQ __ +. c:vs1 
Schmied Walter = V BE· 

, Schneider ;~R---;-BE 

i Schwaab -1 :t:. S[V_Di 

.~:~:is~a_n_s~ete~ --~ . : : '-~ ~~{ 
1 

S1monesch1-Cortes1 _ _'__;l:11 
_ Sommaruga _ ±_ff BE 

S[Jeck 0-~ 
, S[Jielmann + - , GE 

~fauh~ler ----- - - ~-~1 
• Stamm Luz1 • V .AG 

Genner Marietan 
G1ezendanner Mart1 Werner 
Glassan Märty Kal1n -------
Glur , 1'11il_S[l0h ---~-----. Goll + Mathys 

! • Graf + Maurer -----
Grabet Maury Pa_squ1er ____ 

I Ste1negger • R !UR_ 

r-~~~~ --- ;~-§ ~~~: 
,-~tuder ~ner _ :t _ ___!: .AG, 

t ~~;t __ ----- _ . :_l_~ _:~1 
1 Teuscher _ + · G _BE' 

Grass Andreas Meier-Schatz 
Grass Jost Menetrey Savary -
Gu1sän Messmer 

' * Gunter '+ Meyer Therese 

--
Gutzw1ller 1+ Morgel1 

1 • Gys1n Häns Rudolf _Mugny__ 
___(;_y_siri___emo + Muller Erich 

i Cha[l[JUIS ____ Haermg B~nder '+ Muller-Hemm1 

~evrier Haller '+ Nabholz 
hlffelle + Hammerle Ne1rync_k _____ 

, Christen Hassler Oehrh 
'Cma Heberlem Pedrina 

Cuche 
____ ,_ __ 

'+ ~t_schwe1ler Pelh R Tl 
de Dardel + Heim _F'fister Theo[Jhil --"'-~_V SG 

, Thane1 • .±_ S _µ'~ 
The1ler = ~ -~ 
T1llmanns __ ±_I] _yo. 
Tri[JOnez • = ___ R I BE, 

· Tscha[J[Jat : ±_J3 lB!.j 
r_Tschup~----- =_~}L~~ 
1 Vallender . ++R :ARJ 

Vaudroz Jean-Claude • ! C GE 1 

1 Vaudroz Rene : =-'__B -~~ 
, Vermot _______ . +_ S~BE; 

-~1~cEns-t1äri - -- -'. ~~:t+-1B{ 
Walker Felix · = C SG 
Walter Hans ITT - : ,;: ·-v; Tc:; 

Decurt1ns Hess Berhard Polla . , L GE --------
! Donze _ + Hess Peter Raggenbass + C TG ' Wandfluh ____ 1. : __ :, --~ 1:---~_ j' 

I Wasserfallen , 
~ormann Rosemarie Hess Walter + Randegger R 
_Dormond Marlyse VD, Hofmann Urs Rechstemer Paul + s --~------I Dunant V BS Hollenstein Rechstemer-Basel + 's 
_Du[Jräz + R GE Hubmänn Rennwald +'S 

, Eberhard - +2- C sz lmfeld R1kl1n + C 
1 Eger_s_zeg1 ~_:+:_ R AG lmhof Robb1arn 

L GE Jarnak 1 + Ross1rn iJ.ggly - -- ---. 
1 Ehrler C AG Jod er Ruey --------
1 __ Engelberger R NW Jassen Sandoz Marcel 

Estermann + C LU , Jutzet Schenk 

~:::/er"-=-:---=ll 

G FR Kaufmann Scherer Marcel 
s ------

SG ~er_Robert Scheurer R~my ____ 
Fattebert = V VD Kofmel Sch1bl1 -- - -----

+ Ja/ OUI / si 
nein / non / no 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

-

o enth / abst / ast. # Der Pras1dent stimmt nicht/ Le pres1dent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
[Gesamt/ Complete / Tutto -----, 1 Fraki1on / Groupe / Grupp-o ICIG 

~_(O~I / SI i26 10 ---
1 nein/ non/ no ,3 0 

1 Ja / OUI / SI 1 108 
, nein / non / no 70 

1 enth / abst / ast. 'O 0 
l_ Elntschul-cilgt / excus_~_ i _~~usato 6 0 

1_ enth. / abst. l_ast --~- O 
~~.!_~c_huld1gt / excuse_0cusato 21 

Bedeutung Ja/ S1gn1f1cat1on de ou1: Propos1t1on de la comm1ss1on (400 m10 ) 
Bedeutung Nein/ S1gn1f1cat1on de non: Propos1t1on du Conseil federal (100 m10.) 

--
L R s E 
0 14 51: 3 

- r--

5 22 0 1 1 

0 '0 010 
1 6 _Q_J __1__ 

BS 
SG 
BSI 
JU 
ZH 

µWe19.e_lt ____ -----l, =-~ fvFl'.~BGEj 
V'l~<!neth _ _ • j 

, W1dmer + S I LU 
v\li_drlg_ 1+-ctsG 

r ·w1ederkehr * 1 E ZHI 
Wirz-vonPianta-- i~p:: :ssl 
W1ttenw1ler . = CF(5Gi 
Wyss Ursula + S i BE 

~i:~~tli --~- -·>~ßg1 
lzapf[:- _______ -:_ 52_@ 
LZJ~y_ad1s _ _. ,: __ _: -~-Q. 
~---- __ : = V ;ZH, 

V 1 -
2:21 

- ----+-----1 
38 i 1 1 

o 01 
_? :-2-1 
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00.0403 

NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

Ref.2283 

Namentliche Abstimmung/ Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft/ Objet: 
Anstossfinanz1erung für familienerganzende Betreuungsplätze 
lncitation f1nanciere pour la creation de places d'accueil pour enfants en dehors du cadre familial 

Gegenstand / Objet du vote: 

Art. 1 arrete federal (fre1n aux depenses) 

i Berberat 
Bernascorn 
Bezzola 

17.04.2002 10:15:34 
--· 

Favre i * R VD. 
FehrH~ _____ J = V ZHI 

_i:~_hr Hans-Jurg + s SHI 
~r_ ~acguel1ne --1: s ZH, 

Fehr Lisbeth V ZHI -
Fehr Maria :+ s ZHI 

---

Fetz + s BS ------
"i'f AG] F1sch~r-Seengen 

Fohn 1 * V SZj --
Freund - V AR' ------ - f---

_l_rIT__C I aude = R NE 
Gad1ent +v IGR1 --
Gall1 + C BE 1 ---- -- -----·- --~ 
Garbarn --r: s NE! --

G Genner 
ZH:I 

G1ezendanner V AG - -------------
Glasson ! + R FRi --
Glur = V AG 
Goll + s ZHI 
Graf ____ + G BL --
Grobet + s GE' 
Gross Andreas + s ~j ---

1 + s Gross Jost ---
Gu1san 1 + R VD --

~ !!I Gunter + 
Gutzw1ller 

- -
; + 

_ G_ysm Hans Rudolf _ - i + R BL 
___c;y_s1n Remo + s BS] ---
Jia_ering Binder '+ s ZHI 

Haller ---r + V BE 
Jj_a_mmerle + s GRI 

Hassler 1 = V GRI -
Heberle1n + R~ 

_liegetschwe1ler = R ZH --
Heim + C so, 
Hess Berhard 1 = · 1BE_I 
Hess Peter + C ZGI --- --
Hess Walter ! + ...Q_~ 

-H-ofmann Urs _ _ - --r;:- SAG 
Hollenstein ________ ).± G ij 
Hubmann ' + ·szH, 
lmfeld + C ovJ 
lmhof -1 + C BL, ---

~ :~j Jan1ak + --
1 = Joder ~--

Jossen i + s vs -
Jutzet 

+ SI Kaufmann = °v ZH 
-Keller Robert 1 = _v_ ZH -- -

Kofmel 
-··- 1+ .. B_~ 

~~~~s - : 1 ~~t~I 
-L-a-ch_a_t -----__ ---~ 1 CR lsJUz~l 
_Lal1ve d'Ep1nay 
Laubach er = • V , LU' 
Lauper 
Leu 

_LE!_JJtE!_~ger Ha10 
Leutenegger Sus_a~nn~e----l­
Leuthard -----

_l_Cl_e_p[E!__ ___ _ 
Lustenberger 
Ma1llard 
Ma1tre 
Marietan 
Mart1 Werner 

J11__a_rt_y_K_al_1n __ _ 
Maspoh 
Mathys 
Maurer ------
Maury Pasgu1er 
Meier-Schatz 

_Me11_etrey Savary 
Messmer 
~er Therese + C FR 

~~in~-1 -----~ : 1 ~ '1~~1 
Muller Erich = R ZH 
Muller-Hemm1 + S 
Nabho~ * R 

_i:J_~ir_ynck * ' C VD 
Oehrh V . BE 
Pedrma S Tl 
----------T 

Pelh 
----

Pfister Theoph1I 
Polla 
_8-a_ggenbass 

_ Randegger __ -----c--1 

Rechste1ner Paul 
Rechste1ner-Basel 

~ Schluer ' ;;:-rv f iH! 
: Schmid Od1lo . + 1 C-~VS 

[_schmied Walter 1 ~: vlsEI 
, Schneider = R BE· 

1-Schwaab ! + S ~ 
~Seifer Hanspeter I ~-;-V-~-tl 
, S1egnst _ _ + _ V __ AG, 
~nesch1-Cortes1 __ * _J.:~ 
~aruga :t_-1-S __ B_E_I 
, Speck _ __ _ ""_'Jf~ 
~mann ___________ + : -~ 

f_Sflu_lller =-.1.Y-;-lli 
l Stahl = ! V ZH' 
·stamm Luz1 * rV -AG-

1 Ste1negger • R :uR 
s_~_111er = R -+50 

+, S BE 
-"-·------~----

+ E AG 

'+ s A~I 
• : 1-R _E3~ 

_______ + J;i BE, 

li!i,, ~· ·~· ilii 
f Trif)O~;at _____ : : ; fj 

ILJJlpert . "_LR_J__LJj 

Vallender I + RiAR~ 
~;i_udroz Jean-Claude ,--;-,_<:;- GE 
(Yaudroz Rene + , R VD 

~~I~~;--- Htst~~ 
Waber Christian = i E . Bf1 

_ ~::~:/ ~=~~1org ~ =-·~ t~~ 
1 Wandfluh . =t V [~EI 
f Wasserfallen '=~ _R , ~-E 1 

, We1gelt = · R (SG 
jveyeneth : ~ : V tßfl 
LW_i_d_rTJer - -+:_ __ s r LLJ, 

Rennwald I Widrig ________ + C SGi 
R1kl1n I Wiederkehr , • _ E: .Zf:l. 
Robbiarn + , Wirz-von Planta ---+ = L fBiS 
Ross1n1 · W1ttenw1ler ____ J_ =--._B_ SG 
Ruey W ss Ursula • + : S . BE 
S,rndoz Marcel Zach - -- ----· +-:C- -AG 

Schenk - - , - , V BE ~- -------+-~-l-~Q, 
Scherer Marcel = ~ZG ~ i * , C ZH, 
Scheu~~J_R_e_m~y ___ '.:_ c:NE ~~--------· ; __ ~-=-:~ 
Sch1bh __ = ___'{___Qj_ LQ!QJJ!_9€_[ ________ ~_=_J_y__ ~~l::L 

+ Ja/ OUI / sl 
nein / non / no 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen/ n'ont pas vote / non ha votato 

o enth. / abst. / ast. # Der Pras1dent stimmt nicht/ Le pres1dent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto 

------- - . - c-1 G su=-~ Fraktion/ Graupe/ Gruppo L R 
ja/ OUI /_si 116 · 
nein / non / no -61-i 

Ja/ OUI / sl 27 1 10 0 18 52 ! 3 4 2' -- --· 
1 i 0 nein / non / no 5 17 0 1 1 36 1 1 

enth. / abst. / ast I O enth / abst. / ast. -~..2 1 0 0 0 0,0 ""i ~-1 entsch~!~1gt / excuse / scu_~~~o 710 1 7 -~_J 1 
- . 

entschuldigt/ excuse / scusato J__ 23 

Bedeutung Ja/ S1gnif1cat1on de ou1: 
Bedeutung Nein/ S1gnif1cat1on de non: 

Conseil national, Systeme devote electronique Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
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NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

Geschäft/ Objet: 

00.0403 

Ref.2284 

Namentliche Abstimmung/ Vote nominatif 

Anstossf1nanz1erung fur fam1lienerganzende Betreuungsplatze 
lncitation financiere pour Ja creat1on de places d'accue1J pour enfants en dehors du cadre familial 

Gegenstand / Objet du vote: 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Am~te federal concernant !es a1des financ1eres a J'accue1J extra-familial pour enfants Vote sur J'ensemble 

Abstimmung vom/ Vote du: 17.04.2002 10:16:28 
; Äbate - -- -- --- i+- R -iTI 
:1 Aepph W_ar_tmann ____ j_1:_ S l_HI 

Aeschbacher : + E ZH, 
~A_ll_llll_()____ + R VS , 
_B__;i_a_[ler C_a_spar = V BL. 
Bader Elv1ra · + C SO 
Banqa i + S SO 
Banqerter + R BE 
Baumann Alexander - V TG 

Baumann Rued1 + G BE 
· Baumann Stephanie + S BE 
"Beck___ __ _______ = L VD 

Berberat ---- ;-+- S NE1 
Bernasc:orii - 1 + R GE 

i Bezzola 1 + R GR 
1 B1qqer 1 = V SG 
· B1qnasca • - Tl 
i Binder = V ZH 
i Blocher 1 • V ZH 
1 Borer 1 = V SO 
f-c------ ---- - - - - --- - --

Bortolurn = V ZH 
_!3_o2ih_är9-=--=-:·_: --- • R ;_H1 
Bruderer + S AG 1 

Brunn er Tom i = V SG · 
Buqnon ;; V vo1 
Buhlmann + G LU 1 

~~--- _ 1 * R SH 
Cavalh _____ : ___ J _-_++_

1 
_s8_-__ FTRI 

1 
Chappu1s 

1 Chevner + _C_ vs 
: Ch1ffelle + S VD 
' Christen + R VD 
; C1na + C VS 
rCuche + G NE 

de Dardel __ ----~___:+:___ S (;__s Decuri1ns ___ - -+ c GRl 

Donze + E BE ------
_Dormann Rosemane • C LU i 
Dormond Marlvse + S VD 
Dunant 

02__Llllr_;i_z __ 
: Eberhard 
j Egerszeg1 
i Eqqly 
! Ehrler 
i Enqelberqer -

-~- -
= V BS 

-----+± R GE 
1+ C ~ 
. + R AG, 

= L GE 
'* C AG' 
· + R NW 

Estermann + -c· Hi' 
Fasel -- ---·· + cfTR 
Fassler + ·s SG 
Fattebert _____ ----· -

= V VD ----- ----------~~~~ 

- ------ -- --
Favre . R VD - --- -
Fehr Hans = V ZH ---- -- ---- -- -- - ----
Fehr Hans-Jurq + s SH 
F ehr Jacguelme '+ s ZH 
F ehr Lisbeth + v ZH 
Fehr Mano + s ZHI 
Fetz '+ s BS 
Fischer-Seengen = R AG 
Fohn . V sz 
Freund = V AR 

_f~y__Q_a_LJ_de _ = R NE ---- ---- - -
Gad1ent + V GR --
Galh •+ C BE 

------ ---------,--s NJ; Garb,m1 i + 
Genner '+ G ZH 
G1ezendanner = V AG, 
Glassan + R FR! 
Glur . V AG 
Goll + s 

! Graf + G ----- ------ -- - ---- --
Grobet + s GE --- ----- -- -- ---- ---- - s Gross Andreas + ZH -----~----- -- ----- - rt- _§__ , Gross Jost TG -------- - -- - ---- --------·--

VDI Gu1san + R 
Gunter + s BE) 
Gutzw1ller 1 + R ZH 
Gysm Hans 8udolf _ _ 1 :+: R BL 

_ Gysm Reme _ _ t s BS 

_ ~:~:1rn_g_ Binder _ _ __ : s ZH, 
V BEi - - - - - --------- -- ----- ---- s ~R1 Hammerle + ----------- - ~v Hassler o GR 

Heberlem + R ZH 
Heqetschwe1ler = R ZH 
Heim + C so 

· Hess Berhard . = BE 
Hess Peter i + C ZG 
Hess Walter '+ C SG. 
Hofmann Urs + s AG -- --·--·--- -- - . ---
Hollenstein + G SG' 
Hubmann + s _z_~ !~-------

+ C ow 
lmhof :+ C BL 1 

------ --- - ---1 s Janiak '+ BL 
Joder : + V BE 
Jassen + s vs --Jut~-- . + s FR 
Kaufmann - V ZHi 
Keller Robert != V ZH 
Kofmel + R so 

Kunz = V1Lu 
Kurrus = R 1BLi 
Lachat + C JUi --------- -- --- . - -R~ sz __ L_al1ve d·Ep1nay 
Laubach er = V !LU -----

_L;i_u~I- _ + C FR 
Leu + C LU --------· 

= rR TG __ Leutene_g_qer Ha10 
Leutenegger Susanne + s BL 
Leuthard +lc AG ~--~--- ----- ------ -
Loepfe . C Ai_; 
Lustenberqer + C LU 
Ma1llard + s VD 
Ma1tre +,C GE 
Manetan + .C vs 
Marll Werner + ~_s_ ~ ----- -
Marty K_;ilirl_ ___ ---~ + '? _ _l__f!j 
MaspYL ___ _ * · - , Tl 

. -· ·- 1-----+--------' 

= 'V 'AG Mathys 
M aurer 
Maury Pasqu1er 
Meier-Schatz 
Menetrev Savarv 
Messmer 

_ M~er Therese ____ 

= f V ·zH 
# s GE 
+ C 1 SG 
+ G VD 
=.R TG --:;:-:c- FR 
= V ZH J:,1_Qrg~------ ----- -----

Muanv + G GE 
Muller Erich = R ZH, 
Muller-Hemm1 +·S ZH 
Nabholz * : R ; ZH. 

_J-J__e_iryn_c_k ______ .--+-! C~, V_D_ 
Oehrh V ,BE 
Pednna + S I Tl 
Pell1 + R: Tl 
Pfister T~Jl1l _ = V SG_ 
Polla L GE 
Raggenbass + C TG 
Randeqqer = R BS' 

_ Re_c_h_st_e!ner Pa_u_l ____ +_' _S--+--SG-----' 
Rechste1ner -Basel + , S BS 

_g_e_nnwa_l~ -- _ _ _ __ + ' s_ J JU 
+ C ,zH 

Robb1arn 
Ross1rn 
Ruey 
Sandoz Marcel 
Schenk 
Scherer Marcel 
Scheurer Remv 
Sch1bh 

+ C Tl 
+ s vs 
= L VD 
+ R 'VD 
= V BE' 
= V ZG 
=, L NE 
=. V ZH 

+ Ja/ OUI / si 
= nein / non / no 

* entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

o enth. / abst. / ast. # Der Pras1dent stimmt nicht/ Le pres1dent ne prend pas part aux votes 

:

1 

~~~*~~ Odilo ; = f-v l~ 
Schmied Walter · :-J{J~] 
Schneider = + R · BE 1 

~~~;a~~nspeter : t ~ d1 
Sie nst + j V AG ---- ---------,- -r;:c~,c,1 
S1mon~s_ch1-Cortes1 1 __*__1_<:: ~ _Tl i 

. Sommaruga _ _ ; 1:__§_ BE' 
S eck _______j = V AG 

.521e1mann --__ C~r GE 
S uhler 1 = [2 TG 
Stahl - . cc_l ~ ZH 
Stamm Luz1 = r V AG 

1------~--- · • 1-R '.[JRI 
, ~:::~~(ger i = ! R : SO! 
, Strahm - ---- ; + • S 1 BE· 

i ~:~~e; He1ner - ~+F~~{~ 
1 Suter 1 • · R jBEJ 

Teuscher -; + '. G jB_Ej 
Thane1 _ + : _s JZ_lj_j 
The1ler -, = __ R J_ll_j 
T1llmanns + S I VD: 
f---------- ' -------t=-=--i 
i Tnponez ____ 1 -=--B l3f; 
, Tschappat _ . t +_ _ _§_ BE: 

Tschuppert -1-=---R LU i 
Vallender i + R AR! 

Vaudro_Dean-Claude :i ··:cf GE 1 
. Vaudroz Rene ___ J + , R VDI 

: ~~~1:_~~ --- ----+~J ~-~l 
l_v\f_a~_Chnst1an r =c_'._E: jt ~_EI 

Walk~( Felix -+ +__;_c; SG 

Walter Hans1org --f •_, V ITJG 

~:~:~~:llen 1~~1~1 
We1gelt _ '=- _R ;?G 
Weyeneth ___ _ , = _, V ! BE 

: W1dmer ! + S LU 
Widrig - -------t

1
-+c sc;: 

' W1ed~kehr __ -- - _·JE ZHI 
j Wirz-von Planta __ -f -t-_---i-.h ~ 
1 W1ttenw1ler__ _ _ ____ I =. R ~ 

_'NJs_s Ursula 1 +_-+_S BE 1 

~a_~~ --- __ _j__ +__+_c; /01 
~:nt- ----------: +ti~I 

p ·- --------------+-~-, 
Z1s ad1s + , - V_lli 

1 Zupp1ger --- . _ --. _ . ;;-\/ fzH 

Ergebnisse/ Resultats: 
1 Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion/ Groupe / Gruppe ,clG L R s E V , - 1 

Ja / OUI / SI 119 
-nein / non / no ------ ---56-- J~ / _OUI f_ s.~ _____ L2a, 10 1 19 51 3 5,2: 

·- - --
nein/ non/ no 10 0 4 16 0 1 341 1 : 

enth / abst / ast 1 ! 1 enth. / abst. / ast. jO 0 0 0 0 .0 
enischuld1gt / excuse / scusato -231 1 entschuldigt/ excuse / scusato _[_7 O .. _ 1 __ 7 0 '1 -H-~i 
Bedeutung Ja/ S1gnif1cat1on de oui: 
Bedeutung Nein/ S1gn1!1cat1on de non: 
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18.Jun12002 459 Standerat 00.403 

Weg einer Gesetzesanderung eine Korrektur erbringen 
kann. Diese Gesetzesanderung kann in einem einfachen 
Verfahren geschehen, indem naml1ch die Sachkommissio­
nen dieses Geschaft nicht mehr zu beraten haben, wenn die 
beiden Pras1d1en dieser Sachkommissionen dem zustim­
men. Dies ist im vorliegenden Fall geschehen. 
Die vorliegende Vorlage korrigiert diese Fehler, die eindeutig 
auf einem Versehen beruhen. Der Bundesrat hat zum Vor­
schlag der Redakt1onskommiss1on noch einige Prazisierun­
gen angebracht, denen sie sich vollumfanglich anschl1essen 
kann. 
Ich beantrage Ihnen deshalb, auf die Vorlage einzutreten 
und 1hr zuzustimmen. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L'entree en mat1ere est decidee sans opposit10n 

Bundesgesetz über eine Berichtigung des Bundesbe­
schlusses über die Kontrolle von Transplantaten (Art. 20 
und 33) 
Loi federale portant modification de l'arrete federal sur 
le contröle des transplants (art. 20 et 33) 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel und Ingress, Art. 1, 2 
Antrag der Kommiss/On 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Titre et preambule, art. 1, 2 
Proposition de la comm1ss10n 
Adherer a la dec1s1on du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemble 
Fur Annahme des Entwurfes „ 33 Stimmen 
(E1nst1mm1gke1t) 

00.403 

Parlamentarische Initiative 
Fehr Jacqueline. 
Anstossfi nanzierung 
für familienergänzende 
Betreuungsplätze 
Initiative parlementaire 
Fehr Jacqueline. 
lncitation financiere pour la creation 
de places d'accueil pour enfants 
en dehors du cadre familial 

Zweitrat - Deuxieme Conse// 
E1nre1chungsdatum 22 03 00 
Date de depot 22 03 00 

Bericht SGK-NR 22 02 01 
Rapport CSSS-CN 22 02 01 

Nat1onalrat/Consell national 21 03 01 (Erste Phase - Premiere etape) 

Bericht SGK-NR 22 02 02 (BBI 2002 4219) 
Rapport CSSS-CN 22 02 02 (FF 2002 3925) 

Stellungnahme des Bundesrates 27 03 02 (BBI 2002 4262) 
Avis du Conseil federal 27 03 02 (FF 2002 3970) 

Nat1onalrat/Conse1I national 17 04 02 (Zweite Phase - Deux1eme etape) 

Standerat/Conse1I des Etats 18 06 02 (Zweitrat - Oeux1eme Conseil) 

Antrag Hess Hans 
Ruckwe1sung an die Kommission 
mit dem Auftrag, zu klaren. 
- ob nur neu geschaffene Betreuungsplatze subventioniert 
werden sollen; 
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- ob das Geschaft mit Blick auf die Schuldenbremse budget­
verträglich 1st. 

Propos1t10n Hess Hans 
Renvo1 a la comm1ss1on 
avec mandat d'etudier: 
- s'il y a l1eu de subventioner un1quement les places d'ac­
cueil pour enfants nouvellement creees, 
- si l'objet est compat1ble avec le budget, campte tenu du 
!rein a l'endettement. 

Frick Bruno (C, SZ), für die Kommission: Soll der Bund eine 
Anstossf1nanzierung fur fam1l1enexterne Betreuungsplätze 
leisten? Die Kommission ist aus Notwend1gke1t der Vorlage 
des Nationalrates im Grundsatz gefolgt. 
Wir sind uns bewusst, dass wir uns in einem pol1t1schen 
Spannungsfeld befinden E1nerse1ts sind wir uberzeugt von 
der Notwendigkeit, fam1l1enexterne Betreuungsplatze zu 
schaffen. Notwendig sind sie aufgrund der gesellschaftlichen 
und sozialen Verhaltn1sse. Heute sind Mutter, aber auch Va­
ter vor das Problem gestellt, die Kinder zu Hause zu be­
treuen und damit auf die wirtschaftliche Tat1gkeit zu verzich­
ten. In der Tat aber sind praktisch alle, die arbeiten, auf die 
Erwerbstat1gkeit aus finanziellen Grunden angewiesen, 
Frauen aber auch, um die Fah1gkeiten zu erhalten und auch 
spater wirtschaftlich tat1g sein zu konnen, um ihre Leistungs­
fähigkeit und wirtschaftliche Eignung zu erhalten. Wo aber 
insbesondere die Mutter die wirtschaftliche Tat1gke1t aus­
üben oder ausüben müssen, da leiden in sehr vielen Fallen 
die Kinder, und es stellt sich die ganz einfache Frage: Kinder 
auf die Gasse oder Kinderbetreuung ausserhalb der Fam1-
l1e? Das ist die Notwend1gke1t, die uns dazu gefuhrt hat, fa­
m1l1enexterne Betreuungsplätze zu schaffen. Es fehlen heute 
einfach die notwendigen Platze. 
Anderseits wissen wir, dass fam1l1enexterne Betreuungs­
platze in erster L1n1e, aber nicht ausschliessl1ch, Sache der 
Kantone sind. Aber auch die Kantone haben bis heute zu 
wenig Platze geschaffen 
Hinzu kommen als drittes Element 1m Spannungsfeld die 
Bundesfinanzen und die beschlossene Schuldenbremse 
Sie verlangen einen hochst sorgsamen Umgang mit dem 
Geld der Eidgenossenschaft, und sie verlangen von uns 
grosste Zurückhaltung bei neuen Aufgaben 
In diesem Spannungsfeld haben wir die Antwort so gefun­
den, dass wir uns dem Vorschlag des Nationalrates 1m 
Grundsatz - eben aus E1ns1cht 1n die Notwendigkeit - an­
schl1essen. Wir haben 1n der Kommission, obwohl dort er­
hebliche Bedenken geaussert wurden, ohne Gegenantrag -
einhellig - Eintreten auf das Geschaft beschlossen In der 
Ausgestaltung legt unsere Kommission Wert auf funf 
Punkte. 
1. Der Bund soll nur eine Anstossf1nanzierung leisten, und 
diese soll als solche definiert sein. In den ersten Jahren soll 
die Unterstutzung in einem erheblichen Umfang erfolgen, 1n 
den späteren Jahren abgebaut werden und nach acht Jah­
ren endgult1g enden. 
2 Wir begrenzen die Unterstützung fur einen Betreuungs­
platz auf einen Drittel der Kosten, aber auch ausdruckl1ch 
auf 5000 Franken pro Betreuungsplatz; das ist immerhin 
noch ein erheblicher Betrag. Damit kann ein Betreuungs­
platz 15 000 Franken kosten, und das sind Ja in den meisten 
Kantonen fast die Kosten !ur einen M1ttelschuler. 
3. Wir wollen gesamthaft 50 Millionen Franken pro Jahr oder 
200 M1ll1onen Franken für die kommenden vier Jahre spre­
chen Dieser Betrag ist erheblich, erlaubt er doch. jahrl1ch 
mindestens 1 O 000 Betreuungsplätze - gerechnet eben an 
der Maximalunterstützung von 5000 Franken pro Platz - zu 
schaffen. 
4. Wir legen Wert darauf, dass die Betreuungsplatze nicht 
nur in den Zentren und Agglomerationen, sondern 1n allen 
Teilen der Schweiz geschaffen werden, egal - d,e Bedurf­
n1sse sind gleich -. ob die Fam1l1e in Gent oder 1m Engad1n 
lebt 
5 Wir wunschen, dass die Unterstutzung !ur die Schaffung 
dieser Betreuungsplatze nicht nur Aufgabe des Bundes, der 
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Kantone und der Gemeinden ist, sondern dass sich die Ar­
beitgeber und Dritte, welche ein Interesse daran haben kon­
nen, ebenfalls beteiligen. Die Bete1l1gung aber, und das sei 
unterstrichen, ist immer eine fre1w1ll1ge Aufgrund unseres 
Gesetzes wird keine Verpflichtung fur Kantone oder fur Pri­
vate geschaffen, solche Betreuungsplatze zu errichten. Dort 
aber, wo sie freiwillig errichtet werden, kann der Bund sie 
unterstutzen. 
Noch ein Wort zur Höhe der Betrage· Der Nationalrat hat 
100 M1ll1onen Franken pro Jahr, gesamthaft 400 M1ll1onen 
Franken fur vier Jahre, gesprochen. Der Bundesrat hat einen 
Viertel davon beantragt, 25 M1ll1onen Franken pro Jahr Wir 
haben uns in der Komm1ss1on mit knapper Mehrheit fur 
50 M1lilonen Franken pro Jahr oder total 200 Millionen Fran­
ken ausgesprochen. An den Nationalrat ergeht daher das 
Signal, dass diese 200 Mill1onen Franken eher die obere 
Grenze sind, welche unser Rat sprechen kann, und dass 
eine Erhöhung der Betrage schwierig sein durfte. 
Nun ein letztes Wort zu einem Schonhe1tsfehler, den auch 
gute Vorlagen haben können: Der Schonhe1tsfehler ist im 
Verfahren zu suchen, denn der Nationalrat hat es als Erstrat 
schlicht unterlassen, die Kantone e1nzubez1ehen Er hat sie 
nicht zur Vernehmlassung eingeladen Ich muss gestehen, 
dass dies auch 1n unserer Komm1ss1on - wie wir auf Deutsch 
sagen - «durch die Latten» gegangen 1st; wir haben das 
auch erst nachtragl1ch festgestellt. 
Nun stellt sich die Frage, ob wir nachträglich noch die Kan­
tone zur Vernehmlassung einladen sollten. Persönlich meine 
ich, dass dies nicht nötig ist. Dies aus zwei Grunden. Zum 
Ersten erwachst den Kantonen aus dieser Vorlage keine 
Verpflichtung Sie werden in ihren Rechten und Möglichkei­
ten in keiner Weise eingeschrankt, sie erhalten lediglich ei­
nen zusatzl1chen Anreiz, etwas mehr zu tun, als sie heute 
schon tun können. Nachdem wir mit der Vorlage nicht 1n die 
Kompetenz der Kantone eingreifen, sondern ihnen lediglich 
einen zusätzlichen Anreiz geben, besteht kein Zwang, keine 
unabdingbare Notwendigkeit, das zu tun 
Zum Zweiten haben wir im Rahmen der Gesprache auch 
festgestellt, dass sich wohl eine grosse Mehrheit der Kan­
tone für die Vorlage aussprechen würde Es 1st also 1m Sinne 
einer ant1z1pierten Wurd1gung der nicht stattgefundenen Ver­
nehmlassung ausnahmsweise gestattet, darauf zu verzich­
ten. 
In diesem Sinne ersuche ich Sie, der Vorlage gemass den 
Antragen der Komm1ss1on zuzustimmen, und bitte Sie, dass 
Sie, wie es die Komm1ss1on getan hat, ebenfalls e1nhell1g auf 
dieses notwendige Geschäft eintreten. 

Hess Hans (R, OW). Ich begründe meinen Rückweisungs­
antrag wie folgt: Zu Punkt 1 meines Antrages: In Artikel 2 
Absatz 2 des Entwurfes zum Bundesgesetz über Finanzhil­
fen für fam1l1energanzende Kinderbetreuung wird festgehal­
ten, dass die Finanzhilfen in erster Linie fur neue lnst1tut10-
nen gewahrt werden. Fur bestehende lnst1tut1onen konne 
die F1nanzh1lfe nur gewahrt werden, wenn diese 1hr Angebot 
wesentlich erhohen. Im Bericht der Komm1ss1on wird unter 
der Ziffer 2 5.4 festgehalten, dass prinzipiell neu geschaf­
fene Betreuungsplatze subventioniert werden sollen. Im 
Kommentar zu Artikel 2 Absatz 2 wird dann ausgefuhrt, dass 
als wesentliche Erhöhung eine Aufstockung um einen Drittel, 
mindestens aber um 1 O Platze gelte. 
Bei dieser Ausgangslage kann vorausgesagt werden, dass 
bestehende Betreuungsstatten, die bis anhin das volle Ri­
siko getragen haben, kaum 1n den Genuss dieser Gelder 
kommen werden. Bestehende Betreuungsstatten mit be1-
sp1elswe1se 12 Platzen hatten bei einer Aufstockung um 
1 O Plätze neu 22 Platze - mit dieser Grosse lassen sich die 
Betreuungsstatten 1n der Praxis aber nicht mehr fuhren Was 
passiert bei dieser Ausgangslage? Wir zwingen bestehende 
Betreuungsstatten, eine neue Rechtsform anzunehmen oder 
den bisherigen Betrieb einzustellen, um einen neuen aufzu­
nehmen und um so in den Genuss der Bundesgelder zu 
kommen Das kann ja nicht der Sinn dieses Bundesgesetzes 
sein' Hier müsste der Gesetzgeber meiner Meinung nach 

eine Lösung finden, mit der auch bestehende Betreuungs­
stätten, ohne dass diese zur Rechtsumgehung geradezu ge­
zwungen werden, in den Genuss der Unterstützung kom­
men. Andernfalls kommen sich bestehende Betreuun,Jsstat­
ten, die 1n Eigenverantwortung gehandelt haben, schlecht 
behandelt vor. 
Zu Punkt 2 meines Antrages: w,r erinnern uns, dass das 
Schwe1zervolk am 2 Dezember 2001 mit einem Stimmenan­
teil von sage und schreibe 84,7 Prozent und unter Zustim­
mung aller Stande die Schuldenbremse angenommen hat. 
Bei der Schuldenbremse handelt es sich bekanntlich um ei­
nen 1nst1tut1onellen Mechanismus zur Haushaltsteuerung 
und zur Begrenzung der Verschuldung Sie soll den Bundes­
haushalt vor strukturellen Ungle1chgew1chten bewahren und 
damit verhindern, dass die Schulden des Bundes wie ,n der 
Vergangenheit ansteigen. So weit, glaube ich, sind sich 1n 
diesem Rat alle einig. In der Praxis heisst das aber, dass wir, 
bevor wir den Haushalt steuern konnen, die Begehrlichkei­
ten und vor allem auch die Mittel kennen mussen, die einen 
ausgeglichenen Haushalt ermogl1chen Im Zusammenhang 
mit der Prufungstat1gke1t der GPK mussten wir zu unserem 
grossen Erstaunen von Frau Bundesrat1n Metzler zur Kennt­
nis nehmen, dass das Projekt des Kampfes gegen die lnter­
netkrim1nal1tat nicht programmgemass abgewickelt werden 
konne, weil die Schuldenbremse eine wesentliche Rolle 
spiele. 
Frau Bundesrat1n Metzler führte dann aus, dass es eine 1n­
terdepartementale Arbeitsgruppe «Schuldenbremse» gebe, 
wo entschieden werden müsse, welche Projekte unter wel­
chen Prioritaten real1s1ert werden konnten. Weiter fuhrte 
Frau Bundesrat1n Metzler vor der GPK aus, dass die Schul­
denbremse nicht nur bei neuen Projekten, sondern auch fur 
die Ziele des Parlamentes und die Erfullung der gesetzlichen 
Aufgaben eine starke Belastung bedeute. Im Wissen um sol­
che Tatsachen ist es meiner Meinung nach unsere Pflicht, 
das Ergebnis dieser Abklarung abzuwarten und 1n Kenntnis 
dieser Abklarung zu entscheiden, welche Prioritaten zu set­
zen sind und in welchem Masse insbesondere neue Projekte 
f1nanz1ert werden können. Alles andere widerspricht meines 
Erachtens einer seriösen F1nanzpol1t1k 
Ich ersuche Sie deshalb, meinem Antrag zuzustimmen. Die­
ser Antrag deckt sich in der Stossrichtung 1m Ubrigen auch 
mit dem Postulat Beerli Christine 02.3172. wo unter dem 
Gesichtspunkt der Schuldenbremse eine Gesamtschau im 
Soz1alvers1cherungswesen verlangt wird. Herr Kollega Frick 
hat ausgefuhrt, es sei bei den Kantonen keine Vernehmlas­
sung durchgefuhrt worden, das sei aber auch nicht nötig, 
weil die Kantone nicht betroffen seien. Sicher sind die Kan­
tone betroffen, wenn dann tatsächlich nach Ablauf von drei 
Jahren die Anstossf1nanzierung beendet ist und die Kantone 
in die Pflicht genommen werden Ich konnte die Liste meiner 
Begrundungen für die Ruckwe1sung noch erweitern· Es 1st 
auch nicht geprüft worden, ob die ganze Finanzierung unter 
dem Gesichtspunkt des neuen F1nanzausgle1ches e1n1ger­
massen vertraglich 1st 
Ich glaube, es gibt also Gründe genug, das Geschaft noch 
einmal an die Kommission zuruckzuwe1sen 

Langenberger Christiane (R, VD)· Je cro1s qu'1I es! neces­
sa1re d'aborder Je projet sous tro1s aspects: l'1mportance so­
c1ale de Ja prise en charge extrafamil1ale de Ja pet1te 
enfance, l'1mportance de cet accue1l pour les fam1lles. Je r61e 
de Ja Confederat1on en Ja mat,ere. 
De nombreuses etudes ont ete consacrees ces dernieres 
annees a J'importance de Ja prise en charge des enfants 
d'äge prescola1re, af1n de fac1liter Je developpement social et 
1nd1v1duel d'enfants. surtout d'enfants nes dans des familles 
peu nombreuses. Le «modele tess1no1s» est entre dans le 
vocabula1re comme un exemple incontournable, et cec1 
d'autant plus qu'1I emane d'un canton oü Ja fam1lle joue pour­
tant encore un r61e primordial. Un canton qui, de plus, do1t 
faire face a une s1tuat1on f1nanc1ere del1cate depu1s de nom­
breuses annees. Or, au Tessin, les parents n'ont pas d'etat 
d'äme pour envoyer leurs enfants des l'äge de 3 ans au jar-
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din d'enfants, et les pouvoirs publ1cs sont legalement obl1ges 
d'offnr les structures d'accue1I necessa1res. Taut cela repose 
sur le fa1t qu'a part1r de 3 ans, l'enfant expenmente un tour­
nant dans son developpement qu'II vaut la peine d'encoura­
ger et de valoriser. Les contacts sociaux et la cohabitat1on 
avec des pa1rs sont pnmord1aux pour le b1en-etre et le deve­
loppement de ces enfants J'1magine que cette regle est 
egalement valable de ce cote du Gothard 
t.:activite professionnelle des femmes, dont il a deJa ete 
quest1on, a fortement augmente dans les annees nonante, 
que ce soit par necessite ou par 1nteret. Or les enquetes, no­
tamment celle de 1998 sur les revenus et la consommat1on 
ERC, demontrent que d'importantes lacunes subs1stent au 
niveau national quant au nombre total d'inst1tut1ons qui of­
frent des poss1b1l1tes de prise en charge De nombreux pa­
rents dependent pourtant de ces structures d'accue1I 
exteneures af1n de pouvOJr conc1l1er activ1te professionnelle 
et educat1on des enfants 
Ce sont plutot les menages ayant un revenu eleve qu1 con­
f1ent leurs enfants a l'exteneur. lls sont 44 pour cent a le 
faire, contre 32 pour cent de menages a revenu moyen et 
19 pour cent a fa1ble revenu. 
Nous savons d'autre part qu'un nombre important de mena­
ges renonce a avo1r des enfants parce que les poss1b1l1tes 
de concilier v1e fam1l1ale et v1e professionnelle ne sont pas 
sat1sfaisantes. Rappelez-vous la votat1on sur l'1nterrupt1on de 
grossesse; c'est un suJet dont nous avons souvent parle. 
Permettez-moi d'aborder ce sujet par deux exemples per­
sonnels, ma1s qui ont leur 1mportance Nous sommes une 
po1gnee de femmes a avoir m1s sur p1ed en 1986 le mou­
vement « Taten statt Worte» - « Des paroles aux actes» 
80 grandes entrepnses de notre pays en ont fait part1e- les 
grandes banques, les assurances, la Poste, les CFF, Sw1ss­
a1r, Jelmoli enf1n et J'en passe. Les d1rect1ons ont accepte de 
taut mettre en oeuvre af1n, d'une part, de promouvoir les 
femmes et, d'autre part, de leur permettre de concil1er vie 
professionnelle et vie fam1l1ale Cec1 non pas forcement par 
souci d'ordre eth1que, mais taut s1mplement parce que ces 
entrepnses ava1ent besoin de ma1n-d'oeuvre qual1f1ee Elles 
ont ainsi mis sur p1ed, par etapes, taute une serie de proJets 
plus ou moins amb1t1eux. cours de management pour les 
femmes, promot1on dans les d1fferents services, f1xat1on de 
quotas de femmes cadres, cours de cu1s1ne pour les hom­
mes - pour leur permettre de se debrou1ller taut seuls -, 
ma1s auss1 hora1re flexible, temps part1el, egalite de sala1re, 
sout1en a des creches de quart1er ou creat1on de creches­
gardenes, etc Pu1s v1nrent les annees de recess1on et, sans 
que l'obJectif princ1pal, so1t l'egal1te des chances entre fem­
mes et hommes, tat totalement oublie, nous avons dQ cons­
tater que celui-c1 n'eta1t plus pnonta1re, les entrepnses 
devant avant taut se battre pour leur survie C'est a1ns1, et 
c'est la que Je veux en venir, que l'UBS par exemple a ferme 
sa creche-gardene a Geneve, alors qu'1I y ava1t une liste 
d'attente. 
Deux1eme exemple J'ai ete mun1c1pale dans mon v1llage du­
rant !reize ans, entre autres responsable des affa1res socia­
les et scola1res. Nous avons eu des mamans de jour; nous 
avons organise pour le distnct l'accuell de jour et la sur­
ve1llance des devo1rs Et, alors que nous etions en tra1n de 
nous organiser pour creer de nouvelles creches-garderies, 
la recess1on a momentanement bloque tous nos travaux En 
effet, certains mun1c1paux ont commence a faire des remar­
ques comme quo1 les femmes fera1ent mieux de rester chez 
elles, permettant ains1 aux jeunes de s'1nserer dans le mar­
che du trava1I. 
Mais les annees passen!, et l'h1sto1re se repete C'est ainsi 
que Je n'a1 pas ete trop etonnee d'entendre M. Peter Hasler, 
l'ete passe, affirmer qu'1I y avait des mesures a prendre af1n 
de permettre aux femmes de conc1l1er v1e profess1onnelle et 
v1e fam1liale, et M Triponez souten1r l'assurance-matern1te 
t.:econom1e a beso1n de main-d'oeuvre qual1fiee et com­
prend, comme dans les annees quatre-vingt, qu'1I est econo­
miquement peu rentable de former et de promouvo1r des 
femmes, de les former dans les un1versites, de les former en 
tant que femmes cadres - cela coQte des sommes cons1de-
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rables a toutes les entrepnses -, et de laisser ces place­
ments en fnche tout s1mplement par manque d'infrastruc­
tures extrascolaires. 
Un autre phenomene va toucher notre pays de plein fouet, 
celui du v1e1ll1ssement de notre populat1on. Nous devrons bei 
et bien trouver de nouvelles forces de trava1I· des Jeunes, ca­
pables d'innover, de porter notre econom1e Les femmes se­
ront alors, encore plus qu'auJourd'hui, appelees a Jouer un 
role determ1nant dans notre soc1ete 
AuJourd'hui, nous demandons a la Confederat1on de ven1r a 
la rescousse et de part1c1per a l'effort visant a creer taute 
une politique relative aux places d'accue1I pour la pet1te en­
fance II ne s'ag1t pas en effet un1quement de creer des cre­
ches-garderies, car cela ne servirait a rien pu1sque la 
solution du probleme serait reportee a plus tard Bien en­
tendu, Je suis inqu1ete comme vous toutes et tous au sujet 
de la s1tuat1on des finances federales; Je su1s favorable au 
desenchevetrement des täches. fondement de la nouvelle 
perequation financ1ere. Je fa1s egalement partie de celles et 
ceux qu1 demandent plus d'argent pour la formation, pour la 
recherche et pour l'innovation Je devra1s donc souten1r la 
variante du Conseil federal. Je n'en fera1 nen. 
II y a des domaines qui necess1tent une 1mpuls1on au niveau 
national, des domaines ou l'on rencontre trop d'obstacles, 
j'ai essaye de vous le demontrer. La sema1ne passee en­
core, les Grands Conseils des cantons de Fnbourg et de 
Vaud ont reporte aux calendes grecques le lancement d'une 
polit1que de pnse en charge de la pet1te enfance. 
Sans une 1mpuls1on 1mportante de la part de la Confedera­
t1on, trop de projets ne verront Jama1s le Jour, trop de femmes 
qualiflees devront 1nterrompre, voire fortement d1m1nuer, leur 
act1v1te professionnelle. Ce sont des femmes qu1 do1vent tra­
va1ller, des femmes qui souha1tent poursu1vre leur act1v1te et 
pour lesquelles une interrupt1on de quelques annees anean­
tit des annees d'efforts. II ne s'ag1t pas de nouvelles subven­
t1ons ad aeternum, 11 ne s'ag1t meme pas d'1ntervent1ons 
subs·1diaires, ma1s d'un programme d'impulsion, d'1nc1tat1on. 
af1n de debloquer une situat1on qu1 stagne au detnment de 
notre econom1e. 
Nous savons - et Je m'adresse a M. Hess Hans. qui n'est 
plus la - que c'est au depart d'un nouveau proJet que les re­
querants doivent faire face a une relative mefiance de la part 
des collect1v1tes publiques notamment. La volonte du Con­
seil federal de souten1r la creation de nouvelles places d'ac­
cue1I pour les enfants comme un element de sa pol1t1que 
famil1ale, sera1t une caut1on de po1ds Nous avons eu b1en 
d'autres exemples d'une mob1l1sat1on de la part de la Confe­
deration. Songeons simplement aux arretes I et II sur les 
places d'apprentissage ou aux 100 m1ll1ons de francs accor­
des pour PPP «Schulen ans Netz» 
Alors, b1en entendu que le f1nancement peut para1tre quel­
que peu flau. Mais je rappelle taut de meme que la majorite 
de la commission propose de limiter la part1cipat1on de la 
Confederation pour un t1ers des frais a 5000 francs par place 
d'accueil, que cet argen! sera debloque sur la base d'un co­
rapport des cantons permettant d'evaluer les besoins dans 
une region - developpement de la populat1on, des emplo1s, 
ex1stence precisement d'autres structures -, qu'une v1ab1l1te 
de plus1eurs annees do1t etre garantie et que la procedure 
d'attnbution do1t etre standardisee. La loi prevo1t egalement 
une evaluat1on au cours de la quatrieme annee, et une se­
conde tranche de credits ne sera debloquee que si les as­
pects pos1t1fs predominent cla1rement. 
On a egalement accuse le proJet de penal1ser ceux qui 
avaient reuss1 sans l'aide de la Confederat1on C'est un ar­
gument qu1 rev1ent penod1quement, on nous l'a rappele a sa­
tiete en ce qu1 concerne l'assurance-matern1te 
Je vous demande donc d'appuyer ce proJet et, dans un pre­
m1er temps, d'entrer en matlere. Je m'expnmera1 tout a 
l'heure sur la propos1t1on de la maJorite de couper la po1re en 
deux avec un cred1t de 200 mill1ons de francs 

Forster-Vannini Erika (R, SG). Ich kann für mich 1n An­
spruch nehmen, dass ich mich seit zwanzig Jahren mit die-
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sem Thema befasse Bereits vor zwanzig Jahren habe ich 
mich 1m St. Galler Stadtparlament, damals noch als junge 
Politikerin, /ur den Versuch einer Tagesschule in der Stadt 
St Gallen eingesetzt. Ich wurde für mein Engagement 1n 
dieser Sache - das konnen Sie mir glauben - von meiner ei­
genen Partei nicht gerade gelobt. Seither habe ich überall 
m1tgew1rkt. wenn es darum ging, der Sache «familienergan­
zende Betreuungsplatze» zum Durchbruch zu verhelfen. 
Das Thema 1st für mich also keineswegs neu, und ich we1ss 
um die Notwendigkeit von Betreuungsplatzen. Noch immer 
hinkt landesweit, mit Ausnahme des Kantons Tessin das 
Angebot der Nachfrage hinterher. Die Zahlen sind bekannt· 
45 Prozent der Schulkinder verbringen ihre Zeit ausserhalb 
der Schule unbetreut. Für Mutter mit Kleinkindern ausser­
halb der grossen Agglomerationen ist die Ausubung eines 
Berufes praktisch unmoglich. Dank privater und kommunaler 
ln1t1at1ve und dank hartnäckigem Lobby1ng und der Aufkla­
rungsarbe1t der Frauenorgan1sat1onen sind 1n den letzten 
fünf Jahren zahlreiche neue Betreuungsplatze entstanden. 
Sie stellen indessen nur den beruhmten Tropfen auf den 
he1ssen Stein dar 
Meine uneingeschrankte Zustimmung zu dieser Vorlage 
ware daher e1gentl1ch nahe liegend Wenn dem nicht so 1st, 
so deshalb, weil die Vorlage bei naherem Hinsehen noch zu 
viele Fragen offen lasst. Die Frage, die sich vor allem stellt, 
1st die, ob und wie der Bund hier eingreifen soll und kann 
B1ldungspol1t1k auf der Volksschulstufe 1st Sache der Kan­
tone; daran wollen wir nicht rütteln Das Impulsprogramm 
bezweckt denn auch, wie es 1n der Botschaft zu lesen 1st 
keine Zentral1s1erung einer in den Zuständ1gke1tsbere1ch de; 
Kantone und Gemeinden fallenden Aufgabe. Die unteren 
Ebenen sollen die ln1t1at1ve ergreifen Der Bund soll seine 
Unterstutzung nur gewähren, wenn die Kantone und die Ge­
meinden oder Dritte ihren Beitrag leisten. Einer zeitlich und 
finanziell l1m1t1erten Anstossf1nanz1erung durch den Bund in 
der Hohe, wie sie der Nationalrat verlangt, konnte ich wohl 
eher zustimmen, wenn Gewähr bestunde, dass das Geld an 
die Kantone geht mit dem klar def1n1erten Auftrag, ein auf die 
kantonalen Verhältnisse zugeschnittenes Impulsprogramm 
zu formulieren und die vom Bund zugewiesenen Mittel ent­
sprechend einzusetzen 
Nur damit kann sichergestellt werden, dass in Bern nicht ein 
grosser admin1strat1ver Apparat aufgezogen wird, welcher 
unerwünschte Doppelspurigke1ten zu den kantonalen Bew1l­
l1gungsverfahren /ur die Einrichtung von Krippen und Tages­
strukturen schafft. 
Die Erfahrung zeigt, dass oftmals privat mit viel Enthusias­
mus initiierte Mittagstische scheitern, weil die nachhaltige 
Weiterfuhrung die Kratte eines Vereins ubersteigt und weil 
vielerorts wegen mangelnder Unterstützung durch die Ge­
meinde die ln1t1at1ve nach wenigen Jahren 1n sich zusam­
menbricht 
Im Übrigen liegt namentlich 1n städtischen Gebieten, 1n wel­
chen die mentalen Hürden bei den Behorden, Politikern und 
St1mmberecht1gten allmählich gefallen sind, das Problem 
nicht 1n erster L1n1e bei dem Willen und den f1nanz1ellen Mit­
teln, sondern bei den geeigneten Rauml1chke1ten und insbe­
sondere bei ausreichend geschultem Personal. Im Bericht 
der SGK-NR (Ziff. 2.7) konnen Sie dazu Aufschlussreiches 
lesen: «Bei der Kinderbetreuung - wie auch in anderen so­
zialen und medizinischen Bereichen - mangelt es 1n der 
Schweiz unbestrittenermassen an qual1f1z1ertem Personal 
Trotz der relativ geringen Zunahme an Betreuungsplatzen 
genügte die Entwicklung doch, um den Arbeitsmarkt in 
diesem Sektor auszutrocknen Dieser Personalmangel 
konnte sich fur das Impulsprogramm als Hindernis erweisen 
Er konnte zum Teil der Entstehung von neuen und der Ver­
grosserung von bestehenden Strukturen entgegenstehen ... 
Trotz des neuen Berufsbildungsgesetzes durfte die Lage Je­
doch kritisch bleiben. Daher wird man auch bei der Real1s1e­
rung des Impulsprogramms zu einer Verbesserung beitra­
gen müssen, indem bei der Gewahrung von Finanzhilfen die 
Kosten für die Lehrlingsausb1ldung gesondert berucksichtigt 
werden » Wenn Bundesgeld via ein kantonales Impulspro­
gramm 1n die Ausbildung für W1edere1nste1gerinnen fliessen 

würde, geschähe möglicherweise etwas ausserordentl1ch 
Sinnvolles. Auch die eidgenössische Anerkennung des Be­
rufs der Kleinkindererzieherin und der Krippenleiterin ware 
durchaus wünschenswert. 
Sie sehen, es sind noch viele Frage offen Ich bin deshalb 
überzeugt, dass ein limitiertes finanzielles Engagement des 
Bundes, 1m Sinne des Bundesrates und der Minderheit 1, /ur 
den Anstoss von fam1l1energanzenden Betreuungsplatzen 
z1elführender 1st. 
Ich bitte Sie deshalb, einzutreten und dem Antrag der Min­
derheit I zuzustimmen. 

Stähelin Philipp (C, TG): Die Schaffung von famil1energan­
zenden Betreuungsplatzen /ur Kinder 1st 1n der heutigen Zeit 
schlicht eine fam1l1enpol1t1sche Notwendigkeit Es fehlt heute 
vielerorts an solchen Kinderbetreuungsplatzen Obwohl die 
S1tuat1on erkannt ist, trotz der ringsum anerkannten Notwen­
digkeit, wird ohne einen kräftigen Anstoss des Staates kaum 
Abhilfe geschaffen werden konnen. Ich kann aus eigener Er­
fahrung und Anschauung festhalten, dass es neue Einrich­
tungen schwer haben, in Schuss zu kommen. Ebenso stelle 
ich fest, dass aber einmal etablierte Betreuungsmogl1chke1-
ten dann tatsachlich bleiben und bluhen, weil sie eben eine 
Lucke füllen Naturl1ch wäre es schon, wenn die Fam1l1e al­
lein /ur die Geborgenheit und das Hineinwachsen ihrer Kin­
der 1n die Gesellschaft sorgen könnte. Aber wir alle wissen, 
dass die realen Verhaltn1sse, insbesondere die Arbeitswelt, 
aber auch schulische Bedingungen, das nicht mehr mogl1ch 
machen Darunter dürfen aber nicht die Kinder leiden, und 
dies darf auch nicht zum Verzicht auf Kinder fuhren Die Kin­
der mussen anderen Kindern und auch Erwachsenen be­
gegnen können. Sie mussen soziale Kontakte und Gemein­
schaftssinn entwickeln konnen, und dies nicht einfach auf 
der Gasse und nicht einfach vor der Fernsehröhre Es 
braucht ein System von Krippen, Horten, Tagesschulen, M1t­
tagst1schen und anderen Betreuungsformen. Dies scheint 
mir heute auch weit herum unbestritten zu sein. Wenn wir 
uber die eigenen Landesgrenzen hinausschauen, konnen 
wir auch feststellen, dass solche Einrichtungen durchaus zur 
Starkung der Fam1l1e als gesellschaftlicher Grundstruktur 
führen konnen. Dies ist ja hier unser Ziel 
So weit, so gut Wenn aber auch diese Vorlage einen Pfer­
defuss aufweist, dann liegt er insbesondere bei der Vertei­
lung der Zuständigkeiten 1n unserem Staatssystem und bei 
der Frage, auf welcher Ebene nach den Prinzipien der Sub­
sidiaritat die Aufgabe, für fam1l1energanzende Betreuungs­
strukturen zu sorgen, anzusiedeln ist. Ist sie bei Privaten 
und der Wirtschaft allein, bei Gemeinden, Kantonen oder 
eben auch beim Bund anzusiedeln? 
In der langerfrist1gen Optik sehe ich die familienerganzende 
Kinderbetreuung volllg klar nicht als Bundesaufgabe Ich 
meine sogar, dass hier auch die Kantone in der Subs1d1ari­
tatsleiter tendenziell zu hoch sind Insbesondere muss es 
nicht ihre Rolle sein, die Trägerschaft von Einrichtungen zu 
ubernehmen und diese gar selbst zu fuhren Hingegen sehe 
ich die Aufsicht bei ihnen, und diese uben sie ja auf,:;irund 
der Pflegekinderverordnung auch bereits uber weite Stre­
cken aus. Kinderbetreuung bleibt aber eine lokale Aufgabe 
Sie bleibt damit primar auf der Gemeindeebene angesiedelt, 
wobei zu berucks1cht1gen ist, dass viele Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer ihren Arbeitsort ausserhalb des Wohnorts 
haben, ja selbst ausserhalb des Wohnkantons, in dem sie 
ihre Steuern zahlen Es geht mir aber 1n der Stufung der 
Zustand1gke1ten insbesondere auch darum. die Privaten -
und dabei vor allem die Arbeitgeber, aber auch die Eltern 
selbst - nicht aus der Verantwortung zu entlassen 
Gerade aus diesem Grund gehen die Lasten 1m Ubrigen 
auch nach Auslauten des vorgesehenen Bundesprogram­
mes nicht einfach auf die Kantone uber Die Kantone treten 
nachher nicht automatisch an die Stelle des Bundes. Ich 
glaube, auch das müssen wir berucksicht1gen. 
Unsere Vorlage darf nach dem Gesagten nicht dazu fuhren, 
dass die fam1l1energanzende Kinderbetreuung zur neuen 
bleibenden Bundesaufgabe wird. Die Idee einer Anstossf1-
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nanz1erung 1st ein richtiger Weg, weil nur der Bund innert 
nutzl1cher Frist flachendeckend wirken und dem Grundge­
danken zum Durchbruch verhelfen kann. Ich bin deshalb fur 
Eintreten. Ich bitte Sie, den Ruckwe1sungsantrag Hess abzu­
lehnen 
Die erste Frage haben wir in der Komm1ss1on - wenn ich 
mich richtig erinnere, aufgrund eines Votums von Kollege 
Jenny - durchaus geklärt. Wir haben in Artikel 2 eine etwas 
flexiblere Formulierung, und ich glaube, das sei auch not­
wendig Wir konnen uns nicht nur auf neue Platze beschran­
ken Wenn wir nur neu geschaffene Betreuungsplätze 
subventionieren wollen dann wird diese Bestimmung mit 
S1cherhe1t umgangen ~erden können. Im Übrigen geht es 
auch darum, dass wir qual1tat1ve Steigerungen von einer un­
teren auf eine hohere Angebotsebene mittragen können. 
Das gehort nach unserer D1skuss1on 1n der Komm1ss1on 
auch dazu 
Ich meine auch, dass sich die zweite Frage grundsatzl1ch bei 
Jeder neuen Aufgabe und jeder neuen Ausgabe stellt, die wir 
beschltessen Wir haben das immer gespürt, die Schulden­
bremse schwebte - quast als Damoklesschwert - dte ganze 
Zeit uber den Beratungen der Kommission Die Schulden­
bremse allein Kann nicht dazu fuhren, dass nun jegliche 
Rechtsetzung zu neuen Aufgaben hintangestellt wird. Wir 
mussen bei der Budget1erung 1n aller Selbstverständlichkeit 
Jeweils auch die Prioritäten wieder neu setzen. 
Kollege Hess hat auch noch einmal die fehlende Vernehm­
lassungsrunde bei den Kantonen angesprochen. Das 1st auf 
der einen Seite bedauerlich. Auf der anderen Seite liegt ein 
Papier der Konferenz der Kantonsreg1erungen vom 21. Juni 
vor. Es enthalt zwei wesentliche Punkte· 
1. Das Anliegen sei 1nhaltl1ch weitgehend unbestritten; dies 
geht insbesondere auch aus der oben aufgefuhrten Stel­
lungnahme der Sozialdirektorenkonferenz hervor. 
2. Es würde deshalb von weiten Kreisen kaum verstanden, 
wenn die Kantone aus formellen Gründen die Behandlung 
verzogern wurden 
Obschon dann naturltch auch klar gesagt sei, dass das feh­
lende Vernehmlassungsverfahren einen gravierenden Man­
gel darstellt, ich teile diese Auffassung Ich meine aber, dass 
sich 1n einem steh nun abzeichnenden Differenzbereini­
gungsverfahren mit dem Nationalrat genugend Gelegenheit 
ergeben wird, hier noch einmal die klare, ausdruckliche Stel­
lungnahme der Kantone einzuholen. Ich würde ein solches 
Vorgehen vorziehen. 
Be1m Ganzen darf es mit unserer Vorlage klarerweise nicht 
zum Aufbau administrativer Bundesstrukturen mit ihrem 
Hang zu immer währendem Bestand kommen Die Bundes­
ebene muss sich der positiven Einflussnahme auf dte Fam1l1-
enpol1t1k des Landes nach dem erfolgreichen Anstoss 
wieder entledigen konnen, um keine Daueraufgabe entste­
hen zu lassen Wir geben den Impuls, wir durfen aber nicht 
ein Antiprogramm zur Neugestaltung des F1nanzausgle1ches 
und der Aufgaben (NFA) entstehen lassen - damit greife ich 
noch einmal das Wort des Kollegen Hess Hans auf. Wir ha­
ben auch darüber gesprochen - und ich habe das 1n der 
Komm1ss1on sogar in diesem Sinne angeregt-, formell in Ar­
tikel 9 des Gesetzes festzuhalten, dass dieses nur bis zum 
vollstand1gen Inkrafttreten der NFA gelten solle Ich habe 
meinen Antrag dann zurückgezogen, weil diese Dauer fur 
den erfolgreichen Anstoss unseres Anliegens, wenn wir das 
NFA-Projekt reibungslos und gemäss den bisherigen zeit­
lichen Vorstellungen durchziehen konnen, dann allzu kurz 
bemessen wäre. Ich mochte aber hier und heute klar festhal­
ten, dass dieses Bundesgesetz befristet angelegt 1st und be­
fristet bleiben muss Nur so ist das gegenuber der NFA kein 
Stilbruch - dann bin ich gleicher Auffassung 
Unter dieser Voraussetzung stimme ich ihm auch klar zu und 
tue dies dann auch mit Uberzeugung Ich bitte Sie, das auch 
zu tun. 

Präsident (Plattner G1an-Reto, erster V1zepras1dent): Ich be­
nutze die Gelegenheit, um als Basler den Herren im Saal 
«Hitzeferien» zu geben Sie wissen, dass wir das in unse­
rem Kanton schon seit rund funfz1g Jahren haben Sie dur-
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fen also Ihren Kittel ausziehen, denn die Temperatur liegt 
schon morgens um halb zehn auf über 23 Grad. 

Studer Jean (S, NE)· Les preopinants ont d1t des choses 1n­
tell1gentes sur ce suJet. Je me rappelle toujours ce que d1sa1t 
l'anc1en conse1ller aux Etats Jean-Franc;:ois Aubert· «Heu­
reux celu1 qu1 n'a nen ä d1re et qui neanmoins se ta1t!» Par 
consequent, quand on intervient apres que des choses 1ntel­
l1gentes ont ete d1tes, on est tente de se taire. Mais ce n'est 
pas ce que Je va1s faire pu1sque j'a1 demande ä prendre la 
parole. Je veux ev1ter de repeter ce qu1 a ete d1t, ma1s je vou­
drais insister sur un point qui me para1t tres 1mportant. la 
cred1b1l1te des part1s pol1t1ques. 
J'ai relu les programmes des part1s pol1t1ques pour la leg1sla­
ture 1999-2003. tous les part1s pol1t1ques ont mis comme 
point fort de leur programme la pol1t1que fam1l1ale et en part1-
cul1er l'a1de qu1 do1t etre accordee pour la pnse en charge 
des enfants. On l'a d'a1lleurs repete il n'y a pas s1 longtemps, 
ä savo1r dans la campagne precedant la votat1on sur le re­
gime du delai J'ai cru entendre dans le Jura qu'en Su1sse 
centrale, ce week-end, on ava1t dejä annonce que ce sera1t, 
en tout cas pour un grand parti pol1tique, egalement son 
point fort pour la legislature 2003-2007. Non seulement les 
partis politiques estiment tous qu'1I taut faire quelque chose 
dans ce domaine, mais aussi les partena1res soc1aux. Mme 
Langenberger a fa1t reference ä la mobiHsat1on de l'Un1o_n 
patronale suisse l'annee passee, qu1 est 1ntervenue aux co­
tes de Pro Fam1lia et de Pro Juventute pour appeler publ1-
quement ä la creat1on de nouvelles places d'accueil pour les 
enfants. 
On ment1onne les part1s pol1t1ques et les partena1res so­
ciaux mais on fait aussi reference aux organisat1ons 1nter­
nat1o~ales lorsqu'1I s'ag1t de dynamiser notre economie 
Dans un rapport assez recent, l'OCDE releve que si les 
coüts que nous consacrons dans notre pays a la format1on 
supeneure sont b1en eleves par rapport aux standards de 
l'OCDE 1ls sont extremement bas en ce qu1 concerne la 
pnse e~ charge des enfants en äge prescolaire; en fa1t, nous 
venons Juste apres l'lrlande et la Turquie 
Auss1, Je su1s d'av1s que, des lors que l'ensemble des part1s 
pol1tiques estiment qu'1I faul faire quelque chose dans ce do­
maine et que l'occas1on est offerte de faire quelque chose, 
on ne peut pas continuellement renvoyer notre dec1s1?n sur 
ces quest1ons, sauf a n'etre plus cred1bles pour notre electo­
rat Sous cet angle-la, Je vous 1nv1te egalement a entrer en 
mattere. 
S'ag1ssant des deux points que releva1t M Hess Hans: ce 
que nous souha1tons, c'est une impulsion, ce n'est pas. un 
subvent1onnement Et c'est parce que nous voulons une 1m­
puls1on que l'argent que la Confederat1on do1t mettre a d1s­
position doit aller a des places nouvellement creees. que ce 
s01ent celles de nouvelles inst1tut1ons ou celles d'1nst1tutions 
existantes qui fera1ent un effort supplementaire Permettre a 
cet argen! d'aller d1rectement au f1nancement de places 
ex1stantes, ce sera1t coum le grand nsque que notre effort ne 
soit pas ponctuel ma1s durable, et celui de transformer en 
l'etat cette a1de en subvent1onnement. 
S'ag1ssant du frein a l'endettement· j'a1 toujours ete d'av1s 
que Je frein a l'endettement eta1t la negat1on de la dec1sion 
pol1tique. C'est d'ailleurs pour cela que Je l'a1 combattu. Mais 
Je ne crois pas qu'on puisse aujourd'hui mettre en parallele 
la necess1te, reconnue largement, d'1ntervenir dans le sec­
teur de la prise en charge extrafamil1ale des enfants avec les 
questions liees au frein a l'endettement - sur lesquelles, Je 
pense, nous aurons l'occas1on de debattre longuement lors­
que nous aborderons le budget 2003 -, sauf a admettre 
alors que plus aucune depense n'est poss1ble, dans quelque 
secteur que ce so1t, avant de conna1tre l'effet du mecanisme 
du frein a l'endettement sur le budget 2003. 
Je vous 1nv1te des lors a entrer en mat1ere et a reJeter la pro­
pos1t1on de renvo1 Hess Hans a la commission 

Jenny This (V, GL): Eintreten 1st fur mich unbestritten Ich 
mochte Sie allerdings bitten, 1n der Detailberatung dem An-
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trag der M1nderhe1t I zur Vorlage 2 (Art. 1 Abs. 1) zuzustim­
men. Dieser sieht bekanntlich vor, dem Bundesrat zu folgen 
und nur viermal 25 Millionen Franken zu sprechen, im Ge­
gensatz zur Komm1ss1onsmehrhe1t, die viermal 50 M1ll1onen 
Franken bereitstellen will. Auch wenn die Anliegen und Argu­
mente der Mehrheit noch so berechtigt sein mogen· Es feh­
len uns auf Bundesebene schlicht die finanziellen Mittel, um 
diesen an und für sich legitimen Wünschen zu entsprechen. 
Die finanziellen Perspektiven haben sich erneut drastisch 
verschlechtert, das wissen wir alle. Angesichts neuer Def1-
z1te, die sich bereits heute deutlich abzeichnen, und ange­
sichts einer Schuldenlast von weit über 100 Milliarden 
Franken ware es verantwortungslos, dem Staat neue Aufga­
ben zu übertragen, die eindeutig nicht in seinen Verantwor­
tungsbereich gehoren. Die massiven Def1z1te der Neunz1ger­
jahre sind primar darauf zuruckzufuhren, dass der offentl1-
chen Hand zu viele Aufgaben ubertragen wurden, die sich 
spater nicht mehr finanzieren l1essen Den gleichen Fehler 
sollte man ohne Not nicht zweimal machen Grundsatzl1ch 
gehören Massnahmen wie fam1l1energanzende Betreuungs­
plätze zu den Kernkompetenzen der Gemeinden und Kan­
tone. Diese Aufgaben sind in der Vergangenheit 1n der Regel 
auch gut gelost worden, sodass kein Anlass besteht, hier 
uber Gebuhr einzugreifen. Jedenfalls ist nach wie vor ein 
ProJekt hangig, welches den Finanzausgleich auf neue 
Grundlagen stellen und eine Entflechtung der Aufgaben von 
Bund und Kantonen herbe1fuhren will. Darum ist es nicht 
sehr sinnvoll, wenn dem Bund kurz vor Beginn der Beratun­
gen zum neuen Finanzausgleich neue Aufgaben zugewie­
sen werden und sich diese Zuweisung dann als nicht 
stufengerecht erweisen konnte. Ihnen allen sind die unzähli­
gen Gemeindeversammlungen sattsam bekannt, wo insbe­
sondere mit dem Argument gefochten wird, dass man dieser 
oder Jener Vorlage unter allen Umstanden zustimmen soll, 
weil der Bund ja sowieso 40 bis 50 Prozent m1tf1nanz1eren 
werde. Dass das nicht der richtige Weg 1st, 1st uns allen klar 
und muss nicht mehr erortert werden Diesem Unsinn kann 
aber nur begegnet werden, wenn dort, wo entschieden wird, 
letztlich auch bezahlt werden muss. 
Diesen Pfad und Grundsatz wollen wir mit dieser Vorlage lei­
der bereits wieder verlassen Um richtig verstanden zu wer­
den: Ich bin nicht gegen fam1l1energanzende Betreuungs­
platze, überhaupt nicht Im Gegenteil, ich habe mich wie Kol­
legin Forster 1m Gemeinderat immer stark für Kinderkrippen 
engagiert Wir haben solche 1n Glarus auch jahrzehntelang 
betrieben. Bei dieser Vorlage sind aber offenbar gerade be­
stehende lnst1tut1onen ausgeschlossen, also all jene, die mit 
sehr grossem personl1chem Engagement dafur gesorgt ha­
ben, dass solche Kinderkrippen betrieben worden sind. Ge­
nau diese sind Jetzt ausgeschlossen 
Obwohl das, was hier vorliegt, aus meiner Sicht eindeutig 
der falsche Weg ist, bin ich bereit, dem Bundesrat zu folgen 
und viermal 25 Millionen Franken zu sprechen, denn Fam1-
l1en mit kleinen Einkommen und speziell Alleinerziehende 
sind in der Schweiz tatsachl1ch nicht zu beneiden und auf fa­
m1l1energanzende Betreuungsplatze angewiesen. Das we1ss 
ich aus ureigener Erfahrung bestens. Ein solcher Platz kos­
tet gegen 2000 Franken pro Monat, und das 1st sozial Be­
nachte1l1gten schlichtweg nicht zuzumuten Gerade deshalb 
1st es aber w1cht1g, dass all jene, die nicht zu dieser Katego­
rie gehören, die Vollkosten zu ubernehmen haben, denn sie 
sind in Tat und Wahrheit auf die staatliche Unterstützung 
nicht angewiesen. Diese Differenzierung kann aber nur von 
den Gemeinden und nicht vom Bund vorgenommen werden 
Nun wird von den Befürwortern naturl1ch sofort damit argu­
mentiert, dass ja viel mehr Geld in die Volkswirtschaft zu­
ruckfl1essen werde, als wir Je hineinzustecken gedenken -
dies, da durch die erhohte Erwerbstat1gke1t der Frauen mehr 
Steuereinnahmen und Sozialabgaben zuruckfl1essen wur­
den. Das mag teilweise sogar stimmen, aber es ware in an­
deren Bereichen ebenfalls der Fall. Deshalb kame es uns 
auch nicht 1n den Sinn, allen Staatsbediensteten ab morgen 
flachendeckend 20 Prozent mehr Lohn auszubezahlen, ob­
wohl volkswirtschaftlich nachwe1sl1ch auch wieder etwas 
zurückfl1essen wurde Ich hore auch immer wieder den Ein-

wand, dass wir aufgrund der demographischen Entwicklung 
zwingend auf grossere Fam1l1en angewiesen seien u1d der 
Bund fur entsprechende Impulse zu sorgen habe Diese Ar­
gumentation wurde ich allerdings nicht allzu stark gew,chten 
Nur sehr wenige Fam1l1en ziehen Kinderkrippen 1n ihre Fami­
lienplanung mit ein. Ebenfalls wird es in unserer Gesell­
schaft noch andere Motive geben, eine Familie zu grunden, 
als Kinderkrippen. 
Trotz meiner grundsatzl1chen Bedenken mochte ich S1e im 
Sinne der allenfalls tatsachl1ch prof1t1erenden Kinder bitten, 
auf die Vorlage einzutreten und bei der Vorlage 2 der Min­
derheit 1 - «gemass Bundesrat» - zu folgen. Ich hoffe aber 
sehr, dass nicht ein Grosste1I der bereitgestellten Mittel wie­
der 1n die Ballungszentren fllessen wird und dass sich die 
Bergregionen nicht mit Brosamen zu begnügen haben 

Berger Michele (R, NE): Tout d'abord, Je tiens a vous an­
noncer mes 1nterets en vous d1sant que Je suis pres1dente de 
Pro Fam1lia Su1sse et que l'obJet dont nous avons a debattre 
auJourd'hu1 me t1ent part1cul1erement a coeur 
Je t1ens egalement a vous rappeler qu'en 2001, en compa­
gn1e de Pro Fam1l1a et Pro Juventute, l'Un1on patronale 
su1sse a presente un rapport de polit1que famil1ale 1nt1tule 
«Concil1er vie de famille et activite profess1onnelle» J'a1me­
ra1s prec1ser que ce rapport aff1rme qu'une politique fam1l1ale 
liberale et moderne doit permettre aux femmes comme aux 
hommes de mieux concilier la vie fam1l1ale et l'act1v1te pro­
fess1onnelle. L.:Un1on patronale suisse reconna11 que. pour 
cela, des adaptat1ons s'imposent dans toutes sortes de do­
maines. horaires de trava1I modernes, prise en charge des 
enfants et des adolescents, mod1f1cat1on des structures sco­
laires, correct1on f1scale, etc Elles 1mpl1quent un engage­
ment de toutes les part1es a tous les n1veaux. Les parents. 
les employeurs, les organismes pr1ves, les ecoles et les 
communes do1vent mettre en place ensemble des solutions 
pragmatiques dans le cadre etroit de la commune, de la re­
g1on et du canton pour amel1orer la s1tuation des parents 
exen;:ant une activite lucrative ou des personnes profess1on­
nellement act1ves qu1 elevent aussi, seules, des enfants Les 
proJets de pol1t1que fam1l1ale devront avo1r pour caracteristi­
que principale d'etre compat1bles avec le bien des enfants. 
Tel est donc le credo de l'Un1on patronale su1sse, et cec1 
sans vouloir intervenir dans la vie privee des familles, ma1s 
en etant leur partena1re dans le monde du trava1I. 
II laut encore prec1ser qu'en 1992 deJa, la Commission fede­
rale pour les quest1ons feminines ava1t presente un rapport 
sur les structures d'accue1I pour les enfants, a1ns1 qt..e des 
recommandat1ons Cela fa1t donc d1x ans deJa 
Ce constat etant fa1t, je ne reviendrai pas sur les grandes 
l1gnes du projet dont nous avons a debattre auJourd'hu1 Je 
me contenterai de developper quelques elements cles de re­
flexion pour tenter de vous conva1ncre d'adopter le proJet tel 
que l'a decide le Conseil national, sous reserve des deux 
propositions de minorite Studer Jean, que je vous inv1te a 
souten1r 
1. Nous l'avons deja tous constate, la penurie des places 
d'accueil extrafamiliales pour les enfants est devenue une 
ev1dence. 65 pour cent des femmes ayant un ou des enfants 
en dessous de 15 ans trava1llent, par obligation ou par cho1x. 
L.:1mage trad1t1onnelle de la fam1lle dependant d'un seul sa­
la1re correspond de moins en mo1ns a la real1M Un 
deux1eme sala1re est tres souvent necessa1re pour qu'un 
menage pu1sse Joindre les deux bouts D'autres femmes, 
gräce a leurs poss1bil1tes de format1on et d'emplo1. decident 
de dresser des plans de carnere 
2. D'autres l'ont d1t avant moi, l'applicat1on de l'ordonnance 
reglant le placement d'enfants n'est pas egale dans tous les 
cantons. II en resulte que des init1at1ves communales sont in­
sufflsantes en regard des beso1ns, et des possib1l1tes ac­
crues aident les fam1lles a organ1ser leur vie quot1d1enne 
Des parents s'occupant seuls de l'education de leurs enfants 
dependent Justement de ces structures d'accueil exterieures 
afin de pouvoir concilier activite profess1onnelle, education 
des enfants et travail domest1que. 
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3. Je m'adresse plus spec1alement ä M. Hess qui, meme ab­
sent, m'entendra peut-etre. Selon une etude zunchoise, l'uti­
lite soc1oeconom1que des places d'accue1I pour enfants 
rapporte ä la v1lle des recettes f1scales supplementa1res et 
d1m1nue les coQts de l'a1de soc1ale J'estime donc qu'1I con­
vient auss1 de cons1derer la depense de 100 m1ll1ons de 
francs par an comme un 1nvest1ssement pour le futur et non 
comme une depense qu1 greve le budget de !'Etat. Les pro­
Ject1ons qui sont fa1tes ä Zurich permettent de cro1re pour la 
Su1sse ä un retour sur invest1ssement d'env1ron 150 m1llions 
de francs pour les recettes f1scales et que des economies au 
niveau des serv1ces sociaux seront real1sees pour environ la 
meme somme, ce qui n'est pas negl1geable. 
4. J'a1merais dire que le grand mente de ce proJet est celu1 
d'une a1de ciblee t.:aide se fa1t au demarrage des structures 
d'accueil avec la garant1e que les places creees do1vent eire 
durables et ä meme de perdurer une fois l'aide federale ter­
minee Nous le constatons auss1 dans la creat1on des PME 
la phase la plus difficile est celle du lancement de l'entre­
pnse, car les frais d'1nvest1ssement ont eu l1eu, ma1s la ren­
tabi11te 1nterv1endra plus tard, et, pendant ce temps d1ff1c1le, 11 
faul ten1r le coup f1nanc1erement. Je rappelle encore que 
cette a1de est complementa1re aux autres sources de f1nan­
cement, qu'elles sOJent pnvees ou publ1ques, et qu'elle s'ele­
vera au maximum ä un t1ers des couts totaux. 
5. Je me plais ä relever le respect du federalisme. Nous sa­
vons - et nous sommes tous d'accord sur ce point - qu'il ap­
part1ent aux communes, voire aux cantons, de decider de 
l'augmentation des places d'accue1I. Mme Langenberger l'a 
rappele aussi, c'est par subsid1ante que le proJet stimule et 
soutient les 1nit1atives. 
J'aimera1s encore aJouter quelques elements pos1t1fs con­
cernant le milliard de francs prevu pour l'ensemble du pro­
gramme d'1mpuls1on La commission reconna1t que l'evalua­
t1on des beso1ns est d1ff1cile, c'est pourquo1 eile prevo1t qu'1I 
faudra, a chaque exercice budgeta1re, determiner un mon­
tan! proche des besoins. De plus, 11 y aura une evaluat1on 1n­
termedia1re des resultats du programme au niveau des pla­
ces creees et des besoins financ1ers. Ainsi la somme 
env1sagee ne sera degagee qu'en cas de beso1n Elle pourra 
etre rem1se en quest1on pu1squ'il y aura des evaluations 1n­
termed1a1res. 
Je me permets quand meme de faire une remarque encore 
sur l'argumentat1on developpee par la minorite de la com­
m1ss1on du Conseil national (00.403, rapport de la CSSS-CN 
du 22 fevner 2002, eh 2.8). Elle met en doute la subsidia­
rite, l'autonomie communale, les f1nances federales et l'effl­
cacite du programme d'1mpulsion en 28 l1gnes! C'est peu 
cred1ble pour t1rer ä boulets rouges sur un beso1n qu1 do1t 
permettre aux femmes et aux hommes de, et Je c1te 1c1 le 
credo rad1cal, «cho1s1r librement leur forme de v1e et organ1-
ser en consequence leur fam1lle, leur röle de parent et leur 
act1v1te professionnelle». 
II convient encore de prec1ser que, par rapport ä d'autres 
pays europeens, Ja Suisse a 1c1 un grand beso1n de rattra­
page. Etant donne Je grand defic1t de l'offre de places dans 
les creches, 11 est necessa1re de soutenir des 1mpuls1ons de 
depart l1m1tees dans le temps, comme cela a deja ete fa1t 
dans d'autres domaines ou des programmes de promot1on 
ont ete lances - par exemple, le tounsme et l'energ1e 
J'aimera1s insister sur la position des femmes dans Ja so­
c1ete. Elle s'est profondement transformee. La format1on et 
Je perfect1onnement profess1onnels dev1ennent une neces­
s1te quasi 1ncontournable. A1ns1, toute sort1e prolongee de la 
v1e profess1onnelle a des repercussions sur les poss1b1lites 
de re1nsert1on ulteneure. Le taux de part1c1pat1on des fem­
mes au monde du travail a beaucoup augmente dans notre 
pays et la tendance ne fa1t que cro1tre En termes d'emplo1 ä 
temps part1el, Ja Suisse occupe une posit1on dans Je peloton 
de täte des pays du monde occ1dental 
Fondamentalement, nous reconna1ssons que Ja v1e des ta­
m1lles do1t cont1nuer de s'organ1ser de fa9on autonome et 
responsable II ne s'ag1t donc pas de deleguer des täches fa­
miliales aux pouvoirs publ1cs, mais au contra1re de renforcer 
l'autonom1e des familles. 
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Le renforcement de l'autonom1e fam1l1ale passe par des in­
vestissements qui apparaissent aujourd'hu1 indispensables. 
AuJourd'hu1, ce n'est donc plus la pol1t1que fam1l1ale qu1 de­
termine l'act1v1te profess1onnelle des deux parents, ma1s 
b1en l'1ntegrat1on des parents dans le monde du trava1l qu1 1n­
fluence la pol1t1que fam1l1ale 
Notre Const1tut1on federale, ä l'art1cle 41, d1t· «La Confede­
rat1on et les cantons s'engagent, en complement de la res­
ponsab1l1te ind1v1duelle et de l'1n1t1at1ve pnvee, ä ce que .... c. 
les fam1lles en tant que communautes d'adultes et d'enfants 
sOJent protegees et encouragees » II en decoule que les pa­
rents sont pnonta1rement responsables de leurs enfants et 
que l'Etat apporte son concours ä t1tre subs1d1a1re La Confe­
deration et les cantons ve1llent uniquement ä ma1ntenir ou ä 
creer des structures d'accueil favorables aux fam1lles. Ains1, 
afin de mieux ten1r compte des mutat1ons soc1olog1ques, 11 
laut amel1orer l'integration au monde du travail tout en favon­
sant l'exerc1ce des responsab1l1tes fam1l1ales. C'est b1en ce 
que propose le proJet 1ssu de !'initiative parlementa1re Fehr 
Jacqueline 
Je vous demande de soutenir Je projet dans son integral1te 
ainsi que la propos1t1on de m1nonte Studer Jean a l'art1cle 5 
du projet 1. 
J'a1merais encore dire que Je su1s effaree par Ja proposition 
de renvoi Hess Hans ä Ja comm1ss1on. On remarque que la 
pol1t1que fam1l1ale est toujours Je parent pauvre de Ja pol1ti­
que. C'est touJours trop eher, ce n'est jamais Je bon moment. 
Le paquet f1scal, dont nous aurons ä debattre prochaine­
ment, est remis au calendes grecques. Cela fa1t d1x ans, 
comme Je l'a1 dit, que la Comm1ss1on federale pour les ques­
t1ons feminines propose d'amel1orer les structures d'accue1I 
pour les enfants Cela fa1t d1x ans, et touJours nenl 
J'a1mera1s d1re auss1 que nous sommes des parents d'en­
fants qu1 ont eux-memes des enfants Si les deux parents 
trava1llent, nous constatons comb1en c'est la cro1x et la ban­
n1ere pour obten1r une place dans une creche ou pour trou­
ver une maman de Jour. Les parents sont sur des l1stes 
d'attente, mais le trava1l, lu1, n'attend pasl 
Je vous demande donc de reJeler la propos1t1on de renvo1 
Hess Hans ä la comm1ss1on 

Schmid Carlo (C, Al): Wenn ich meiner Überzeugung fol­
gen könnte, musste ich an sich einen Nichteintretensantrag 
stellen. Ich will das allerdings aus Gründen, die ich Jetzt nicht 
weiter auszuführen habe, diesmal unterlassen. Ich kann 
dann aber dieser Vorlage 1n der Gesamtabstimmung nicht 
zustimmen. Warum? 
Zunachst einmal - ich kann nicht aus meiner Haut - bin ich 
der Auffassung, dass Artikel 116 Absatz 1 der Bundesver­
fassung keine hinreichende verfassungsmass1ge Grundlage 
!ur das 1st, was Sie Jetzt vorschlagen Der erste Satz von Ar­
tikel 116 Absatz 1 der Bundesverfassung kommt nicht in­
frage: «Der Bund berucks1cht1gt bei der Erfullung seiner 
Aufgaben die Bedürfnisse der Fam1l1e » Die Anstossf1nan­
zierung !ur Tagesstrukturen 1st keine genuine Aufgabe des 
Bundes; hier kann er sich also nicht eine Kompetenz «erwirt­
schaften», die er nicht vorher schon hat. Der zwe,te Satz -
da kommt eine gesellschaftspolit1sche Ansicht zum Tragen, 
die man hat oder die man nicht hat. Der Bund «kann Mass­
nahmen zum Schutz der Fam1l1e unterstutzen» Ist die E1n­
r1chtung von Tagesstrukturen eine Massnahme zum Schutz 
der Fam1l1e? Da habe ich meine Zweifel. Der Schutz der Fa­
m1l1e ist in meiner Lesart dann am besten gewahrle1stet, 
wenn ein Elternteil bei den Kindern ist. Das kann von mir aus 
die Mutter oder der Vater sein, da will ich gar keine ge­
schlechterspezifische Rollenaufte1lung propagieren Was 
Sie hier aber vorschlagen, 1st zum grosseren Teil ein Schutz 
der Doppelverdiener, aber nicht der Fam1l1e per se Dabei 
b1n ich gerne bereit e1nzuraumen, dass das Problem der 
Alleinerziehenden hier dann nicht gelöst 1st. Soweit es aber 
noch um die vollstand1ge Familie geht, ist hier die Frage. ob 
die Verfassung eine hinreichende Grundlage darstellt - ja 
oder nein? - aus meiner Sicht zu verneinen. 
Lassen wir das Verfassungsproblem einmal auf der Seite, so 
bin ich gerne bereit zuzugeben, dass es sich hier U'll ein An-
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liegen handelt, das ich 1n meinem Kanton ebenfalls unter­
stutze. Wir haben an der letzten Landsgemeinde eine 
entsprechende Vorlage durchgebracht, mit der wir uns in die 
Reihe der Kantone einfugen, welche diesen neuen Bedurf­
nissen Rechnung tragen wollen Damit bin ich bei meinem 
zweiten Punkt: Wer soll das tun? Ich bin der Auffassung, 
dass die Einrichtung von Tagesstrukturen - das 1st an sich 
auch Meinung dieser Vorlage - Aufgabe von Kantonen und 
Gemeinden 1st. Ich verweise Sie aber darauf, dass Artikel 1 
Absatz 2 der Vorlage 1 diesen Aufgabente1lungsgrundsatz 
naturl1ch aushöhlt 
Wenn Artikel 1 Absatz 2 sagt, die Finanzhilfen wurden nur 
ausgerichtet, wenn sich die Kantone finanziell ebenfalls an­
gemessen daran bete1l1gten, he1sst das mit anderen Worten, 
dass es wie se1nerze1t 1n der Landwirtschaft einen Druck auf 
die Subvent1onsabholere1 gibt. Wenn der Bund schon Geld 
gibt, dann soll man das Geld «in Bern» abholen Dann 1st es 
kein autonomer Entscheid der Kantone mehr, sondern es ist 
ein Entscheid, den wir hier treffen, und das widerspricht der 
Aufgabenteilung. Ich halte dafur, dass die Anstossf1nanzie­
rung in Bezug auf die Aufgabenteilung nicht gerecht 1st 
Ich komme zum dritten Punkt: Wenn man das schon unter­
stützen will, wie soll man es unterstutzen? Hier widerspricht 
die Ph1losoph1e dieser Vorlage allen Grundsatzen, die ich in 
23 Jahren praktischer Tat1gkeit in der kantonalen Pol1t1k er­
worben habe. Diese Vorlage 1st einmal mehr eine ObJekt­
f1nanz1erungsvorlage. Wir gehen hin und finanzieren Institu­
tionen. Meine Philosophie ist die Subjektfinanzierung Ich 
sehe nicht ein, warum ich mit meinem Einkommen subven­
tioniert werden soll, wenn ich bestimmte Leistungen einer 
Tagesstruktur in Anspruch nehme, ich bin aber der Auffas­
sung, dass ein Arbeitnehmer mit 50 000 Franken Einkom­
men im Jahr praktisch gratis fahren soll. Das zielgerichtete 
Aufwenden von Geld 1st uber die SubJektfinanzierung ge­
wahrle1stet, aber nicht uber die ObJektf1nanz1erung. Diesem 
Grundsatz widerspricht diese Vorlage komplett 
Das sind die Grunde, welche ich Ihnen noch mitteilen wollte 
und derentwegen ich mich mit dieser Vorlage wirklich nicht 
anfreunden kann Es geht nicht darum, dass ich dieses An­
liegen nicht teilen würde, aber ich halte es unter dem Ge­
sichtspunkt der Aufgabenteilung für falsch, wenn der Bund 
das macht, und unter dem Gesichtspunkt der sinnvollen M1t­
telallokat1on halte ich es für falsch, wenn wir das uber Ob­
jektfinanzierungen machen. 

Lauri Hans (V, BE)· E1n1ge Voten haben mich heute Morgen 
provoziert, deshalb mochte ich nur ganz kurz und nur sehr 
grundsatzl1ch auch noch etwas beitragen. 
Ich stelle fest, dass das Wort «Anstossfinanz1erung», wie es 
uber dieser Vorlage steht, fur Pol1t1kerohren immer ausge­
zeichnet tont Aber es 1st ein Wort, das die Schwierigkeiten, 
die sich daraus in der Praxis ergeben, missachtet Das gilt 
insbesondere dann, wenn etwas «angestossen» werden 
soll. das zu einem wesentlichen Teil 1m Zustand1gke1tsbe­
re1ch der Kantone liegt. Anstossf1nanz1erung, das weckt den 
Anschein, es brauche bloss einen Impuls, anschl1essend 
laufe die Sache Ja dann von selbst und erst noch in der rich­
tigen Priontat 1m Verhaltnis mit anderen Staatsau/gaben; der 
Bund könne sich wieder in Ehren zun.ickz1ehen 
Die Wirklichkeit sieht sehr oft anders aus Die Kantone er­
halten einen falschen Anreiz, vielleicht nicht h1ns1chtl1ch des 
Kerns einer Sache, aber sicher h1ns1chtl1ch des Umfangs ei­
ner erbrachten Leistung Ich halte es hier gleich, wie es Kol­
lege Schmid soeben ausgeführt hat. Ich kann mich auf 
Kantonsebene für diese Sache einsetzen, aber es ist grund­
sätzlich falsch, dass der Bund zu Beginn dieses Prozesses 
einen Anreiz in dieser Art setzt Die D1skuss1on uber dieses 
Thema 1st in den Kantonen und mit den dort vorhandenen 
Gesellschaften und Kratten zu fuhren, insbesondere ist dort 
auch die Wirtschaft mit 1n die Verantwortung einzubeziehen. 
Es gibt verschiedene Be1sp1ele von falschen so genannten 
Anstossf1nanzierungen. Das fur mich pragnanteste Beispiel 
war die Opferhilfe; dort hat der Bund in sehr grosszug1ger 
Art und Weise ein Gesetz erlassen und die Kantone ani-

m1ert, Ausgaben zu tatigen. Nach funf Jahren zog sich der 
Bund zuruck, die Kantone waren alleine, und sie mussten 
Dinge tun, die sie nach ihrer Prioritatenordnung ganz sicher 
nicht getan hätten Das ist bedauerlich. 
Ich mochte mich auch gegen die Auffassung aussprnchen. 
die heute Morgen geäussert worden 1st, namlich: dieses Ge­
schalt verstosse an sich gegen einen richtig verstandenen 
Foderal1smus, es sei aber Jetzt noch einmal durchzulassen. 
mit Beginn des NFA musse das aber andern. Wenn das die 
Meinung 1st, dann 1st Jetzt schon absehbar, dass der NFA 
eine falsche Ubung werden wird, denn dann werden wir die 
Kraft nicht haben, seine Grundsatze, die richtig sind, auch 
w1rkl1ch durchzusetzen. Auch das ware ausserordentl1ch be­
dauerlich 
Ich bin deshalb auch der Auffassung, dass es mehr als ein 
Schönheitsfehler ist, dass die Kantone hier nicht einbezogen 
wurden Die Bundesverfassung hätte uns diese Pfl1cnt klar 
auferlegt. Ich bin der festen Überzeugung, dass gute Ruck­
meldungen uber die Ausgestaltung eines solchen Geschaf­
tes gekommen waren. Jetzt 1st es aber dafür zu spat - da 
habe ich allenfalls eine andere Auffassung als Kollege Hess 
Ich bin der Kommissionsmehrheit dankbar, dass sie mit ei­
ner Reduktion der Betrage und mit anderen Korrekturen das 
Geschaft wenigstens in der Tendenz in die richtige Richtung 
gewiesen hat Ich werde deshalb dem Eintreten zustimmen 
und bin auch bereit, die Vorlage zu behandeln. Ich werde 
mich dann zu gegebener Zeit der Minderheit I im Sinne mei­
ner Erwagungen anschl1essen 
Noch ein Wort zu Kollege Hess Hans, der das Thema der 
Schuldenbremse angezogen hat. Ich bin der Auffassung -
wie das im Gesetzestext steht -, dass wir über e1ne.1 Ver­
pflichtungskredit entscheiden. Ein solcher fuhrt nicht auto­
matisch auch zu einem Zahlungskredit, der von Anfang an 
fest bestimmt wäre. Mit anderen Worten Auch wenn wir den 
Verpfl1chtungskred1t auf einem tiefen Niveau festsetzen, wer­
den wir noch eine bestimmte Handlungsfre1he1t für die Aus­
gestaltung des Zahlungskredites 1m Rahmen der Jahrlichen 
Budget1erung und auch im Rahmen der Finanzplanung ha­
ben 

Saudan Fran901se (R, GE): Je su1vra1 !'excellent conse1I de 
M. Studer parce qu'a un t1tre ou un autre, J'ai retrouve beau­
coup de mes preoccupat1ons dans toutes les interventions 
precedentes. 
Premiere preoccupat1on· le paradoxe, alors que nous som­
mes engages dans une täche enorme, extremement rnff1c1le 
de desenchevetrer les täches, d'en conf1er une nouvelle a la 
Confederat1on. 
Deuxieme preoccupation. le !rein a l'endettement Qu'on l'a1t 
soutenu ou qu'on y ait ete oppose, cette dec1s1on du peuple 
est sans appel Et une votat1on avec 85 pour cent d'approba­
tion de la part du peuple, c'est tellement rare dans notre 
pays qu'on ne peu! pas faire comme si eile n'avait pas eu 
l1eu 
Autres preoccupat1ons: d1ff1culte a trouver du personnel 
d'encadrement, en raison des d1fferences qui existent d'un 
canton a l'autre, risque 1mportant, qu1 ne peut etre nie, de 
vo1r un programme d'impulsion se transformer en des de­
penses structurelles. Quand on regarde un peu l'h1sto1re de 
la Confederation, on constate que ce nsque est non negl1-
geable, et cela me preoccupe beaucoup Neanmo1ns Je ne 
sout1endra1 pas la propos1t1on de renvo1 Hess Hans a la com­
mission, parce que Je ne cro1s pas que l'on pourra1: faire 
m1eux en commiss1on que ce que nous avons fa1t. 
Cela etant, j'a1 deux 1nquietudes sur lesquelles J'a1mera1s 
vraiment 1ns1ster. 
La prem1ere, c'est une quest1on de fond qu1 nous touche d1-
rectement Je su1s beaucoup mo1ns indulgente et J'a1 beau­
coup mo1ns de comprehens1on lorsque l'on d1t qu·on ne met 
pas le federal1sme en danger Je su1s frappee de vor que 
lorsque les cantons ne remplissent pas leurs obligat1ons, on 
transfere ces memes obl1gat1ons a la Confederat1on. Et nous 
qu1 sommes charges de defendre cette structure federale, 
nous nous laissons tenter parce que les besoins sont leg1-
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t1mes Et Je ne les conteste pas, car 1ls sont egalement ne­
cessa1res. Mais ils ne relevent pas de la constitut1on Ce 
n'est pas, a mon avis, le bon niveau Je vous rappelle que 
l'art1cle 11 de la const1tut1on met simplement l'accent sur la 
protect1on et le developpement des enfants et des Jeunes. 
C'est ma premiere 1nqu1etude. 
La deux1eme, eile t1ent bien ev1demment aux täches nouvel­
les qu'on conf1e au Departement federal de l'1nterieur Per­
sonne n'est revenu sur la declarat1on que vous avez fa1te en 
commiss1on, Madame la Conseillere federale. Lorsque vous 
avez parle de l'ampleur des täches que do1t remplir votre de­
partement, de la necess1te de mettre en place une structure, 
et en part1cul1er une structure qu1 devra juger s1 les proJets 
sont bons ou non, j'a1 cru comprendre que vous trouv1ez 
que, dans le fond. le personnel que vous avez a d1spos1t1on 
eta1t 1nsuff1sant et que le temps qu1 va vous etre impart1 eta1t 
un peu court pour real1ser un programme d'une teile am­
pleur. J'a1 eu la curios1te de voir que votre departement ava1t 
prevu des subvent1ons pour les creches qui, en 2000, n'ont 
pas ete ut1l1sees, et l'annee dern1ere, vous avez conf1e un 
mandat a des t1ers - je reprends exactement ce qui figure 
dans le campte d'Etat· «Places de creches: mandat confle a 
des tiers pour l'elaboration d'un proJet de concepts pour met­
tre a dispos1t1on une teile structure a l'OFSP». 
On aurait peut-etre dO, dans le cadre de la rev1s1on de la 
constitut1on, mettre l'accent, comme le souha1te Mme Ber­
ger, de maniere beaucoup plus 1mportante sur la pol1t1que 
fam1l1ale, ma1s tel n'est pas le cas 
Alors, Je reJettera1 la proposit1on de renvo1 Hess Hans de ce 
proJet a la comm1ss1on, parce que Je ne vo1s pas ce que 
celle-c1 pourra1t y apporter, et Je sout1endra1, a l'art1cle 1 er du 
proJet 2, la propos1t1on de minorite 1 (Jenny) allant dans votre 
sens, Madame la Conseillere federale, pour que l'on real1se 
ce projet pas a pas et que l'on reflechisse reellement sur 
l'aven1r du federalisme dans ce pays et sur la repartit1on des 
täches entre la Confederat1on et les cantons Et que nous 
ayons, nous, le courage d'attirer l'attent1on de nos cantons 
sur les täches qu'1ls devraient rempl1r et qu'ils ne rempl1ssent 
pas. Je do1s d1re que, pour une fois, mon canton est a la 
pointe du progres parce que, le 5 JUin dernier, il a dec1de de 
se sa1s1r de la problematique des creches et a prepare un 
projet de 101 allant dans ce sens. 

Schiesser Fritz (R, GL)· Kollege Studer hat Jean-Fran901s 
Aubert z1t1ert, wonach glückselig sei, wer schweige, auch 
wenn er nichts zu sagen habe. Ich mochte reden und 1m Mo­
ment nicht glucksel1g sein Es geht um einen Punkt, den ich 
herausstreichen möchte; Herr Lauri hat schon in diese 
Kerbe gehauen. 
Zuerst einige Vorbemerkungen Ich bestreite nicht - und 
wahrscheinlich sind es viele 1n diesem Rat, die das nicht be­
streiten -, dass zusatzl1che Betreuungsplätze notwendig 
sind. Aufgrund gesellschaftspol1t1scher Entwicklungen be­
steht ein Bedurfnis, und diesem Bedürfnis müssen wir Rech­
nung tragen. Kollege Studer hat 1n diesem Zusammenhang 
ausgeführt, es sei auch eine Frage der Glaubwürdigkeit, wie 
man entsprechende Bekenntnisse 1n Parteiprogrammen um­
setze. Er hat damit naturlich die Umsetzung auf Bundes­
ebene gemeint Es gibt aber auch andere staatliche Ebenen 
in diesem Staat die Kantone und die Gemeinden 
Damit waren wir bei der Frage, wer diese Betreuungsplätze 
zu schaffen hat. Diese Frage wurde hier versch1edentl1ch an­
gesprochen. Ich bin der Auffassung, dass es unter keinen 
Umständen der Bund sein kann, der solche Platze zu schaf­
fen hat. Dennoch trete ich fur eine Anstossf1nanz1erung ein, 
weil man mit diesem Engagement, mit einem solchen Impul­
sprogramm, vonseiten des Bundes ein Signal setzen kann, 
dass die Pol1t1k den gesellschaftlichen Entwicklungen und 
Veranderungen Rechnung tragen will und Rechnung tragen 
soll Ich bin mir bewusst, dass hier ein krasser Verstoss ge­
gen die Grundsatze des neuen Finanzausgleiches vorliegt, 
und ich glaube auch nicht an diese «Schalmeien», die sa­
gen Ja, einmal mussen wir das Jetzt noch machen, aber 
wenn wir den neuen Finanzausgleich haben, werden wir uns 
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dann entsprechend verhalten Ich habe darauf verzichtet, ei­
nen Antrag zu stellen, dass dieser Beschluss ausser Kraft 
tritt bzw. neue Verpflichtungen nicht mehr eingegangen wer­
den konnen, wenn der neue Finanzausgleich einmal in Kraft 
getreten sein sollte Denn ich bin davon uberzeugt, dass es 
dannzumal Stimmen und Antrage gabe, die genau diese 
Bestimmung wieder ausser Kraft setzen mochten Ich 
glaube aber, dass es richtig 1st, wenn der Bund 1n dieser Be­
ziehung - mit diesem «Impulsprogramm», diesem Anstoss, 
wie Herr Lauri gesagt hat - etwas macht Es 1st richtig, dass 
es flachendeckend über die ganze Schweiz gemacht wird, 
aber im Sinne eines Impulses, nicht als Massnahme, die 
durch den Bund weitergeführt werden müsste Man kann na­
turlich auch Anstoss an einer solchen Anstossf1nanz1erung 
nehmen, und es gibt verschiedene, die das tun 
Nun aber zu einem Punkt, der mir am Herzen liegt. Offen­
bar - wenn ich die D1skuss1on von heute Morgen anschaue, 
musste ich zu einem anderen Schluss kommen - haben wir 
es hier nicht mit einer w1cht1gen Vorlage zu tun. Wenn dem 
nicht so ware, so lage ein Verstoss gegen Artikel 147 der 
Bundesverfassung vor, der bestimmt «Die Kantone, die poli­
tischen Parteien und die 1nteress1erten Kreise werden bei 
der Vorbereitung w1cht1ger Erlasse „ zur Stellungnahme 
eingeladen » Das 1st nicht geschehen Wir haben es hier of­
fenbar nicht mit einem wichtigen Erlass zu tun - Sie merken, 
ich meine das 1ron1sch Wir haben es hier mit einem sehr 
wichtigen Erlass zu tun! 
Dieser Verweis auf die Vernehmlassung 1st nicht bloss ein 
formeller Verweis. Gerade bei diesem Erlass ware eine Ver­
nehmlassung von ganz grundlegender Bedeutung, Herr 
Lauri hat es angesprochen. 
Es geht darum - das wurde heute Morgen verschiedentlich 
ausgefuhrt -, dass wir mit einer Anstossf1nanz1erung ein 
Netz aufbauen, das nach Wegfall der Bundesbe1trage tragfä­
hig sein sollte, um diese Institutionen weiterzufuhren Dabei 
kommt von mir aus gesehen die Hauptaufgabe den Kanto­
nen zu, nicht unbedingt in finanzieller Hinsicht, aber Jemand 
muss spater für die We1terfuhrung dieser lnst1tut1onen ver­
antwortlich sein. Diese Verantwortung liegt nach heutiger 
Aufteilung der Kompetenzen bei den Kantonen und Gemein­
den. 
Just die Kantone sind hier nicht einbezogen worden Ich be­
gnuge mich nicht mit der Erklarung der Konferenz der Kan­
tonsreg1erungen Ich hatte gerne ein klares Bekenntnis der 
Kantone zu diesem Impulsprogramm des Bundes und damit 
auch dazu, dass die Kantone bereit sind, fur die geschaffe­
nen Institutionen nachher die Verantwortung zu uberneh­
men Herr Kollege Stahel1n, das soll nicht allein finanziell 
geschehen, sondern in dem Sinne, dass auf kantonaler 
Ebene dafür gesorgt wird, dass ein entsprechendes tragfah1-
ges Netz eingerichtet wird. 
Wir haben in Artikel 3 des Gesetzentwurfes (Vorlage 1) eine 
Bestimmung, dass die langfristige F1nanz1erung gewähr­
leistet sein muss. Diese langfristige F1nanz1erung kann nur 
gewahrle1stet sein, wenn ein entsprechendes Netz aus öf­
fentlicher Hand, aus Arbeitgebern und aus Privaten entsteht. 
Das vermisse ich bei dieser Vorlage. Die Komm1ss1on hatte 
viel mehr in diese Richtung arbeiten müssen. Stattdessen 
bringt sie mit ihrem Antrag zu Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b 
noch eine Abschwachung der ursprungl1chen Formulierung, 
die ausdrücklich verlangt hat, dass die langfristige Finanzie­
rung «gewahrleistet» 1st - Jetzt muss sie nur noch "gesichert 
erscheinen». 
Dass hier das Problem liegt, das geht aus einem sehr sym­
pathischen Schreiben des Schweizerischen Krippenverban­
des hervor, das Sie wahrscheinlich auch erhalten haben Ich 
z1t1ere drei Stellen aus dem Brief vom 1 O Juni 2002 Da 
heisst es einmal «Durch diese Impuls- und Starthilfe des 
Bundes konnte der berechtigte Ruf nach Schaffung und 
Ausbau von Betreuungsplatzen in den Gemeinden nicht 
mehr ignoriert werden.» Daraus geht klar hervor - wahr­
scheinlich haben Sie ahnl1che Erfahrungen aus Ihrem Um­
feld -: Es 1st diese Staatsebene, die e1gentl1ch dafur verant­
wortlich ware, aber offenbar nicht gewillt 1st, dieses Bedurf­
n1s zu befriedigen. Da nutzt es naturl1ch nichts. wenn wir 
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100, 200 oder 400 Millionen Franken zur Verfügung stellen, 
wenn nicht «unten» der Wille vorhanden 1st, auch entspre­
chend zu wirken Weiter he1sst es in diesem Schreiben· «Je­
denfalls würde Ihre Zustimmung die Arbeit derjenigen 
Verbande erleichtern, die sich schon seit vielen Jahrzehnten 
in diesem Bereich engagieren » Naturl1ch ware es so, aber 
diese Verbande sind nur ein Teil dieses Netzes, die übrigen 
Beteiligten sind offenbar nicht gewillt, entsprechend zu han­
deln 
Deshalb ware es aus meiner Sicht ganz besonders wichtig 
gewesen, die Kantone zu fragen· Wie habt 1hr es mit den Be­
treuungsplatzen? Diese Gretchenfrage müssten die Kan­
tone in einem formellen Vernehmlassungsverfahren für sich 
und die Gemeinden beantworten: sie konnten dann auch 
darauf behaftet werden, wenn es darum geht, dass die Bun­
deshilfe auslauft und andere Trager zur Verfugung stehen 
müssen. 
Es gibt noch einen letzten Satz in diesem Schreiben, den ich 
z1t1eren mochte, um zu zeigen, dass auch ich der Auffassung 
bin, dass wir eine solche Anschubf1nanzierung machen soll­
ten. Es he1sst: «Dieser Finanzbedarf darf Jedoch nicht nur 
als Schuldenberatung behandelt, sondern soll als Investition 
in die Zukunft und den Nachwuchs unserer Gesellschaft be­
trachtet werden » Auch ich glaube, dass es eine lnvest1t1on 
ist, aber sie kann nur Fruchte tragen, wenn sie langfristig 1st 
und nicht einfach kurzfristig zu einer Entwicklung fuhrt, fur 
deren Fortsetzung keine weitere Garantie besteht 
Ich werde fur Eintreten stimmen und dem Rückweisungsan­
trag Hess Hans zustimmen, we1l 1ch gerne ein formelles Ver­
nehmlassungsverfahren mit einer bindenden Antwort von­
seiten der Kantone hätte. Dann wird sich zeigen, ob sie be­
reit sind, zu dem zu stehen, was e1gentl1ch ihre Aufgabe 
ware Ob es letztlich die Kantone oder die Gemeinden sind, 
1st eine Frage des 1nnerkantonalen Rechtes, es 1st nicht Sa­
che des Bundes, dies zu entscheiden 
Wenn Sie heute auf die Behandlung des Erlasses eintreten, 
werde ich bei Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Vorlage 1 
beantragen, dem Entwurf der SGK-NR und dem Beschluss 
des Nationalrates zu folgen, weil diese Formulierung klarer 
und verpflichtender ist als der Antrag unserer Komm1ss1on. 

Brändli Christoffel (V, GR): Ich glaube, wir haben es hier mit 
einer an und fur sich unbestrittenen Aufgabe zu tun; diese 
Aufgabe muss in diesem Staat gelost werden. Wir stehen 
aber auch in D1skuss1onen uber den neuen Finanzausgleich, 
uber die Zustand1gke1ten 1n diesem Staat Wir haben eine 
Bundesverfassung, die es zu beachten gilt; Herr Schmid hat 
darauf hingewiesen Es 1st meines Erachtens unbestritten, 
dass es sich hier primar um eine Aufgabe der Kantone und 
der Gemeinden handelt. Wenn heute hier vom Respekt ge­
genuber dem Föderalismus gesprochen wird - dieses Wort 
wird Ja immer wieder in den Mund genommen-, dann muss 
man diesen Respekt auch wahren, wenn man belastet wird. 
Man darf nicht nur dann Respekt vor dem Foderal1smus ha­
ben, wenn man etwas bekommt. 
Der Bundesrat 1st nun einen anderen Weg gegangen; erbe­
furwortet dieses Impulsprogramm. Man kann daruber d1sku­
t1eren, man kann dies auch auf bescheidenem Niveau tun, 
mit viermal 25 Millionen Franken, wie es jetzt vorgesehen ist. 
Aber was geschieht nun, nachdem der Bundesrat diesen 
Antrag gestellt hat? Es passiert das ubl1che Spiel des Geld­
verteilens· Der Nationalrat beschl1esst 400 Millionen, die 
Mehrheit unserer Kommission beantragt 200 Millionen Fran­
ken; wir werden uns dann irgendwo dazwischen, wahr­
scheinlich bei 300 Millionen Franken, einigen Dann werden 
einfach wieder 200 Mlll1onen Franken mehr ausgegeben, als 
der Bundesrat beantragt und als richtig erachtet hat. 
Wenn wir nun doch auf das Thema Schuldenbremse zuruck­
kommen· Herr Stahel1n hat gesagt, wir könnten beim Budget 
die Pnontaten setzen, und wir mussten die Pnoritaten set­
zen. Das hat sehr schon getont - aber was he1sst das jetzt 
konkret? Gehen Sie einmal davon aus, dass wir 300 M1ll10-
nen Franken fur eine kantonale Aufgabe 1nvest1eren oder 
ausgeben. Wir werden beim Budget mit einem Def1z1t von 

vielleicht 1 bis 2 Milliarden Franken konfrontiert sein, das 
wir kompensieren mussen. Ich gehe davon aus, dass der 
Bundesrat irgendwelche Vorschlage macht, aber diese wer­
den hier nicht akzeptiert V1elle1cht mussen wir dann linear 
kurzen, oder wir müssen sagen, woher wir das Geld neh­
men. Wenn wir dannzumal die Prioritaten setzen, dann ste­
hen wir vor der Frage: Kurzen wir bei den kantonalen 
Aufgaben oder bei den Bundesau/gaben? Ich meine, der 
Bund sei verpflichtet, seine Aufgaben primär, priontar, zu er­
fullen. Dann stehen wir 1m Dezember vor der S1tuat1on, dass 
wir konsequenterweise sagen mussen. Wegen der Schul­
denbremse mussen wir das wieder streichen. Wir sind Jetzt 
in der glücklichen S1tuat1on, dass wir mit einem Beschluss 
von 200 oder 300 M1ll1onen Franken grosszug1g sein kon­
nen, aber nachher haben wir auch noch die f1nanz1elle 
Pflicht zu erfullen. indem wir die Prioritaten setzen 
Ich meine, wir durfen hier die Sachzwange im Hinblick auf 
die Schuldenbremse und das Budget nicht erhöhen Ich 
möchte auch sagen, dass Jene, die das hier tun, nachher 
auch bei allfall1gen linearen Kurzungen in wichtigen Bundes­
au/gaben die Verantwortung fur derart grosszügiges Han­
deln übernehmen mussen 
Ich meine, man kann dem Antrag des Bundesrates zustim­
men, aber man geht damit bereits sehr weit. Sofern Sie ein­
treten, bitte ich Sie, nicht uber den Antrag des Bundesrates 
hinauszugehen. Ich teile aber die Meinung von Herrn 
Schiesser; er hat das Ganze auf den Punkt gebrac:1!. Es 
ware wahrsche1nl1ch schon sinnvoll, wenn wir hier nocn eine 
Zwischenrunde einbauen und diese Frage mit den Kantonen 
noch einmal eingehend prufen würden, vor allem auch we­
gen der langerfnst1gen Sicherung. 

Berger M1chele (R, NE)· J'a1mera1s m'etonner un peu des 
etats d'äme de certa1ns J'a1mera1s dire qu'au fond, on remet 
en question ce projet parce qu'1I n'y a pas eu de consultat1on 
des cantons. Est-ce que vra1ment c'est necessaire? M Fr1ck 
l'a rappele tout a !'heure, c;:a n'est pas necessaire puisque ce 
subventionnement doit eire subsid1a1re et ne peu! etre verse 
que si les places d'accue1I sont financees, s1 elles ont une 
durab1l1te et s'1I y a un financement mixte, c'est-a-d1re pas 
seulement des communes ou de l'Etat. ma1s egalement des 
pnves. 
J'a1merais d1re qu'en tant que conse1llere aux Etats neuchä­
telo1se, j'ai, avec M. Studer Jean, l'hab1tude de rencontrer le 
Conseil d'Etat avant la session parlementa1re Nous avons 
d1scute de ce proJet avec notre Conseil d'Etat. Celui-c1 nous 
a soutenus et demande d'adopter le proJet J'espere que 
mes collegues du Conseil des Etats se preoccupent aussi 
des f1nances dans leur canton lorsque nous avons a voter 
des projets d'envergure lors de notre sess1on parlementa1re 
Je constate que certains collegues ont moins d'etats d'äme 
lorsque nous devons faire des reports f1nanc1ers sur les can­
tons J'a1mera1s vous d1re qu'on en a fa1t beaucoup, avec la 
formation et avec la sante. J'aimera1s auss1 vous d1re que je 
m'etonne qu'on ne trouve pas d'argent pour des projets de 
pol1t1que fam1l1ale, alors que dans l'urgence, nous avons vote 
2 m1ll1ards de francs pour Sw1ss. On trouve aussi de l'argent 
lorsqu'1I taut changer, mod1f1er ou augmenter le mater1el m1l1-
taire. On trouve aussi de l'argent pour tout ce qui releve de 
la formation professionnelle. 
Alors, J'est1me que cette depense pour la politique farnil1ale 
es! pnonta1re, qu'elle concerne le futur et que nous avons 
auss1 une responsab1l1te de pouvo1r permettre aux Jeunes 
parents de conc1l1er ce dont nous avons debattu tout a 
!'heure, la v1e fam1l1ale et la v1e profess1onnelle. 

Stähelin Ph1l1pp (C, TG): Das Votum meiner VorrecJnenn 
bringt mich doch dazu, auch nochmals ganz kurz zu spre­
chen 
Ihr Votum geht dahin, dass es gar nicht nötig gewesen ware, 
hier die Kantone zur Vernehmlassung einzuladen Ich teile 
diese Auffassung ganz klar nicht, denn wir haben hier etwas 
unterlassen, das wir hatten tun sollen. Aber. in aller Kurze. 
Ich meine, es handle sich um eine lassl1che Sunde. wir mus-
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sen die Geschichte deshalb nicht an die Komm1ss1on zu­
ruckwe1sen. Ich bin der Auffassung, dass wir den Fehler 
tatsächlich im laufe des Differenzbereinigungsverfahrens 
korrigieren können. Mit dem Nationalrat werden wir das Ge­
schäft so oder so 1m September 2002 wieder auf dem Tisch 
haben, wir haben also Zeit. Der Nationalrat als Erstrat kann 
das tun, und wir können das notfalls selber auch noch ein­
mal tun 
Ich bitte Sie in diesem Sinne we1terh1n, einzutreten und nicht 
Rückweisung an die Kommission zu beschl1essen. 

Cornu Jean-Claude (R, FR). Je n'ava1s pas prevu d'1nterve­
nir dans ce debat, b1en que ce tot sans grand enthous1asme 
que j'etais d1spose a entrer en matiere sur ce projet 
Ce proJet, cela a deJa ete d1t dans le long debat de ce mat1n, 
me semble d'abord pecher par le fa1t qu'1I est en parfa1te 
contrad1ction avec la nouvelle perequat1on financ1ere que 
l'on est en tra1n de mettre en place au niveau federal, qui 
v1se a desenchevetrer les part1c1pations multiples de la Con­
federation et des cantons, surtout dans des domaines oü la 
competence prima1re est relat1vement cla1re Et la, je cro1s 
que la competence prima1re en mat1ere de structures pour la 
pet1te enfance est clairement l'affa1re des cantons, voire des 
communes. 
Cela d1t, Je ne voya1s pas trop non plus l'1nteret de la proposi­
tJon Hess Hans de renvo1 a la comm1ss1on, Jusqu'a ce qu'on 
nous fasse remarquer qu'effectivement - et on aura1t pu s'en 
rendre campte plus tot - 11 n'y avait pas eu de consultat1on 
formelle des cantons, VOJre des communes, au suJet d'un 
proJet qu1 aura, apres les deux ou tro1s premieres annees, 
des consequences enormes pour les cantons, les collect1v1-
tes locales et, precisement, les communes. 
lndependamment de ce probleme formel de repart1tion des 
täches, l'autre d1ff1culte qu1 eta1t la mienne par rapport a ce 
projet, eta1t qu'en fa1t, ce programme 1nc1tatif me sembla1t 
dangereux parce qu'1I revena1t prat1quement a transmettre la 
part de la Confederat1on comme une patate chaude aux 
cantons, aux collect1v1tes locales et communales. Je decline 
mes interets 1ci, qu1 devra1ent pourtant me faire pla1der dans 
un sens contra1re. je su1s president du Reseau Sante de la 
Gläne qu1, entre autres, a une garderie depuis des annees, 
laquelle a d'abord ete une garderie d'1nst1tution, pu1s est de­
venue une garderie publique pour notre reg1on. Je me suis 
aussi battu dans notre region pour que les communes, sur la 
base de la 101 fr1bourgeoise sur l'accue1I de la petite enfance, 
assument leurs responsabilites, prennent en charge leur 
part du financement des creches-garderies, des haltes-gar­
deries d1tes «mamans de jour». Je do1s dire que s1 un pet1t 
canton modeste, sous l'angle f1nanc1er, comme celui de Fri­
bourg et en plus, dans le canton de Fribourg, une modeste 
reg1on rurale comme celle de la Gläne, a reuss1 au cours de 
ces dern1eres annees, selon un modele qu1 merite encore 
d'etre perfect1onne, a prendre ses responsab1l1tes en la ma­
t1ere, Je ne voya1s pas ce que la Confederat1on pouva1t faire. 
Plus precisement, je cra1gna1s que ces 1nc1tations f1nanc1e­
res a1llent finalement non pas a ceux qu1 ont deja pris leurs 
responsab1l1tes - ce n'etait pas le but de la 101-, mais surtout 
a des cantons qu1 ont b1en plus de moyens financ1ers et qui 
pourraient spontanement, motu proprio, assumer leurs tä­
ches en la mat1ere. 
Toutefois, dans la mesure oü, comme cela a deJa ete d1t et 
repete, les consequences effectives de ce programme d'inci­
tat1on seront a la charge des cantons et des collect1v1tes a 
l'avenir, Je trouve la proposition qu1 est fa1te maintenant de 
renvoi a la commiss1on pour qu'elle procede a une consulta­
tion tout a fait Jud1c1euse Ce n'est pas une attaque contre le 
projet sur le fond, ce n'est pas non plus une mesure d'ater­
mo1ement La Commission de l'economie et des redevances 
est arrivee, par exemple par rapport au paquet f1scal en fa­
veur de la fam1lle, avec un min1mum de banne volonte, a or­
ganiser une consultat1on aupres des cantons dans des 
delais extremement brefs, c;:'a ete l'affaire de trois a six mo1s 
Je cro1s que, dans le cas present, on ne retarderait pas trop 
la procedure en allant dans ce sens-la. 
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Je vous invite a adopter la proposition de renvo1 Hess Hans 
apres avo1r dec1de d'entrer en matiere. 

Frick Bruno (C, SZ), für die Kommission: Ich mochte mich 
vorab zum Rückweisungsantrag Hess Hans aL..ssern, zu 
dem ich für die Kommission noch nicht gesprochen habe 
Herr Hess begründet seinen Ruckweisungsantrag damit, 
dass er uns zwei Auftrage geben will. 
1. Er bittet uns zu prufen, ob man nicht auch alle bereits be­
stehenden Krippenplatze subventionieren solle Er will also 
nicht, dass nur die neuen finanziert werden, also fur kurze 
Zeit eine besondere Unterstutzung erhalten. Er mochte die 
G1esskanne auch über die bisherigen Plätze halten. Es kann 
nicht der Sinn des Gesetzes sein, dass wir funkt1on1erende 
Krippenplatze nochmals für drei Jahre - und drei Jahre 1st Ja 
die Höchstgrenze - subventionieren. Das 1st nicht der Sinn 
des Gesetzes! Wir wollen dort, wo die Kr1ppenplatze bisher 
nicht angelaufen sind, einen Anstoss geben, dass sie 1n eine 
erfolgreiche Zukunft starten können. 
Herr Hess hat dieses Ansinnen mit allfalligen Umgehungs­
mogl1chke1ten begrundet Selbstverständlich bestehen diese 
immer· Jemand kann versuchen, eine bestehende Krippe zu 
schl1essen und dieselbe Krippe mit neuer Tragerschaft zu er­
öffnen Das aber ware ganz klar ein Missbrauch Es wird no­
t1g sein, dass das E1dgenossische Departement des Innern 
dort, wo es Anzeichen fur solche Missbrauche gibt, eine Pru­
fung vornimmt und allenfalls die Unterstutzung verweigert 
Wir haben noch nie eine begrundete Aufgabe nicht an die 
Hand genommen, nur weil die Gefahr bestand, dass die In­
stitution missbraucht werden könnte. Nein, es 1st Fuhrungs­
aufgabe des Departementes, diesen Missbrauchen, sollten 
sie auftreten, entschieden entgegenzutreten 
2. Herr Hess fuhrt an, wir müssten uberprufen, ob das Ge­
schäft angesichts der Schuldenbremse budgetvertraglich 
sei Wir mussen aufgrund der Schuldenbremse im Rahmen 
des Budgets alle neuen Aufgaben überprüfen. Das 1st un­
sere Aufgabe. Die Schuldenbremse bedeutet aber nicht, 
dass wir keine neuen Aufgaben an die Hand nehmen durfen, 
sondern sie bedeutet, dass wir 1n unseren Mitteln l1m1t1ert 
sind Wenn wir eine neue Aufgabe erfüllen wollen, mussen 
wir uns andernorts e1nschranken. Im Rahmen des Gesamt­
budgets ist die Losung zu finden, und die 50 bzw 25 Millio­
nen Franken pro Jahr entsprechen 1m Gesamtbud1Jet einem 
oder einem halben Promille Es 1st also kein Problem, die 
Aufgabe 1m Rahmen des Gesamtbudgets zu erfullen. auch 
wenn wir der Schuldenbremse Rechnung tragen. 
Ich sehe auch einen Widerspruch 1n den beiden Begrundun­
gen· Einerseits verlangt man Streusubventionierung fur alle 
bestehenden Krippenplatze, andererseits reklamiert man, 
dass das Budget zu sehr strapaziert werde 
Ein dritter Grund, der 1n der D1skuss1on aufgetaucht 1st, die 
fehlende Vernehmlassung, 1st 1n der Tat ein ernsthafter 
Grund, den wir anschauen mussen Der Nationalrat hat die 
Vernehmlassung vergessen, und wir haben dies zu spat ge­
merkt. Wir bedauern das und entschuldigen uns dafur 
Nun wissen wir aber, dass die inoffiziellen Äusserungen aus 
der Konferenz der Kantonsreg1erungen und der zustand1gen 
Regierungsräte positiv lauten Wir wissen auch, dass die 
Vernehmlassungsantwort uberw1egend eine zustimmende 
sein wird. Das Argument allerdings, das Herr Sch1esser an­
fuhrt, 1st ernst zu nehmen: Die Kantone sollen sich durch 
eine positive Vernehmlassungsantwort politisch positiv ver­
pflichten Dieses Argument ist zutreffend 
Nun schauen wir aber die Zeitverhaltn1sse an: Wir entschei­
den Jetzt, Mitte Juni. Der Nationalrat hat bis zur Beratung der 
Differenzbereinigung drei Monate Zeit In diesen drei Mona­
ten kann die Vernehmlassung formell korrekt nachgeholt 
werden, diese Zeit genugt durchaus. Ich möchte S1e bitten, 
nicht aus formellen Grunden eine Vorlage, die wir inhaltlich 
unterstutzen. zu verzogern Diese Verzogerung 1st nicht no­
tig, wir konnen den Mangel auch anderwe1t1g «he len» Ich 
habe ohnehin hin und wieder den Eindruck erhalten. dass 
eine Rückweisung an die Kommission der Anfang einer Ab­
lehnung sein konnte Treten wir dem entgegen Die RucK-
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we1sung aus diesem formellen Grund der fehlenden Ver­
nehmlassung ist nicht not1g; diesem Manget kann abgehol­
fen werden 
Den beiden Punkten, mit denen Herr Hess seinen Antrag auf 
Rückweisung an die Kommission begründet, kann ich - ich 
habe es dargelegt - sachlich nicht zustimmen 
Gestatten Sie mir noch ein Wort zur ganzen Problematik der 
Anstossf1nanz1erung. Wir sind uns alle einig, wie wir heute 
erklärt haben, dass die Schaffung von Krippenplatzen unter­
stützt werden muss Es braucht mehr Kr1ppenplatze Das ist 
kein Schutz der Doppelverdiener Ich meine, dass bei den 
meisten Doppelverdienern aus wirtschaftlicher Notwendig­
keit beide Elternteile einer Arbeit nachgehen und nicht aus 
blasser Lust, das Haus zu verlassen Wenn wir nicht fur 
mehr Krippenplatze sorgen, treffen wir die sozial Schwa­
chen, die Fam1l1en mit kleinen Einkommen In Fam1l1en mit 
kleinen Einkommen 1n der Schweiz darf es nicht sein, dass 
Kinderhaben ein finanzielles R1s1ko, Ja sogar ein Existenzri­
siko wird und so zum R1s1ko fur die Kinder, weil sie nicht be­
treut werden und auf der Gasse stehen, weil die Eltern 
arbeiten mussen 
Eine Anstossf1nanzierung beinhaltet immer auch ein R1s1ko. 
Hätten wir bereits die Sicherheit, dass das System funkt10-
niert, müssten wir keine Anstossf1nanz1erung leisten. Aber 
wir leisten sie auf drei Jahre im Bewusstsein, dass eine 
grosse Chance besteht, dass die Sache nachher selber wei­
terläuft. Aber ein kleines R1s1ko 1st auch immanent, dass in 
einzelnen Krippen die Sache nachher stehen bleibt Doch 
der Versuch 1st not1g. 
Aus diesen Grunden bitte ich Sie, der Vorlage gemass der 
Komm1ss1on zuzustimmen und von einer Ruckwe1sung ab­
zusehen. Die Rückweisung bringt nur eine Verzogerung aus 
einem formellen Grund, der anderwe1t1g behoben werden 
kann 

Dreifuss Ruth, conse1llere federale: Vous comprendrez que 
face au proJel 1ssu d'une initiative parlementaire, j'observe 
une certa1ne reserve dans la d1scuss1on 
L:1nit1at1ve est venue du Parlement dans un doma1ne qu1 
n'est pas naturellement et spontanement de la responsabi­
lite sur le plan federal II s'ag1t de la volonte d'encourager 
dans le pays un mouvement favorable aux familles, juge lar­
gement necessa1re par les mil1eux les plus divers. Je ne 
peux que me reJou1r de vo1r des revend1cat1ons, formulees 
par certains milieux pour l'ensemble de la soc1ete depuis 20, 
30, 40 ou 50 ans, recue1ll1r auJourd'hu1 des maJorites larges. 
II est cla1r que des revend1cat1ons pour davantage de struc­
tures d'accueil pour la pet1te enfance etaient m1noritaires il y 
a encore quelques generat1ons. On donnait meme a ces re­
vend1cat1ons une coloration qui finalement ne releva1t pas de 
la politique fam1l1ale au sens noble du terme On y voyait plu­
töt une bequ1lle pour des fam1lles en s1tuat1on extreme. Je 
me reJou1s de vo1r que cela n'est plus le cas 
De temps en temps, les vieilles pensees resurg1ssent, ma1s 
fondamentalement J'a1 entendu ce malm qu'il appart1ent a 
l'Etat, au sens le plus !arge du terme, de ve1tler a ce que tes 
ressources so1ent m1ses a d1sposition pour que des structu­
res d'accue1t existent. Et ceta me para1t un progres remar­
quable qu1 cependant continue a se heurter, dans tes 
communes, dans les cantons, dans les entrepnses memes, 
quels que so1ent tes d1scours, a des d1ff1cuttes prat1ques 
Notamment, comme ceta a souvent ete dit, ces beso1ns am­
vent rarement en tele des priorites au niveau du budget, 
meme s1 on tes reconna1t comme pnonta1res sur te plan poli­
tique. 
Le Parlament a voulu faire deux choses avec ce projet. 
d'abord, prendre cla1rement pos1t1on en faveur de ta respon­
sab11ite de ta cottectivite envers tes fam1ttes de creer des pta­
ces d'accue1t Je d1ra1 que ceta revet presque te caractere 
dectamatoire, ma1s dans le bon sens du terme, d'une decta­
rat1on pot1t1que Le temps ou t'on croyait que t'on pouva1t 
faire l'impasse sur ce besoin des fam1ttes est passe Nous 
voutons manifester par ta cla1rement que cette responsab11ite 
ex1ste, qu'on ne peut pas laisser les familles seutes II y a 

une täche qu'elles ne peuvent rempl1r qu'avec l'a1de que la 
cottectivite. 
Le Conseil federal s'associe absolument au Conseil natio­
nal Ou1, II laut dire qu'il est normal dans une soc1ete mo­
derne que l'on offre des structures d'accue1I pour l'enfance 
et ta petite enfance. II est normal dans une societe moderne 
que l'on considere que l'horaire des enfants en äge scota1re 
so1t compat1ble, dans une certa1ne mesure, avec l'horaire de 
personnes qui suivent une activite profess1onnelle II est nor­
mal dans une soc1ete moderne que cette activite profession­
nelle ne repose pas seutement sur le besoin, ma1s 
egalement sur te l1bre cho1x de v1e d'une famille Sur ce plan­
la, le Conseil federal a tenu a s'assoc1er a cet effort en pu­
bl1ant l'av1s pos1t1f du 27 mars 2002 que vous avez re<;u 
Ensuite, il y a l'autre aspect. Certes, les declarat1ons, c'est 
tres b1en, c'est formidable Mais c'est fou ce qu'on est cred1-
ble s1 on se contente de declarer des chosesl II faut quand 
meme auss1, s1non payer de sa personne, du mo1ns inscme 
un cred1t au budget et montrer que la chose est suff1sam­
ment serieuse pour que l'on fasse quelque chose dans ce 
doma1ne. Et c'est en fait la quese pose la quest1on soulevee 
par M. Hess Hans, la quest1on des moyens, ma1s que l'on 
peut trancher 1c1 sans avo1r a retourner en commission. 
C'est-a-dire· de combien de moyens voulons-nous d1sposer 
pour cette täche? Ce n'est pas une täche pnor1ta1re de la 
Confederat1on mais c'est, encore une fois, une täche collec­
t1ve que la Confederat1on ne peut pas cons1derer avec 1nd1f­
ference en d1sant: «Ce n'est pas de notre responsab1l1te, 
donc nous nous en f1chons de savo1r ce qu1 se passe dans 
les cantons, les communes, les quart1ers, etc.» Mais cette 
question est d1fflc1le parce qu'1I faul descendre du n1veau ou 
l'on parle de la vision de la societe, du röte et de la respon­
sab1l1te de la collectivite envers les fam1lles, pour commen­
cer a faire les comptes C'est ce que M Hess souha1te que 
nous fassions. 
J'ai regarde M Hess avec un froncement de sourc1ts quand 
11 c1ta1t Mme Metzler, conse1ltere federale, un1quement parce 
que ma collegue a d1t - et les tapsus sont toujours perm1s, 
j'en fa1s moi-meme beaucoup - que le groupe de trava1I in­
terdepartemental prendrait les «decisions». II est evident 
que ce n'est pas un groupe de travail interdepartemental qu1 
prend les dec1s1ons. II n'a que la lourde täche de nous les 
proposer et le Conseil federal dec1de ensuite. Mais 11 est vra1 
que nous rabotons certa1ns de nos budgets. II est vra1 que 
nous veillons pour chaque rubrique budgetaire nouvelle a 
exam1ner s1 eile fa1t part1e d'une pnorite 2a ou 2b et de com­
bien eile peut eire dotee. 
C'est la raison pour laquelle le Conseil federal a d1t que le s1-
gnal ne peut pas eire uniquement verbal, mais do1t eire 
auss1 f1nanc1er Avec notre solut1on, qu1 est, malheureuse­
ment, de d1v1ser par quatre le cred1t d'engagement prevu par 
le proJet de la comm1ss1on, nous pouvons trouver une place 
dans le budget de la Confederat1on, compte tenu du fre1n a 
l'endettement. 
Mais nous sommes aussi tout a fait conscients que ce n'est 
qu'un prem1er pas, meme s'1I est cla1r, a nos yeux, que le 
programme doit eire limite dans te temps. II s'ag1t d'accumu­
ter pour ta premiere penode de quatre ans une exper1ence 
qui nous permettra peut-etre, dans une deux1eme penode, 
de faire davantage II est cta1r qu'il y a une d1fference entre 
l'amb1t1on du projet de ta comm1ss1on, qui est de provoquer 
ta creation de 85 ooo places d'accue1t supplementaires, et la 
version du Conseil federat, qu1 est bien sür beaucoup plus 
modeste puisqu'ette ne prevo1t la creat1on que de 20 000 
places d'accue1I supplementa1res 
Mais tes 20 ooo places d'accueil supplementaires, nous de­
vrons - et ta je reprends ce que d1sa1t Mme Saudan - les ap­
precier depuis un bureau de Berne. Cela n'est pas tres 
facile, car nous sommes eloignes du terrain Nous devrons 
donc le faire en cottaborat1on avec te canton, avec la com­
mune, avec les promoteurs de tout type, c'est une täche que 
nous aurons a coeur de faire avec toute la qualite neces­
saire. Or, pour commencer, nous avons le sent1ment que 
25 m1tl1ons de francs devra1ent sufflre. Je t1ens pourtant a le 
d1re clairement, ces 25 millions de francs ne suff1sert pas 
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par rapport aux besoins reels, ma1s 1ts devra1ent permettre a 
ta Confederat1on de developper une prat1que qu1 soit utile, 
ensu1te, pour une deuxieme phase de quatre ans 
La quest1on de la consultat1on des cantons n'est pas de no­
tre responsab11ite puisque le proJet a ete m1s au point par le 
Parlement, mais nous aurions peut-etre du att1rer votre 
attention la-dessus. La procedure n'est pas tres correcte 
envers les cantons, etant donne les obligations qu1 leur in­
combent ensu1te dans la realisat1on de ce programme d'im­
puls1on II n'est pas tres Juste de d1re que s1 le montan! est 
moins 1mportant, la dec1s1on est moins grave, parce qu'il laut 
calcuter chaque 101s ce que c;a s1gn1f1e mateneltement 
comme obligation ulteneure. Sur ce plan-ta, Je crois que Je 
do1s renoncer a prendre position dans cette d1scuss1on. La 
propos1t1on du Conseil federal a l'art1cle 1 er du projet 2 per­
met de mettre en place sans probleme avec les cantons une 
prat1que qu1 pu1sse les sat1sfa1re et pu1sse ten1r compte, le 
cas echeant, de leurs ret1cences Nous poumons ains1 real1-
ser sans la mo1ndre d1fflculte le mandat que nous donnera1t 
le Parlement 
Une dern1ere remarque, Monsieur Hess. Un programme 
d'inc1tat1on ou d'impulsion necess1te, a mon av1s, touJours 
que la decision so1t prise rapidement Parler longtemps d'un 
programme d'1mpulsion comporte le nsque que, pendant ce 
temps, les choses se f1gent meme sur te plan cantonal, au 
mot1f qu'on attend de voir ce qu1 se passe au n1veau federal. 
On prefere ators attendre de v01r quettes cond1t1ons seront 
proposees C'est certainement quelque chose de tres mal­
sa1n. C'est une ra1son supplementaire que Je vo1s pour d1re 
qu'un renvo1 contribue a provoquer une 1nsecur1te, une at­
tente Dans ce sens-la, face auss1 aux 1nqu1etudes qu1 ont 
ete exprimees dans cette salle, II vaudra1t a mon av1s beau­
coup m1eux d1re clairement· «Vo1la le tarif auquel nous am­
vons pour a1der les cantons a trava1ller dans ce doma1ne, 
nous prenons la dec1s1on maintenant Vo1la la d1rection dans 
laquelle nous voulons aller.» Et pu1s y aller, plutöt que de 
surseo1r encore une fo1s a une decis1on dans ce Conseil. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L'entree en mat1ere est decidee sans oppos1t,on 

Le president (Cott1er Anton, pres1dent)· Wir stimmen uber 
den Ruckwe1sungsantrag Hess Hans ab. 

Abstimmung - Vote 
Fur den Antrag Hess Hans 
Dagegen ... 29 Stimmen 

12 Stimmen 

1. Bundesgesetz über Finanzhilfen für familienergän­
zende Kinderbetreuung 
1. Loi federale sur les aides financieres a l'accueil extra­
familial pour enfants 

Detailberatung - Examen de detall 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Titre et preambule 
Propos1t,on de Ja commission 
Adherer a ta decis1on du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 1 
Antrag der Komm1ss,on 
Abs 1 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 2 

. Geb1etskorperschaften, Arbeitgeber oder andere Dritte 
sich ebenfalls . 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Art. 1 
Propos1t,on de Ja comm1ssion 
Al. 1 
Adherer a la decis1on du Conseil national 
Al. 2 

. de dro1t publ1c, d'employeurs ou d'autres tiers fourn1ssent 

Angenommen - Adopte 

Ausgabenbremse - Frein aux depenses 

Abstimmung - Vote 
Fur Annahme der Ausgabe .... 33 Stimmen 
Dagegen 2 Stimmen 

Das qualiflZlerte Mehr 1st erreicht 
La ma;orite qualifiee est acqwse 

Art. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de Ja commiss,on 
Adherer a ta dec1s1on du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 3 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 

b deren Finanzierung langfristig, mindestens aber fur sechs 
Jahre, gesichert erscheint; und 
c. welche den kantonalen Qual1tatsanforderungen genügen. 
Abs. 2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 3 
Proposition de Ja comm1ss,on 
Al 1 

b. dont le f1nancement para1t assure a lang terme, et pour 
une duree de s1x ans au mo1ns; et 
c qu1 repondent aux ex1gences cantonales de qual1te 
Al. 2 
Adherer a la dec1s1on du Conseil national 

Frick Bruno (C, SZ), für die Komm1ss1on. Ich mochte mich 
zu den Buchstaben b und c von Artikel 3 Absatz 1 aussern 
In Absatz 1 andern wir die Fassung des Nat1onal,ates, der 
schreibt, die langfristige F1nanz1erung der K1ndertagesstat­
ten müsse gewahrle1stet sein, in zwei Punkten Wir definie­
ren die Langfr1st1gkeit mit mindestens «sechs Jahren» und 
ersetzen den Ausdruck «gewahrle1stet ist» durch «gesichert 
erscheint» 
Zu Buchstabe b Inhaltlich ist die Dauer eine Praz1s1erung 
Wir f1nanz1eren die Krippenptatze 1m Sinne eines Anstosses 
wahrend maximal drei Jahren, wollen aber deren Uberteben 
für mindestens sechs Jahre gesichert wissen. Den Ausdruck 
«gewahrleistet ist» ersetzen wir durch den Passus «gesi­
chert erscheint» - Herr Sch1esser ist in seinem Votum 1m 
Rahmen der Eintretensdebatte darauf eingegangen 
lnhaltl1ch wollen wir die Fassung des Nationalrates nicht an­
dern. In seiner Begründung zu Artikel 3 Absatz 1 hält der 
Bericht der SGK des Nationalrates dazu fest: «Damit sott 
vermieden werden, dass die Einrichtung nach Ablauf der F1-
nanzh1tfe, die Ja hochstens fur drei Jahre gesprochen wer­
den kann, wieder geschlossen werden muss Um die lang­
fristige Finanzierung zu belegen, wird die gesuchstellende 
tnst1tut1on z. B einen Businessplan, eine Bedarfsabklarung 
usw vorlegen müssen. Es wird aber keine Garantie 1m 
Rechtssinn verlangt, sondern es genug!, dass im Gesuch 
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glaubhaft dargelegt wird, wie die F1nanz1erung auch lang­
fristig erfolgen kann.» Wenn das Überleben der Institution 
nur anhand eines Businessplanes glaubhaft gemacht wer­
den muss, dann ist das Wort «gewährleisten" einfach falsch 
Wir haben es daher ersetzt und wahlten einen Begriff, wo­
nach das Uberleben «gesichert erscheinen" muss. Inhaltlich 
bleiben wir be1 der Fassung des Nationalrates, aber wir ge­
ben diesem Inhalt eine adaquate sprachliche Form 
Zu Buchstabe c: Der Nationalrat verlangt, dass die Krippen-
1nstitutionen Qual1tatsanforderungen genügen Er sagt aber 
nicht, welchen. Prioritar 1st es Aufgabe der Kantone, Krip­
penplatze einzurichten. Es ist daher auch primar Aufgabe 
der Kantone, die Qual1tatsanforderungen zu definieren. In 
der Komm1ss1on wurde uns von der Verwaltung dargelegt, 
dass es durchaus mogl1ch sei, dass die Kantone und der 
Bund bei ihrer Hilfe Oual1tätskriterien festlegen würden, die 
sogar untersch1edl1ch sein konnten. Die Kommission lehnt 
das ab Es soll eine einzige Art von Qualitätsanforderungen 
geben, und diese sind von den Kantonen als den primär zu­
stand1gen Instanzen festzulegen - darum unser Anderungs­
antrag zu Buchstabe c 
Wir bitten Sie um Zustimmung 

Schiesser Fritz (R, GL). Ich habe 1n meinem Eintretensvo­
tum gesagt, dass ich den Antrag stellen werde, bei der Fas­
sung des Nationalrates zu bleiben. Nach den Erklarungen 
des Pras1denten verzichte ich darauf. Es geht mir aber 
darum, dass 1n den Materialien und insbesondere im Amtli­
chen Bulletin festgehalten 1st, dass die Anforderungen an die 
Finanzierung, die nach dem Antrag der Komm1ss1on fur min­
destens sechs Jahre gesichert sein muss, 1n der Praxis hoch 
angesetzt werden sollen, weil es darum geht, dass von den 
knappen Mitteln nicht noch ein Teil 1n ProJekte investiert 
wird, deren Langfr1st1gkeit nicht gesichert ist. Das h1esse 
dann, das Geld zum Fenster hinauszuwerfen. Mein Anliegen 
1st es, dass hier 1n der Praxis ein strenger Massstab ange­
legt wird Dann, so glaube ich, kann die Zahl der Falle, 1n de­
nen neu eingerichtete lnst1tut1onen nicht we1terex1st1eren 
konnen, gering gehalten werden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 4 
Antrag der Komm1sston 
Abs. 1, 2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 3 
... dabei wird eine ausgewogene regionale Verteilung ange­

strebt. 

Art. 4 
Proposition de /a comm1ss1on 
Al. 1, 2 
Adherer a la decis1on du Conseil national 
Al. 3 
... ordre de priorite en cherchant autant que poss1ble a 
repartir ces dern1ers de man1ere equ1llbree entre les reg1ons. 

Frick Bruno (C, SZ), fur die Komm1ss1on· In Absatz 3 brin­
gen wir mit der neuen Formulierung zum Ausdruck, was auf­
grund der Materialien bereits der Wille des Nationalrates 
war: In der Schweiz sollen 1n allen Regionen Krippenplatze 
erstellt werden und nicht bloss be1spielswe1se in den Agglo­
merationen Unsere Formulierung bringt das deutlicher zum 
Ausdruck. 

Angenommen - Adopte 

Art. 5 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Mehrheit 
.... Betriebskosten und durfen pro Platz und Jahr 5000 Fran­
ken nicht ubersteigen. 

Minderheit 
(Studer Jean, Brunner Christiane) 
.... Betriebskosten und durfen pro Platz und Jahr 8000 Fran­
ken nicht ubersteigen 

Abs 2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 5 
Proposition de Ja comm1ssion 
Al. 1 
Ma1onte 

et d'explo1tation, mais ne peuvent exceder 5000 francs 
par place et par an 
Minorite 
(Studer Jean, Brunner Christiane) 

et d'exploitation, ma1s ne peuvent exceder 8000 francs 
par place et par an 

Al 2 
Adherer a la decision du Conseil national 

Abs. 1 -Al. 1 

Frick Bruno (C, SZ), für die Komm1ss1on: Die Mehrheit 1st 
der Ansicht, dass 5000 Franken als ein Drittel der mogl1chen 
Kosten genugen mussen. Das ergibt 15 000 Franken pro 
Betreuungsplatz und Jahr, d. h. 1250 Franken pro Monat. 
Das muss genügen, wenn Kinder 1n Sechser- bis Achter­
gruppen zusammengefasst werden. Es genug! sowohl fur 
die Betriebs- als auch für die Personalkosten. 

Studer Jean (S, NE). C'est un peu une question de cohe­
rence. La commission du Conseil national a demande une 
etude pour conna1tre le coüt des differentes formes d'ac­
cue1I, que ce soit au moment de l'1nvest1ssement ou dans le 
cadre du fonct1onnement. Cette etude ment1onne qu'on 
peut, s'ag1ssant des creches, retenir un coüt annuel de !'or­
dre de 24 000 francs C'est la ra1son pour laquelle on a es­
time qu'en bonne arithmet1que, 24 000 francs divises par 
tro1s faisaient 8000 francs. 
Alors, Je trouve un peu 1ncoherent de d1re au debut de la 
phrase de l'al1nea 1 er que les aides financieres couvrent un 
tiers, alors qu'on sa1t dans cette Chambre que ce t1ers ne re­
presente pas 5000 francs, mais 8000 francs 
Je crois que, M Sch1esser nous l'a d1t, des exigences tres 
claires et tres fermes ont ete posees pour def1nir les benef1-
c1a1res de l'aide de la Confederation, en particulier pour 
prendre en considerat1on le fa1t qu'1I es! necessaire d'assurer 
le ma1nt1en des nouvelles places d'accue1I pendant ur.e du­
ree de s1x ans Une fo1s cette exigence real1see, s1 on veut 
vra1ment en rester au t1ers et s1 on veut vraiment admettre 
que les etudes que le Parlement commande ont un sens, on 
n'a pas d'autre choix que d'admettre que 24 000 francs d1v1-
ses par tro1s egalen! 8000 francs. 
C'est pour cette ra1son que je vous invite a souten1r la propo­
s1!1on de la m1norite de la commiss1on. pour qu'on a1t quand 
meme un minimum de relat1on entre le tiers du debut de la 
phrase et la somme qui est a la f1n de Ja phrase en question 

Dreifuss Ruth, conse1llere federale. M. Studer a ra1son lors­
qu'1I c1te l'etude qui a ete demandee. L.:administration a auss1 
collabore, sur mandat, a la formulat1on elle-meme et eile est 
arrivee a des ch1ffres annuels superieurs a ceux qu1 v1e11-
nent d'etre ment1onnes par le rapporteur, selon le type de 
place d'accue1I. On part de l'1dee qu'une place peu! coüter 
8000 francs pour un accueil collect1f de Jour, ma1s seulement 
2500 francs pour prendre le repas de midi dans une cant1ne, 
pour l'a1de aux devo1rs, etc , et 5000 francs pour l'accue1I 
pour des ecoles a horaire continu. En voyant la d1fference 
entre ces ch1ffres, la difference auss1 entre les structures, Je 
dois dire que s1 vous creez une d1vergence avec le Conseil 
national, Je me rallierai plutöt a la dec1s1on du Conseil natio­
nal dans l'1dee que ce n'est pas dans la 101 qu'1I faudra1t fixer 
vra1semblablement un tel plafond. 
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Pour toute une ser1e d'1nstitut1ons, 8000 francs, selon la pro­
position de m1norite Studer Jean, c'est excess1f, mais pour 
d'autres 1nst1tut1ons 5000 francs, selon la proposit1on de la 
majorite de la comm1ss1on, ce n'est pas suffisant, et on ne 
parle pas 1c1 d'une moyenne, mais de couvm au max1mum 
un t1ers des frais A mon av1s, ces aspects ont leur place 
dans une ordonnance En d'autres termes, Je ne peux ic1 
que conf1rmer la Justesse des chiffres enonces par M. Stu­
der et poser la quest1on de savo1r s1 c'est effectivement au 
n1veau de la loi qu'on do1t fixer un plafond en francs 
La comm1ss1on en a fait la proposit1on En cas de d1ver­
gence, Je tena1s tout s1mplement a d1re que Je ne me rall1era1 
pas forcement a la dec1s1on de votre Conseil. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit ... 29 Stimmen 
Für den Antrag der M1nderhe1t 6 Stimmen 

Abs. 2-AI 2 
Angenommen - Adopte 

Art. 6-8 
Antrag der Kommiss/On 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposit10n de la comm1ssion 
Adherer a la dec1s1on du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 9 
Antrag der Kommiss/On 
Abs 1, 3 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 2 
Zustimmung zum Antrag des Bundesrates 

Art. 9 
Propos1t10n de la comm1ss1on 
Al. 1. 3 
Adherer a la dec1s1on du Conseil national 
Al. 2 
Adherer a la proposition du Conseil federal 

Frick Bruno (C, SZ), fur die Kommission: In Absatz 2 folgen 
wir dem Bundesrat und beschranken die Dauer auf acht 
Jahre. Das entspricht zwei F1nanzplanperioden und ist auch 
angemessen. Wir sind überdies der Uberzeugung, dass eine 
Anstossf1nanz1erung in einem mogl1chst beschränkten Zeit­
rahmen erfolgen soll Das 1st bei acht Jahren der Fall. Wir 
wollen einen Anstoss geben, aber wir wollen nicht ein «Pro­
v1durium» auf Jahrzehnte einrichten 

Angenommen - Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
Fur Annahme des Entwurfes 31 Stimmen 
Dagegen .... 4 Stimmen 

2. Bundesbeschluss über Finanzhilfen für familiener­
gänzende Kinderbetreuung 
2. Am~te federal concernant les aides financieres a l'ac­
cueil extra-familial pour enfants 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Titre et preambule 
Propos1t1on de la comm,ssion 
Adherer a la decis1on du Conseil national 

Angenommen - Adopte 
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Art. 1 
Antrag der Komm1ss1on 
Abs. 1 
Mehrheit 

200 Millionen Franken 
Minderheit I 
(Jenny, Beerl1, Brändl1, Forster, Saudan, Spoerry) 
Zustimmung zum Antrag des Bundesrates 
Minderheit II 
(Studer Jean, Brunner Christiane) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Abs. 2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 1 
Propos1t1on de la comm1ss1on 
Al. 1 
Ma1onte 
.... de 200 millions de francs ... 
Minorite I 
(Jenny, Beerli, Brändli, Forster, Saudan, Spoerry) 
Adherer a la propos1t1on du Conseil federal 
Minorite II 
(Studer Jean, Brunner Christiane) 
Adherer a la dec1s1on du Conseil national 

Al. 2 
Adherer a la dec1s1on du Conseil national 

Abs. 1 -Al 1 

Frick Bruno (C, SZ), für die Kommission: Die Mehrheit 
schlagt Ihnen vor, eine Anstossfinanz1erung von viermal 
fünfzig Jahren zu sprechen. (He1terke1t) Wir kehren zu Ze1t­
raumen zu ruck, die ich uberblicken kann. Es handelt sich um 
eine Anstossf1nanz1erung von viermal 50 Millionen Franken 
Die Zahl von 200 Millionen Franken hat eine Relation zur 
Zahl von 5000 Franken - der Unterstützung pro Krippen­
platz -, welche wir vorher beschlossen haben. Mit 50 Millio­
nen Franken pro Jahr können wir minimal 1 o 000 Platze un­
terstutzen. Wenn das Maximum von 5000 Franken nicht 
ausgeschopft wird, werden es mehr Plätze sein Gehen wir 
also von rund 13 000 Platzen aus, die wir wahrend dre1er 
Jahre finanzieren können. Wenn wir das wahrend nochmals 
dre1er Jahre tun, konnen wir mit diesem Bundesbeschluss 
neue Krippenplatze 1n der Grossenordnung von 25 000 bis 
28 000 Stuck schaffen helfen Das 1st 1mmerh1n mindestens 
bzw. fast ein Drittel der zusatzl1chen 80 000 bis 90 000 Krip­
penplatze, die wir als notwendig erachten. Wir f1nanz1eren 
also mit dieser Anstossh1lfe zusatzl1ch einen Drittel davon 
Das scheint uns angemessen zu sein Wenn Sie 400 M1ll10-
nen Franken sprechen, verdoppeln Sie den von der Mehrheit 
eingesetzten Betrag. Es erscheint der Mehrheit kaum mög­
lich, dass wir praktisch alle Krippenplatze «anschieben» 
konnen, die 1n der Schweiz überhaupt noch geschaffen wer­
den sollten. Die Minderheit II möchte das tun. Wer;n wir hin­
gegen der M1nderhe1t I folgen, schaffen wir nur eine sehr 
beschrankte Zahl von Krippenplätzen, nämlich die Hälfte 
dessen, was Sie mit dem Antrag der Mehrheit erreichen kon­
nen Mit dem Antrag der Mehrheit kennen in den nachsten 
sechs bis acht Jahren rund 25 000 bis 28 000 Plätze ge­
schaffen werden, mit dem Antrag der Minderheit 1 1st es nur 
d1e Hallte dieser Platze. Damit erreichen wir kaum das Ziel, 
eine erhebliche Anzahl zusatzl1cher Knppenpiatze zu schat­
ten Die M1nderhe1t I beschrankt sich daher aufgrund des f1-
nanz1ellen Rahmens, der fur den Bund durchaus eng 1st, 
nach Ansicht der Mehrheit zu stark. Ich darf Ihnen allerdings 
sagen, dass die Abstimmungen 1n der Komm1ss1on recht 
knapp ausgefallen sind: Die Mehrheit hat gegenuber der 
M1nderhe1t I led1gl1ch mit 7 zu 6 Stimmen obsiegt. 
Ich ersuche Sie, diese Mehrheit in unserem Rat deutlicher 
zu machen. 
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Jenny Th1s (V, GL). Die Meinungen sind gemacht Ich ver­
zichte darum auf weit reichende Ausfuhrungen Ich mochte 
Sie led1gl1ch bitten, der M1nderhe1t 1 - viermal 25 M1ll1onen 
Franken - zuzustimmen 

Studer Jean (S, NE) Je va1s essayer de ne pas faire long 
apres l'intervent1on de M. Jenny, ma1s Je veux ment1onner 
deux fa1ts 
1. La Ville de Zurich depense chaque annee 25 m1llions de 
francs pour les creches. C'est ce que propose la minorite 1 

(Jenny) pour l'ensemble de la Confederat1on. 
2. J'a1 lu la sema1ne passee qu'a Geneve, 11 manqua1t env1-
ron 2500 places d'accue1I dans des creches pour l'ensemble 
du canton. Ces 2500 places, c'est en gros ce que permet­
tra1t de creer les 25 millions de francs que la m1norite I de­
fend. 
A l'evidence, on ne peut pas, sur le plan de la Confedera­
tion, allouer les memes subvent1ons qu'a Zurich pour sat1s­
faire les besoins qu'a Geneve. Je cro1s que M Schmid avait 
ra1son quand 11 d1sa1t: «S1 on veut un programme d'1mpul­
sion, a ce moment-la, 11 taut donner les moyens necessaires 
pour atte1ndre le but qu'on se fixe » M Frick, rapporteur de 
la comm1ss1on, a b1en d1t quelles eta1ent les attentes en ter­
mes de nouvelles places d'accue1I que chacun des montants 
d1scutes permetta1t de sat1sfa1re. 
C'est dans cette opt1que, pour remed1er a ce que chacun de­
nonce, a savo1r un manque d'env1ron 80 000 places d'ac­
cuell dans les creches de ce pays, que je vous invite a 
soutenir la propos1t1on de la m1norite II (Studer), donc a ad­
herer a la dec1s1on du Conseil national qu1 es! coherente par 
rapport a l'obJect1f du proJet de debloquer 400 m1lllons de 
francs sur une periode de quatre ans 

Dreifuss Ruth, conse1llere federale· Je n'ai rien a aJouter, s1 
ce n'est pour dire que j'arnve a peu pres a trouver une place 
dans le budget de mon departement, pour ce montant-la. 
Pour un montan! plus eleve, je suis obl1gee de trouver des 
compensations, et Je ne sa1s pas oül 

Abstimmung - Vote 

Eventuell - A t1tre pre/Jmma1re 
Fur den Antrag der M1nderhe1t 1 19 Stimmen 
Für den Antrag der M1nderhe1t II „ 19 Stimmen 

Mit Stichentscheid des Pras1denten 
wird der Antrag der Mmderhe1t I angenommen 
Avec la vo1x preponderante du pres1dent 
la propos1twn de la minonte I est adoptee 

Defm1t1v - Defmitivement 
Für den Antrag der Mehrheit „ 22 Stimmen 
Für den Antrag der M1nderhe1t 1 17 Stimmen 

Ausgabenbremse - Frem aux depenses 

Abstimmung - Vote 
Fur Annahme der Ausgabe .. 25 Stimmen 
Dagegen .... 7 Stimmen 

Das quallf1Z1erte Mehr ist erreicht 
La majorite qua/1flee est acqwse 

Abs. 2-AI. 2 
Angenommen - Adopte 

Art. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de /a comm1sswn 
Adherer a la dec1sion du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 23 Stimmen 
Dagegen . 5 Stimmen 
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Motion Janiak Claude. 
Rahmengesetz 
für eine schweizerische 
Kinder- und Jugendpolitik 
Motion Janiak Claude. 
Loi-cadre relative 
a une politique suisse 
de l'enfance et de la jeunesse 

E1nre1chungsdatum 27 09 00 
Date de dep6t 27 09 00 

Nat1onalrat/Conse1I national 26 11 01 

Bericht WBK-SR 09 04 02 
Rapport CSEC-CE 09 04 02 

Standerat/Conse1I des Etats 18 06 02 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Überweisung als Postulat 
Mmderhe1t 
(Stadler, Beerl1, Berger, Langenberger) 
Uberwe1sung der Motion 

Proposition de /a commiss1on 
Ma1orite 
Transmettre la motion sous forme de postulat 
Mmonte 
(Stadler, Beerl1, Berger, Langenberger) 
Transmettre la mot1on 

Bieri Peter (C, ZG), für die Kommission. Das Anliegen ei­
nes Rahmengesetzes für eine schweizerische Kinder- und 
Jugendpol1t1k geht auf die Motion Janiak im Nationalrat zu­
ruck Der Nationalrat hat die Motion mit 89 zu 63 Stimmen 
als Motion uberw1esen. Der Bundesrat beantragt jedoch, die 
Motion als Postulat zu überweisen. Die Mehrheit der WBK, 
die mit dem Stichentscheid des Pras1denten zustande ge­
kommen 1st, beantragt Ihnen, dem Bundesrat zu folgen Eine 
M1nderhe1t der Kommission. angefuhrt von Kollege Stadler. 
möchte 1n diesem Entscheid dem Nationalrat folgen. 
Worum geht es be1 diesem Anliegen? Artikel 11 der Bundes­
verfassung befasst sich mit dem Schutz der Kinder und Ju­
gendlichen. Gemass Absatz 1 von Artikel 11 haben diese 
«Anspruch auf besonderen Schutz ihrer Unversehrtheit und 
auf Förderung ihrer Entwicklung.» Und Absatz 2 legt fest· 
«Sie uben ihre Rechte im Rahmen ihrer Urte1lsfah1gke1t 
aus » Artikel 41 Absatz 1 Buchstabe g der Bundesverfas­
sung hält fest, dass sich Bund und Kantone in Ergänzung zu 
personl1cher Verantwortung und privater ln1tiat1ve dafur ein­
setzen, dass «Kinder und Jugendliche 1n ihrer Entwicklung 
zu selbststand1gen und sozial verantwortlichen Personen 
gefordert und in ihrer sozialen, kulturellen und pol1t1schen 
Integration unterstutzt werden». Es gibt in der Bundesver­
fassung weitere Artikel, wo die Anliegen der Kinde' und 
Jugendlichen speziell hervorgehoben werden. so etwa 1m 
ganzen Bereich des Bildungswesens. 
Die Motion verlangt gestutzt auf diese Verfassungsgrundla­
gen ein Rahmengesetz, 1n welchem die Grundiagen für eine 
schweizerische Kinder- und Jugendpol1t1k geschaffen und 
die Kantone beauftragt werden, eine umfassende Jugend­
forderungspolitik zu installieren. Im Weiteren verlangt die 
Motion konkret eine Bundesstelle, welche die Arbeit aller 
Verwaltungseinheiten. die mit Jugendlichen zu tun haben. 
koordiniert und die Kantone 1n der Jugendförderungspol1!1k 
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Proposition de /a commission 
La commission propose, par 11 voix contre 5 et sans abs­
tention: 
Majorite 
Prendre acte de la petition sans y donner suite. 
Minorite 
(Günter, Banga, Fehr Mario, Garbani, Wiederkehr) 
Transmettre le postulat 02.3009. 

Günter Paul (S, BE): Die Petition der Jugendsession 2001 
verlangt, dass die internationalen Waffen- und Kriegsmate­
riallieferungen verboten werden. Die Jugendparlamentarie­
rinnen und -parlamentarier begründen ihr Anliegen damit, 
dass ein Verbot von internationalen Waffenausfuhren den 
Bestand an Waffen in Konfliktgebieten reduziert und dass so 
die Gewalttätigkeit in der Welt abnimmt. 
Eine Kommissionsminderheit beantragt, der Petition mit ei­
nem Postulat Folge zu geben, und ich begründe hier ihre 
Stellungnahme. Ich muss noch etwas vorausschicken. Wenn 
Sie die Ausführungen der Verwaltung zur Petition lesen, 
dann steht dort ein merkwürdiger Satz: «Die Forderung für 
ein generelles Verbot von Waffenlieferungen würde national 
und international auf Unverständnis und Ablehnung stos­
sen.» Das Wort «national» kann ich noch verstehen, weil es 
in unserem Land Leute gibt, die für Waffenexporte sind. 
Aber dass «international» jemand etwas dagegen hat, wenn 
die Schweiz keine Waffen ausführt, scheint uns doch eine 
etwas seltsame Begründung; wir haben das kritisiert. 
Wir haben dann, um das Anliegen der Petition aufzuneh­
men, ein Postulat formuliert: «Der Bundesrat soll prüfen, wie 
die Schweiz sich in der Uno einsetzen soll, um ein Verbot 
von Waffen- und Kriegsmateriallieferungen zu erreichen.» 
Das ist ein sehr offen formuliertes Postulat. 
Es geht hier um die schweizerische Rüstungsindustrie und 
die so genannte Sicherheit unseres Landes. Ich darf feststel­
len, dass unsere Rüstung in wichtigen und zentralen Berei­
chen ohnehin nicht autark ist: Wir kaufen die wichtigsten 
Waffen heute ein. Es besteht daher keine militarisch begrün­
dete Notwendigkeit, eine eigene grössere Waffenindustrie 
aufrechtzuerhalten. Wir haben heute die Situation, dass im 
internationalen Rüstungsbereich Überkapazitäten bestehen. 
Die USA arbeiten im Hightech-Bereich und versuchen, 
Druck zu machen, damit solvente Käufer wie die Europäer 
möglichst auch diese Hightech-Waffen erwerben. Da kann 
ein «Vorführkrieg» hie und da nicht schaden. Wer die Welt­
politik der USA in den letzten Monaten und Jahren verfolgt 
hat, kommt jedenfalls nicht um den Verdacht herum, dass 
auch der Showeffekt - dank dem die Waffenkäufe verbes­
sert werden sollen - ein zusätzliches Motiv ist, um die 
Kriegstrommel zu rühren. 
Wir haben auf der anderen Seite Russland, die Ukraine, das 
United Kingdom und Frankreich, die eine überdimensio­
nierte Rüstungsindustrie haben, die Billigwaffen anbietet. 
Wir haben zudem die Situation, dass viele Grossarmeen, 
darunter auch die der Schweiz, verkleinert werden. Dadurch 
werden sehr viele Waffen frei. In diesem Umfeld hat es eine 
schweizerische Rüstungsindustrie sehr schwer, das sehen 
wir jetzt auch an den Resultaten der Ruag. Wir stehen vor 
dem Dilemma, vor dem wir seit langem gewarnt haben: Ent­
weder macht unsere Rüstungsindustrie Hochdruck und ver­
kauft Waffen, wohin sie nur kann; dann ist aber über kurz 
oder lang ein Skandal vorprogrammiert, weil Schweizer Waf­
fen in ein Konfliktgebiet gelangen, in das sie nie hätten ge­
langen dürfen. Oder aber man versucht, sich an die Regeln 
zu halten und die Gesetze zu beachten - dann ist die wirt­
schaftliche Zukunft unserer Rüstungsindustrie eigentlich 
auch schon sicher: Sie wird nämlich keine haben! Das wahr­
scheinlichste Szenario ist eine Mischung der beiden Sze­
narien: ein Skandal und gleichzeitig auch ein Abbau von 
Arbeitsplatzen. 
Unser Hauptargument gegen die Waffenexporte ist mora­
lisch und ethisch fundiert, aber eben nicht nur: Es sprechen 
auch Marktgründe, ökonomische Gründe, dagegen, wie ich 
sie oben skizziert habe. Mehrere Studien haben gezeigt, 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

dass heute in einem Land eine grössere Rüstungsindustrie 
volkswirtschaftlich eine Hypothek und nicht von Vorteil ist. 
Ich ersuche Sie, das Postulat der Kommissionsminderheit zu 
überweisen. 

Abstimmung - Vote 
Fur den Antrag der Mehrheit .... 78 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 54 Stimmen 

La presidente (Maury Pasquier Liliane, presidente): Le pos­
tulat est donc rejete. Le Conseil prend acte de la pet1t1on 
sans y donner suite. 

00.403 

Parlamentarische Initiative 
Fehr Jacqueline. 
Anstossfinanzierung 
für familiener~änzende 
Betreuungsplätze 
Initiative parlementaire 
Fehr Jacqueline. 
lncitation financiere pour la creation 
de places d'accueil pour enfants 
en dehors du cadre familial 

Differenzen - Divergences 
E1nreichungsdatum 22 03.00 
Date de depöt 22.03.00 
Bericht SGK-NR 22.02.01 
Rapport CSSS-CN 22.02 01 
Nat1onalraVConse1I national 21.03.01 (Erste Phase - Premiere etape) 

Bericht SGK-NR 22 02 02 (BBI 2002 4219) 
Rapport CSSS-CN 22.02.02 (FF 2002 3925) 
Stellungnahme des Bundesrates 27.03.02 (BBI 2002 4262) 
Avis du Conseil federal 27.03.02 (FF 2002 3970) 

Nat1onalraVConse1I national 17.04.02 (Zweite Phase - Deux1eme etape) 

StanderaVConse1I des Etats 18.06.02 (Zweitrat - Deux1eme Conseil) 

Nat1onalraVConseil national 30.09 02 (Differenzen - D1vergences) 

NationalraVConseil national 04.10.02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

StanderaVConse1I des Etats 04.10.02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses 1 (BBI 2002 6488) 
Tex1e de l'acte leg1slat1f 1 (FF 2002 6029) 

1. Bundesgesetz über Finanzhilfen für familienergän­
zende Kinderbetreuung 
1. Loi federale sur les aides financieres a l'accueil extra­
familial pour enfants 

Art. 1 Abs. 2; 3 Abs. 1 Bst. b, c; 4 Abs. 3; 5 Abs. 1; 
9 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art.1 al. 2; 3 al. 1 let. b, c; 4 al. 3; 5 al. 1; 9 al. 2 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Rosslnl Stephane (S, VS), pour la commission: S'agissant 
des divergences relatives au projet issu de l'init1at1ve parle­
mentaire Fahr Jacqueline «lncitation financiere pour la crea­
tion de places d'accueil pour enfants en dehors du cadre 
familial», je t1ens a vous presenter quelques po1nts qui ont 
ete debattus par la commission. 
Le premier element concerne le resultat final de la discus­
sion, c'est-a-dire que par 9 voix contre 1 et avec 7 absten­
tions, la commission vous propose de mettre fin aux d1ver­
gences et d'accepter le projet tel qu'1I ressort des debats du 
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Conseil des Etats. Cette decision, il taut bien l'avouer, n'est 
pas le reflet de l'enthousiasme qui a ete celui de votre com­
mission pour elaborer et finaliser ce projet, mais c'est une 
decision qui releve taut simplement de la raison et de l'ap­
preciation objective de la situation dans laquelle nous nous 
trouvons. 
En effet, a l'origine, !'initiative parlementaire nous demandait 
100 millions de francs par annee sur dix ans. Ensuite, nous 
avons discute, au sein de ce Conseil, d'une proposition 
de 100 mill1ons de francs par annee sur une periode de 
quatre ans - je rappelle que le Conseil federal avait propose 
100 millions de francs pour quatre ans, soit 25 millions de 
francs par an. 
Le Conseil des Etats a decide de repartir 200 millions de 
francs sur quatre ans, a savoir 50 millions de francs par an, 
somme qui se situe donc a mi-chemin entre les 25 milllons 
de francs du Conseil federal et les 100 millions de francs de­
c1des par notre Conseil. 
Aujourd'hui, l'objectif de la commission comme, je l'espere, 
de l'ensemble de notre Conseil - et je crois que c'est l'ele­
ment essential qu'il convient de mettre en evidence - est de 
passer ventablement de la parole, des bonnes intentions 
aux actes, c'est-a-dire de pouvoir mettre en oeuvre au plus 
v1te ce programme d'impulsion. Au plus vite, cela signifie, en 
fonction du delai referendaire, une entree en vigueur de ce 
texte au 1 er fevrier 2003. 
Nous avons conscience que la commission fait un pas en 
arriere, mais nous estimons que, malgre ce pas en arriere, 
un progres extremement important est accompli: si nous 
n'adherons pas aux decisions du Conseil des Etats, nous 
risquons de nous retrouver a la case depart, c'est-a-dire de 
n'avoir aucun montan! a disposition pour lancer un pro­
gramme d'impulsion, et je crois que ce n'est pas cela que 
notre Conseil a clairement decide en premiere deliberation. 
Je souhaite aussi evoquer un point important: si notre Con­
seil accepte de debloquer la somme globale de 200 millions 
de francs, nous souhaitons que ces 50 millions de francs an­
nuels alloues au programme d'impulsion y soient veritable­
ment affectes. Nous n'aimerions pas que, sur ce montant de 
50 mill1ons de francs, des sommes soient encore soustrai­
tes, c'est-a-dire que l'on fasse en quelque sorte des econo­
mies. 
Nous avons, a l'article 1 er alinea 1 er du projet 2, une propo­
sition de minorite Fasel qui suggere non pas 200 millions 
mais 300 millions de francs. Je crois que dans ce debat, 
c'est un element important. Nous souhaitons qu'il y ait une 
relation effective entre la volonte politique et l'allocation des 
ressources. 
Concernant les elements de detail, on peut dire taut simple­
ment que le Conseil des Etats a amene un certain nombre 
de precisions; concernant les tiers en definissant les em­
ployeurs, en precisant une duree de six ans pour determiner 
la notion de lang terme dans le financement de ces creches. 
Ensuite, la notion d'exigence cantonale de qualite est une 
autre precision apportee, comme celle de l'equilibre entre 
les regions. Ces d1fferents elements sont parfaitement en 
concordance avec l'etat d'esprit qui avait preside a l'elabora­
tion du premier projet en commission puis a son examen par 
notre Conseil. 
Un seul element dans las divergences est un peu different, 
c'est celui du montant maximal de 5000 francs qui decide 
par le Conseil des Etats alors que nous avions prefere qua 
les aides financieres couvrent au maximum un tiers des frais 
d'investissement et d'exploitation, mais cette solution se 
trouve en parfaite coherence avec la d1minution des mon­
tants decidee globalement par le Conseil des Etats. 
Voila la discussion qui a ete celle de la comm1ssion qui a 
donc tres nettement postule et opte pour supprimer toutes 
las divergences et passer de la parole aux actes pour lancer 
au plus v1te ce programme d'impulsion. 

Egerszegi-Obrist Christine (R, AG), für die Kommission: Ich 
kann es kurz machen. Beim Bundesgesetz schuf der Stän­
derat noch drei Differenzen: In Artikel 3 bezifferte er die 

langfristige Finanzierung, die zu gewährleisten ist, mit sechs 
Jahren, in Artikel 4 wollte er eine ausgewogene regionale 
Verteilung der Mittel, und in Artikel 5 limitierte er die Kosten 
pro Platz und Jahr auf eine Summe von 5000 Franken. Die 
Kommission war nach einer Diskussion mit der Bereinigung 
dieser Differenzen einverstanden. Sie war sich bewusst, 
dass man keine neuen Differenzen mehr schaffen möchte, 
sondern den Erlass so schnell wie möglich in Kraft treten 
lassen will. 
Beim Bundesbeschluss über die Finanzhilfen hatten wir 
auch eine Differenz. Diese Differenz ist geblieben. Sie erin­
nern sich: Der Nationalrat wollte 400 Millionen Franken für 
diese Anstossfinanzierung einsetzen; der Bundesrat sah vor 
allem die finanzielle Entwicklung des Bundeshaushaltes und 
wollte nur 100 Millionen Franken gewähren. Der Standerat 
bewegte sich zwischen diesen Zahlen und setzte die 
Summe der zur Verfügung stehenden Mittel auf 200 Millio­
nen Franken fest. Die Mehrheit war einverstanden - zum Teil 
zähneknirschend -, aber man will diesen Beschluss so 
schnell wie möglich in Kraft treten lassen. Eine Minderheit, 
angeführt von Kollege Fasel, wollte - auch als Kompro­
miss - bei 300 Millionen Franken bleiben, denn 400 Millio­
nen Franken waren in diesem Rat mit grosser Mehrheit be­
reits einmal beschlossen worden. Aber die Mehrheit war 
eben der Meinung, die Bundesfinanzen würden mit Zuwar­
ten nicht besser. Es ist besser, wir können diesen Bundes­
beschluss jetzt verabschieden und das Programm starten. 
Das Allerwichtigste an diesem Vorstoss ist aber - und da bin 
ich der lnitiantin, Frau Fehr Jacqueline, sehr dankbar-, dass 
er in unserem Land eine richtige Welle in Gang gesetzt hat. 
Wenn ich die Entwicklung in unserer Gegend betrachte, 
dann sehe ich, dass sehr viele Krippenplätze im Entstehen 
sind. Sehr viele festgefahrene Strukturen haben den nötigen 
Impuls für Blockzeiten und Tagesschulen erhalten. Das ist 
ebenso viel wert wie das, was wir hier beschliessen. Ohne 
diese Bewegung, die von einer grossen Mehrheit hier im 
Saal getragen worden ist, wäre das nicht möglich gewesen. 
Im Sinne eines Vernunftsantrages bitte ich Sie, hier die 
Mehrheit zu unterstützen. Damit hätten wir keine Differenzen 
mehr zum Ständerat. 

Angenommen - Adopte 

2. Bundesbeschluss über Finanzhilfen für familiener­
gänzende Kinderbetreuung 
2. Arrete federal concernant les aides financieres a l'ac­
cueil extra-familial pour enfants 

Art. 1 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Fasel) 
.... 300 Millionen .... 

Art. 1 al. 1 
Proposition de /a commission 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Minorite 
(Fasel) 
.... de 300 millions .... 

Fasel Hugo (G, FR): Die Schaffung von familienergänzen­
den Betreuungsplätzen ist eine familienpolitische Notwen­
digkeit. Dieser Ansicht waren wir in diesem Saal mit sehr, 
sehr grosser Mehrheit. Der Standerat war ebenfalls klar und 
deutlich dieser Auffassung. Hingegen hat dieses Anliegen, 
das man als zentral betrachtet, im Ständerat auf finanzieller 
Seite eine mächtige Einbusse erlitten: Statt der vom Natio­
nalrat vorgeschlagenen 400 Millionen Franken hat der Stän­
derat den Betrag für dieses wichtige Anliegen schlichtweg 
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halbiert, also - man kann es nicht anders sagen - durch be­
scheidene 200 Millionen Franken über vier Jahre hinweg er­
setzt. 
Namens der grünen Fraktion bin ich der Auffassung, dass 
wir hier nicht einfach klein beigeben sollten, weil das Anlie­
gen eine konsequente Haltung auch im Finanzierungsbe­
schluss verlangt. Da pro Jahr jetzt noch offenbar 50 Millio­
nen Franken bleiben sollen - die wir als bescheiden erach­
ten -, will ich auf die letzten Beschlüsse Bezug nehmen, 
über die wir nicht einmal reden konnten: Wir haben letzte 
Woche noch gehört, dass der Bundesrat über Nacht, ohne 
Konsultation des Parlamentes, 63 Millionen Franken für ein 
marodes Unternehmen, nämlich Swiss Dairy Food, be­
schlossen hat - es wird ja noch mehr werden. Man sieht da­
mit in diesem Parlament, worauf Gewicht gelegt wird: Für 
Kinderkrippen werden noch 50 Millionen Franken eingesetzt, 
das soll man dann über die Jahre verteilen; wahrscheinlich 
wird die Frau Bundesrätin nachher noch sagen, es würden 
dieses Jahr nicht einmal 50 Millionen Franken sein. Gleich­
zeitig, in einer Nacht-und-Nebel-Aktion, beschliesst derselbe 
Bundesrat trotz Schuldenbremse und Defizit locker, 60 oder 
70 Millionen Franken für ein marodes Unternehmen der 
Milchwirtschaft einzusetzen. Wahrscheinlich werden noch 
Darlehen folgen, die dann nie zurückbezahlt werden. 
Ich weiss, dass viele im lande bereits auf die Unterstützung 
warten, die von uns hier aufgegleist wurde. Wir wollen des­
halb auch nicht grundsätzlich Spielverderber sein. Dennoch 
will ich mit einer Frage an Frau Bundesrätin Dreifuss gelan­
gen: Wie viel ist jetzt für die Förderung der Krippen definitiv 
im Budget 2003 eingesetzt? Ich möchte also hier klar und 
deutlich hören, ob man von diesen 50 Millionen Franken 
noch einmal abweichen wird, sodass wir auch auf eine ver­
lässliche Auskunft vonseiten des Bundesrates zählen kön­
nen. 
Ich bitte deshalb Frau Bundesrätin Dreifuss, diese Frage in 
ihren Ausführungen noch zu beantworten. 

Meyer Therese (C, FR): Voici l'avis du groupe democrate­
chretien concernant le projet d'«lncitation financiere pour la 
creation de places d'accueil pour enfants en dehors du ca­
dre familial». 
Petit rappel. Lors de la premiere deliberation sur cet objet 
dans notre Conseil, le groupe democrate-chretien avait 
adopte massivement le projet de la commission, c'est-a-dire 
100 millions de francs par an pendant dix ans avec un maxi­
mum de 8000 francs d'aide financiere par place creee, con­
firmant ainsi son soutien en priorite a la famille et confirmant 
ainsi aussi qu'il soutenait la famille sous toutes ses formes et 
selon le choix des parents de rester l'un ou l'autre totale­
ment ou partiellement au foyer pour l'education des enfants, 
ou de pouvoir concilier harmonieusement l'education des 
enfants et une vie professionnelle. C'est le but de ce projet 
et de cette action exceptionnelle de la Confederation en rai­
son du manque d'equipement dans le pays. 
Au Conseil des Etats, nos representants se sont rallies mas­
sivement egalement aux decisions de notre Conseil, malgre 
les propositions minimalistes du Conseil federal qui, lui, vou­
lait 25 millions de francs par an au lieu de 100. II y a aussi au 
une proposition mediane de la commission qui demandait 
50 millions de francs par an pendant huit ans, et 5000 francs 
d'aide financiere au maximum par place creee. Notre groupe 
a finalement soutenu la proposition de la commission du 
Conseil des Etats, soit 200 millions de francs a. repartir sur 
quatre ans. 
En ca qui concerne la procedure d'elimination des divergen­
ces, la commission de notre Conseil a examine la situation 
sous toutes les coutures. Force a ete de constater qu'il 
n'etait pas possible, an l'etat, d'obtenir un franc de plus du 
Conseil des Etats. Au contraire: maintenir la divergence pou­
vait mettre an peril tout le projet. 
La commission paraissait convaincue qu'il etait plus judi­
cieux de se rallier au Conseil des Etats, mais une proposi­
tion de derniere minute de M. Fasel est arrivee. 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Malgre l'objectif premier de notre groupe de faire un effort 
supplementaire pour ce projet, la lucidite nous commande 
d'adopter le projet tel qu'il ressort des debats du Conseil des 
Etats et d'eliminer toutes les d1vergences, surtout apres 
avoir entendu que les representants du groupe socialiste 
defendent le meme point de vue. Sous reserve de referen­
dum, la loi pourra entrer en vigueur le 1 er fevrier 2003 et en 
huit ans, 35 000 a 40 000 nouvelles places pourraient etre 
creees, ce qu'on peut qualifier de reel progres. 
La proposition de minorite Fasel, qui va plus lo1n, comporte 
un certain risque de voir le Conseil des Etats rejeter le !rein 
aux depenses, ce qui serait la mort du projet. Ce sera1t 
quand meme dommage, car nous avons la possibilite de le 
faire aboutir: un tiens vaut mieux que deux tu l'auras! 
Je vous demande de soutenir la proposition de la majonte 
de la commission. 

La presidente (Maury Pasquier Liliane, presidente): Le 
groupe radical-democratique communique qu'1I soutient la 
proposition de la majorite. 

Wirz-von Planta Christine (L, BS): Die Liberalen sind grund­
sätzlich der Meinung, dass die Kindererziehung in erster Li­
nie in die Verantwortung der Eltern gehört, dass die staatlich 
subventionierte externe Kinderbetreuung in die Kompetenz 
der Kantone und nicht des Bundes gehört und dass die Ar­
be1tgebenden nicht gesetzlich verpflichtet werden dürfen, die 
externe Kinderbetreuung finanziell mitzutragen. Sie sollten 
es - in ihrem eigenen Interesse - tun, sie sollten aber nicht 
dazu gezwungen werden, weil sie sehr oft überhaupt nicht in 
der Lage sind, das zu tun. 
Nun ergibt sich aber mit der Parlamentarischen Initiative 
Fahr Jacqueline die Möglichkeit, die Kantone, die genug ge­
beutelt sind und Zuschüsse des Bundes auf vielen Gebieten 
am Schwinden sehen, zu entlasten, wobei die f1nanzstarken 
Kantone wie z. B. Basel, das als Stadtkanton natürlich ein 
grosses Angebot an Fremdbetreuungsplätzen zu berappen 
hat, nur einen Tropfen auf den heissen Stein erhalten wer­
den. 
Bei der ersten Behandlung dieses Geschäftes im Nationalrat 
hat die liberale Fraktion mit einem - haushoch abgewiese­
nen - Antrag gefordert, dass durch den Bund keine An­
stossfinanzierung an Organisationen auszurichten sei, wenn 
eine negative Beurteilung des Kantons vorliege. Man sollte 
also die Kompetenz des Bundes nicht zur Umgehung nut­
zen: Wenn der Kanton eine solche Empfehlung abgibt, dann 
sollte die Organisation nachher nicht die Möglichkeit haben, 
durch die Hintertüre zum Bund zu gehen und dann eine An­
stossfinanzierung zu erhalten. Wir bitten deshalb die zustän­
digen Stellen, in der Praxis ausschliesslich die Empfehlun­
gen der Kantone zu berücksichtigen, denn ansonsten würde 
damit ein unschönes Präjudiz geschaffen. 
Die liberale Fraktion stimmt mehrheitlich dem Kompromiss 
des Ständerates zu, d. h. der Mehrheit der Komm1ss1on oder, 
in Franken ausgedrückt, den 200 Millionen Franken. 

Fehr Jacqueline (S, ZH): Ich möchte hier kurz erklären, wes­
halb ich dem Kompromiss ebenfalls zustimme und weshalb 
ich Sie bitte - wenn auch a. contrecoeur -, dies ebenfalls zu 
tun und damit den Spatz in der Hand zu wählen. 
Dieser Rat hat im April ein klares und richtiges Zeichen ge­
setzt. Mit 100 Millionen Franken jährlich sollten familiener­
gänzende Einrichtungen wie Krippen, Ganztagesschulen, 
Mittagstische usw. gefördert werden. Der Nationalrat hat die­
sem Kredit zugestimmt, weil er erkannt hat, in welchem Um­
fang Plätze fehlen. Er hat aber auch zugestimmt, weil er 
erkannt hat, wie wichtig diese Plätze für die Kinder als Ort 
des sozialen Lernens sind. Er hat auch zugestimmt, weil er 
erkannt hat, welchen volkswirtschaftlichen Nutzen Krippen, 
Ganztagesschulen und Mittagstische haben. Der Nationalrat 
hat zu Recht zugestimmt. Der Ständerat hat dann aber im 
Juni die Bremse gezogen und den Betrag halbiert. Es deutet 
nichts darauf hin, dass der Ständerat zu mehr zu bewegen 
wäre. Nach sehr gründlichen Abklärungen musste auch ich 
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einsehen, dass im Ständerat das qualifizierte Mehr für einen 
höheren Betrag nicht erreicht würde. Mit anderen Worten: 
Wir können das Projekt nicht mehr verbessern, sondern nur 
noch verzögern. 
Ich bitte Sie deshalb schweren Herzens, dem Kompromiss 
zuzustimmen. Dabei wird auch klar, dass dies zwar ein wich­
tiger Schritt ist, aber eben nur ein erster Schritt sein kann. 
Es ist Aufgabe der Kantone und Gemeinden, diesen Ausbau 
weiterzuführen. Wenn die Kantone damit unter Druck kom­
men, dann war das - so muss ich zugestehen - die pure, 
lautere Absicht dieses Vorstosses, den Kantonen Beine zu 
machen, damit sie diese Aufgabe lösen. 
Erlauben Sie mir zum Schluss noch eine politische und eine 
persönliche Bemerkung. Die politische Bemerkung: Ich hatte 
bei diesem Projekt immer auch die Finanzierung im Auge 
und blickte dabei vor allem auf das Steuerpaket. Mein Vor­
schlag lautete von Beginn an: Setzen wir für das Steuerpa­
ket statt 1,3 Milliarden nur 1,2 Milliarden Franken ein, und 
stellen wir die übrigen 100 Millionen Franken für den Ausbau 
der familienergänzenden Betreuungsplätze zur Verfügung. 
Ich bin noch heute davon überzeugt, dass diese Kombina­
tion den Familien weit mehr bringen würde als eine einäu­
gige Steuersenkungspolitik, doch Kompromisse sind manch­
mal eben nötig. 
Die persönliche Schlussbemerkung ist ein Dank, und zwar 
an all jene Mitglieder des Rates, die über die Parteigrenzen 
hinweg diesem Projekt zum Durchbruch verholfen haben. 
Mein Dank geht aber auch an die Verwaltung, die in Rekord­
zeit die Grundlagen in einem für den Bund neuen Gebiet er­
arbeitet hat und es uns damit ermöglichte, die Vorlage 
ebenso rasch zu beraten und zu verabschieden. 
Wüssten sie es, so würden es Ihnen auch die Kinder dan­
ken, die dereinst in den so geförderten Einrichtungen viele 
spannende Stunden verbringen dürfen. 

Studer Heiner (E, AG): Wer hätte damals im Tessin, noch 
im Jahr 2001, geglaubt, dass total 400 Millionen Franken 
das Resultat sein würden? Wahrscheinlich sehr wenige. 
Deshalb ist es auch richtig, dass wir jetzt den Realitätsbezug 
herstellen. Der Bundesrat wollte nur 25 Millionen Franken 
pro Jahr, also nur einen Viertel von dem, was wir wollten -
man kann nicht immer die Hälfte als Kompromiss haben. 
Aber wenn wir realistisch sind, müssen wir sagen, dass die 
200 bzw. viermal 50 Millionen Franken nicht die Hälfte des­
sen sind, was wir hätten haben können, sondern das sind to­
tal 200 Millionen Franken, die wir sonst nicht hätten. Es ist 
wichtig, dass wir es aus diesem Blickwinkel ansehen. Ich bin 
sehr dankbar - ich habe es, was den Realitätsbezug angeht, 
auch nicht anders erwartet -, dass auch Jacqueline Fehr 
ganz klar darauf hingewiesen hat. 
Wir haben für die 100 Millionen Franken pro Jahr gestimmt 
und sind jetzt aber bei dieser Differenzbereinigung aus 
Überzeugung für den Kompromiss mit dem Ständerat. Damit 
kann das Geschäft abgeschlossen werden, und wir haben 
etwas ganz Handfestes in Händen. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Merci a la commission 
pour le travail qu'elle a accompli et pour la sagesse dont eile 
fait preuve en vous recommandant de vous rallier au Conseil 
des Etats. Par la, vous vous ralliez aussi a une version qui 
est plus proche de celle du Conseil federal. 
Une question m'a ete posee par M. Fasel, qui est de savo1r 
quelle somme est inscrite au budget de l'annee prochaine. 
Avant de prononcer le montant exact, je dois vous rappeler 
qu'il s'agit d'un credit qui peut eire engage sur quatre ans, 
mais qua chacun des engagements peut durer trois ans. II 
nous laut donc eire prudents au niveau du budget pour pou­
voir tenir le rythme des deboursements sur la periode d'ap­
plication du credit, de six ans en principe. C'est la raison 
pour laquelle nous avons mis 20 millions de francs au bud­
get de l'annee prochaine. Et nous continuons dans le plan fi· 
nancier de fac;:on a avoir engage, a la fin de la periode de 
quatre ans, l'integralite de la somme et de pouvoir encore 

verser pendant trois ans ce qui est necessaire. La volonte de 
realiser ce qua le Parlament decidera est bien la. 
En ce qui concerne la question qui a ete soulevee de savo1r 
dans quelle mesure les cantons auraient leur mot a dire: les 
cantons ont leur mot a dire en ayant des exigences de qua­
lite au moins equivalentes a celles qua nous mettrons en 
place dans l'ordonnance. Nous ne pouvons pas f1nancer 
quelque chose qui ne correspondrait pas aux normes canto­
nales, et il va sans dire qua nous souhaitons qu'il y a1t une 
prise de position par rapport a ces demandes de la part des 
differents cantons. Les institutions que nous pouvons soute­
nir sont de tout ordre. Cela peut meme etre une creche d'en­
treprise ou une institution mise sur pied par une association 
privee. II ne faudrait pas que le canton puisse s'opposer a 
une experience repondant aux besoins et aux exigences de 
qualite. C'est certainement une experience qui a pour but de 
dynamiser la politique cantonale et communale en faveur de 
la pet1te enfance et, dans ce sens-la, nous avons tout interet 
a collaborer etroitement avec ces instances de notre sys­
teme federal1ste. 

Fasel Hugo (G, FR): Ganz kurz: Wir haben in der Frühjahrs­
session 2001 im Tessin 400 Millionen Franken für ein Anlie­
gen beschlossen, das alle äusserst wichtig fanden. Dann hat 
der Standerat diesen Betrag halbiert, und in der Kommission 
habe ich die Lösung von 300 Millionen Franken eingebracht, 
weil ich davon ausging, dass wir damit in diesem Rat eine 
klare Mehrheit finden würden. Denn wir wissen, dass 1n der 
Zwischenzeit auch die CVP ein sehr attraktives Familienpro­
gramm beschlossen hat, und ich ging eigentlich davon aus, 
dass die CVP dies hier auch umsetzen würde und dass man 
zwischen den Fraktionen der CVP und der SP eine starke 
Mehrheit finden würde. Aber Frau Meyer Therese hat jetzt 
geklärt, dass das unmöglich sein wird, sodass es mir auch 
lieber ist, dass wir am Schluss besser die «wenigen 20 Mil­
lionen» für 2003, wie Frau Bundesrätin Dreifuss jetzt noch 
gesagt hat, mitnehmen als gar nichts: Denn es gibt nach wie 
vor einige Leute, die als Totengräber des gesamten Projek­
tes wirken wollen. 
Interessant finde ich, dass diese Reduktionen der Mittel für 
Betreuungsplätze mit finanziellen Argumenten begründet 
werden. Während ich noch geredet habe, haben wir bereits 
wieder einen Zettel auf das Pult erhalten, wonach wir nach­
träglich noch 90 Millionen Franken für die Expo.02 bewilligen 
sollen. Man sieht also: Vorläufig liegen die finanziellen Priori­
taten nach wie vor bei der Expo und bei der Milch. Aber 
eben: Parlamentarische Arbeit ist ein zentimeterweises Vor­
ankommen, und deshalb ziehe ich den Antrag der Minder­
heit zurück und bleibe bei den bescheidenen 20 Millionen für 
2003, die Frau Bundesrätin Dreifuss angekündigt hat. 

La presidente (Maury Pasquier Liliane, presidente): La pro­
position de la minorite a ete retiree. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte seJon Ja proposition de Ja majorite 
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Parlamentarische Initiative 
Fehr Jacqueline. 
Anstossfinanzierung 
für familieners.änzende 
Betreuungsplatze 
Initiative parlementaire 
Fehr Jacqueline. 
lncitation financiere pour la creation 
de places d'accueil pour enfants 
en dehors du cadre familial 

Schlussabstimmung - Vote final 
Einre1chungsdatum 22 03 00 
Pate de depöt 22 03 oo 
Bericht SGK-NR 22.02.01 
Rapport CSSS-CN 22 02 01 
Nat1onalrat/Conse1I national 21 03 01 (Erste Phase - Premiere etape) 

Bericht SGK-NR 22.02.02 (88120024219) 
Rapport CSSS-CN 22.02.02 (FF 2002 3925) 
Stellungnahme des Bundesrates 27.03 02 (BBI 2002 4262) 
Avis du Conseil federal 27.03 02 (FF 2002 3970) 
Nat1onalrat/Conse1I national 17 04 02 (Zweite Phase - Deux1eme etape) 

Standerat/Conse1I des Etats 18.06.02 (Zweitrat - Deux1eme Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 30.09.02 (Differenzen - D1vergences) 

Nat1onalrat/Conse1I national 04.10.02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Standerat/Conse1I des Etats 04.10.02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses 1 (BBI 2002 6488) 
Tex1e de l'acte leg1slat1f 1 (FF 2002 6029) 

1. Bundesgesetz über Finanzhilfen für familienergän­
zende Kinderbetreuung 
1. Loi federale sur les aides financieres a l'accueil extra­
familial pour enfants 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 00.403/2883} 
Für Annahme des Entwurfes .... 120 Stimmen 
Dagegen .... 58 Stimmen 
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01.023 

Bundesrechtspflege. 
Totalrevision 
Organisation judiciaire federale. 
Revision totale 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 28 02 01 (BBI 2001 4202) 
Message du Conseil federal 28 02 01 (FF 2001 4000) 
Stellungnahme des Bundesgerichtes 23 02 01 (BBI 2001 5890) 
Prise de pos1t1on du Tribunal federal 23 02 01 (FF 2001 5622) 
Stellungnahme des E1dgenoss1schen Versicherungsgerichtes 22.12.00 
(BBI 2001 5890) 
Prise de pos1t1on du Tribunal federal des assurances 22.12 00 
(FF 2001 5622) 
Zusatzbotschaft des Bundesrates 28.09.01 (BBI 2001 6049) 
Message add1t1onnel du Conseil federal 28 09.01 (FF 2001 5751) 
Zusatzbericht RK-SR 16 11.01 (BBI 2002 1181) 
Rapport add1t1onnel CAJ-CE 16 11 01 (FF 2002 1128) 
Standerat/Conse1I des Etats 06 12.01 (Erstrat - Premier Conseil) 

Standerat/Conse1I des Etats 19 03 02 (Fortsetzung - Suite) 

Zusatzbericht RK-SR 23 05 02 (BBI 2002 5903) 
Rapport add1t1onnel CAJ-CE 23 05.02 (FF 2002 5487) 
Standerat/Conse1I des Etats 05.06.02 (Fortsetzung - Suite) 

Nat1onalrat/Conse1I national 13.06.02 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Standerat/Conse1I des Etats 19.06.02 (Differenzen - D1vergences) 

Nat1onalrat/Conse1I national 20.06.02 (Differenzen - D1vergences) 

Standerat/Conse1I des Etats 21 06.02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Nat1onalrat/Conse1I national 21.06.02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses 7 (BBI 2002 4456) 
Texte de l'acte leg1slat1f 7 (FF 2002 4153) 
Nationalrat/Conseil national 17.09.02 (Fortsetzung- Suite) 

Nat1onalrat/Conse1I national 17.09 02 (Fortsetzung - Suite) 

Standerat/Conse1I des Etats 24.09.02 (Differenzen - D1vergences) 

Nat1onalrat/Conse1I national 30.09.02 (Differenzen - D1vergences) 

Stande rat/Conseil des Etats 04.10 02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 04.10.02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses 2 (881 2002 6493) 
Texte de l'acte leg1slat1f 2 (FF 2002 6034) 
Tex1 des Erlasses 4 (AS 2002 3147) 
Tex1e de l'acte leg1slatif 4 (RO 2002 3147) 

2. Bundesgesetz über das Bundesstrafgericht 
2. Loi federale sur le Tribunal penal federal 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 01.023/2884) 
Für Annahme des Entwurfes .... 181 Stimmen 
Dagegen .... 1 Stimme 
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Vote final 

Abstimmung vom/ Vote du: 04.10.2002 09:21 :38 
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00.014 Conseil des Etats 938 4 octobre 2002 

00.014 

11. AHV-Revision 
11e revision de l'AVS 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 02.02 00 (BBI 2000 1865) 
Message du Conseil federal 02.02.00 (FF 2000 1771) 
Nat1onalrat/Conse1I national 07 05.01 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nat1onalrat/Conse1I national 08 05 01 (Fortsetzung - Suite) 

Nat1onalrat/Conse1I national 08.05.01 (Fortsetzung - Suite) 

Nat1onalrat/Conse1I national 08.05.01 (Fortsetzung - Suite) 

Nat1onalrat/Conse1I national 08 05 01 (Fortsetzung - Suite) 

Nat1onalrat/Conse1I national 09 05 01 (Fortsetzung - Suite) 

Nat1onalrat/Conse1I national 13.12.01 (Fortsetzung-Suite) 

Standerat/Conse1I des Etats 25 09.02 (Zweitrat - Deux1eme Conseil) 

Standerat/Conse1I des Etats 26 09 02 (Fortsetzung - Suite) 

Nat1onalrat/Conse1I national 02.10.02 (Differenzen - D1vergences) 

Nationalrat/Conseil national 04.10 02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Standerat/Conse1I des Etats 04.10.02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses 3 (BBI 2002 6491) 
Texte de l'acte leg1slatif 3 (FF 2002 6032) 

3. Bundesgesetz betreffend die Überweisung von Mit­
teln des Ausgleichsfonds der Erwerbsersatzordnung in 
die Invalidenversicherung 
3. Lei federale concernant Je transfert de capitaux du 
Fonds de compensation du regime des allocations pour 
perte de gain en faveur de l'assurance-invalidite 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 43 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

00.403 

Parlamentarische Initiative 
Fehr Jacqueline. 
Anstossfinanzierung 
für familienergänzende 
Betreuungsplätze 
Initiative parlementaire 
Fehr Jacqueline. 
lncitation financiere pour la creation 
de places d'accueil pour enfants 
en dehors du cadre familial 

Schlussabstimmung - Vote final 
E1nre1chunqsdatum 22 03 00 
Date de depöt 22 03 00 
Bericht SGK-NR 22.02.01 
Rapport CSSS-CN 22 02 01 
Nat1onalrat/Conse1I national 21.03.01 (Erste Phase - Premiere etape) 

Bericht SGK-NR 22 02 02 (BBI 2002 4219) 
Rapport CSSS-CN 22.02.02 (FF 2002 3925) 

Stellungnahme des Bundesrates 27.03.02 (BBI 2002 4262) 
Avis du Conseil federal 27 03 02 (FF 2002 3970) 
Nat1onalrat/Conse1I national 17.04.02 (Zweite Phase - Deux1eme etape) 

Standerat/Conse1I des Etats 18.06.02 (Zweitrat - Deux1eme Conseil) 

Nat1onalrat/Conse1I national 30.09.02 (Differenzen - D1vergences) 

Nat1onalrat/Conse1I national 04.10 02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Stande rat/Conseil des Etats 04.10.02 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses 1 (BBI 2002 6488) 
Texte de l'acte leg1slat1f 1 (FF 2002 6029) 

1. Bundesgesetz über Finanzhilfen für familienergän­
zende Kinderbetreuung 
1. Lei federale sur les aides financieres a l'accueil extra­
familial pour enfants 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 24 Stimmen 
Dagegen .... 9 Stimmen 

Bulletin offlciel de l'Assemblee federale 


